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Wirtſchaftskriſis, Erwerbsloſigkeit und Siedlung 


von Landeskulturdirektor Dr. Kurig, Königsberg Pr. 


= Das Heer der Arbeitsloſen kann nur dann wieder | Wohnungsbaues die Bevölkerung in den Städten feſt⸗ 
| in den Produktionsprozeß eingegliedert werden, wenn | gehalten worden, anſtatt den Rückzug aufs Land 
unter Einſchaltung der vorhandenen Arbeitskräfte vorzubereiten. Es iſt nicht genügend geprüft worden, 


Produktion und Konſum in ein ausgeglichenes Ver⸗ ob für die Menſchen in den Städten auf die Dauer 
hältnis zueinander gebracht werden. Eine eindeutige genügend Erwerbsmöglichkeiten vorhanden ſein 
Löſung iſt umſo ſchwieriger, als neben wirtſchaft- werden. Die Entwicklung hat bereits erwieſen, daß 
lichen Faktoren auch politiſche die Weltwirtſchafts- Fehlleitungen des Baukapitals*) nicht vermieden 
lage und insbeſondere die Wirtſchaftslage Deutſch-⸗ worden ſind. Die wirtſchaftliche Entwicklung hat 
lands beeinfluſſen. Von entſcheidender Bedeutung eine Umkehr erfahren. Der Konjunkturniedergang 
werden aber auch künftig die wirtſchaftlichen Faktoren nach dem Kriege iſt in erſter Linie aus einer 
ſein. Um daher Stellung nehmen zu können zu der Strukturwandlung der geſamten Weltwirtſchaft 
Frage, inwieweit die Stadtrand- und ländliche zu erklären. 
Siedlung zur Löſung der Arbeitsloſenfrage beizu Wie hat ſich die Landwirtſch aft Deutſchlands in 
tragen vermag, muß auf die wirtſchaftlichen Zu⸗ der Welttriſis verhalten? Unter dem Druck der Welt⸗ 
ſammenhänge eingegangen werden, welche das rieſige agrarpreiſe, durch die beſonders die Getreidepreiſe 
Ausmaß der Erwerbsloſigkeit in allen Ländern zur in Mitleidenſchaft gezogen worden find, hat ſich hin⸗ 
Folge gehabt haben. Es wird zu prüfen ſein, ob ſichtlich der Lebensfähigkeit der verſchiedenen Betriebs⸗ 
die Wirtſchaft aus ſich heraus ohne weſentliche größen die Folge ergeben, daß die landwirtſchaft⸗ 
Strukturveränderungen die Kriſe zu überwinden ver⸗ lichen Großbetriebe nur durch hohe Schutzzölle und 
mag. Aus dieſer Prüfung wird ſich die Bedeutung ſtaatliche Subventionen wirtſchaftlich zu halten ſind 
der Siedlung für die Löſung des Erwerbsloſen⸗ Dabei wird von den Intereſſenten, und zwar mit 
problems ergeben. Dabei ſoll insbeſondere darge⸗ ausreichenden Gründen, darauf hingewieſen, daß die 
legt werden, welche unmittelbaren Beziehungen in bisherige Unterſtützung für die Lebensfähigkeit der 
der Provinz Oftpreußen zwischen Siedlung und Er- Großbetriebe nicht genüge. Die Lebensfähigkeit der 
werbsloſigkeit beſtehen. kleinbäuerlichen Betriebe iſt durch die Agrarkriſe 
nicht ſo ſtark vermindert worden. Im weſentlichen 
iſt dieſes darauf zurückzuführen, daß der Kleinbetrieb 
ſich beſſer der jeweiligen Konjunktur anpaſſen und 
ſtärker der Veredlungswirtſchaft zuwenden konnte, 
die verhältnismäßig im geringeren Maße von dem 


Im Zeitalter der Induſtrialiſierung hatten wir 
uns daran gewöhnt, daß ſich mit der Mechaniſierung 
die geſamte Volkswirtſchaft in aufſteigender Kon⸗ 
junktur bewegte. Daher beſtanden gegen einen 
ſtarken Wohnungsbau in den Städten keine Bedenken. 


In dieſen Gedankengängen bewegten wir uns auch 2 

1 8 A Vergl. Bruck: D ä ; E 
nach dem Kriege. Auch in den letzten Jahren iſt e e eee en 
dieler durch eine beſondere Förderung des ſtädtiſchen Planung und Siedlung, Münſter 1931. 
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Preisſturz erfaßt worden iſt, ferner aber auch auf | 
die den bäuerlichen Betrieben eigene ſtärkere Kon⸗ 


traktionsfähigkeit hinſichtlich der perſönlichen Auf⸗ 


wendung. Es muß aber darauf hingewieſen werden, 


daß die agrarpolitiſchen Maßnahmen auch auf die 
Erhaltung eines kulturell geſunden Bauernſtandes 
abgeſtellt ſein müſſen und daher an die Kontraktions⸗ 
fähigkeit nicht zu große Anſprüche geſtellt werden dürfen. 

In der bisherigen agrarwirtſchaftlichen Ent⸗ 
wicklung liegt eine ausreichende wirtſchaftliche Be⸗ 
gründung für die Vermehrung der landwirtſchaftlichen 
Kleinbetriebe und die Aufteilung geeigneter land⸗ 
wirtſchaftlicher Großbetriebe, alſo für die Förderung 
der ländlichen Siedlung. Dieſe Förderung iſt umſo 
dringlicher, als infolge der Agrarkriſis die Groß⸗ 
betriebe gezwungen waren, die Ausgaben auf dem 


Lohnkonto in erheblichem Maße einzuſchränken. Da⸗ 


durch iſt auch in der Landwirtſchaft eine Steigerung 
der Erwerbsloſigkeit der Arbeiter eingetreten. 


Der einfachſte Weg zur Beſeitigung dieſer Er⸗ 


werbsloſigkeit iſt die Unterbringung landwirtſchaft⸗ 


licher Arbeiter auf neu zu ſchaffenden landwirtſchaft⸗ 


lichen Kleinſtellen. 
Von entſcheidender Bedeutung für die Erwerbs⸗ 


loſigkeit in der Induſtrie iſt die ſtark forcierte Mecha- 


niſierung und Rationaliſierung in den letzten Jahr⸗ 
zehnten. Dadurch iſt eine Überproduktion hervor⸗ 
gerufen worden, welche in erſter Linie für die ungeheure 


Arbeitsloſigkeit in der ganzen Welt verantwortlich 


zu machen iſt. Beim Suchen nach dem Ausweg iſt 


zunächſt zu prüfen, ob nicht die Wirtſchaft aus ſich | 
ſelbſt heraus ohne Anderung ihrer Struktur eine 


Anpaſſung der Produktion an den Konſum oder 
des Konſums an die geſtiegene Produktion ſchaffen 
könnte. Die Hoffnung weiter Kreiſe von Unternehmern 
geht dahin, daß, falls erſt einmal die Kreditſchwierig⸗ 
keiten überwunden ſeien, der Konſum ſich der Pro⸗ 
duktion anpaſſen würde. Es kann aber nicht an⸗ 
genommen werden, daß dieſe Hoffnung in Erfüllung 
gehen wird. Die einfache Überlegung zeigt bereits, 
daß für viele Produkte eine abſolute Grenze des 
Verbrauchs geſetzt iſt, die ohne weſentlichen Mehr⸗ 
konſum erreicht ſein wird; darüber hinaus aber haben 
die Schranken, die allenthalben von den Ländern 
um ihre Wirtſchaftsgebiete gelegt worden ſind, eine 
Verminderung des Verbrauchs herbeigeführt. 

Welche geringen Hoffnungen auch auf eine Steige⸗ 
rung des Exports geſetzt werden dürfen, zeigt die 
Entwicklung des letzten Jahres. Auch Länder, die 
in einer weit beſſeren wirtſchaftlichen Lage als Deutſch⸗ 
land ſich befinden, kämpfen um die Erhaltung und 
Steigerung ihres bisherigen Exports. Dabei iſt zu 
berückſichtigen, daß der Anteil Europas an dem Welt⸗ 
handel von 1913 bis 1929 von 62,3 % auf 470% 
geſunken iſt. Ferner iſt zu berückſichtigen, daß Deutſch⸗ 
land, beſonders in den Abſatzgebieten im Oſten und 
Südoſten Europas, mit der Konkurrenz des kapital⸗ 
kräftigſten Landes Europas zu rechnen hat. 

Es ergibt ſich alſo, daß zur Geſundung unſerer 
Geſamtwirtſchaft in erſter Linie auf eine Erweiterung 
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des Binnenmarktkonſums hinzuwirken iſt. Wie aus⸗ 
ſchlaggebend der Binnenmarkt überhaupt für Deutſch⸗ 
land iſt, zeigt ſich auch darin, daß von den in Deutjch- 
land hergeſtellten Verbrauchsgütern etwa 82 v. H. im 
Inland und nur 18 v. H. im Ausland abgeſetzt werden. 
Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß für ein 60-Millionen⸗ 
Volk mit den vielen weltwirtſchaftlichen Beziehungen 
die Selbſtgenügſamkeit in den eigenen Wirtſchafts⸗ 
grenzen nicht in Frage kommt. Es ſoll auch nicht 
überſehen werden, daß allen Bemühungen, durch 
Anderung der Wirtſchaftsorganiſation eine An⸗ 
gleichung von Produktion und Konſum zu erzielen, 
finanzielle Schwierigkeiten ungewöhnlichen Ausmaßes 
gegenüberſtehen. Es gilt aber die Folgen aus der 
Erkenntnis über die Bedeutung des Binnenmarktes 
zu ziehen, und mit den vorhandenen wirtſchaftlichen 
Kräften ein Höchſtmaß der Anpaſſung des Konſums 
an die Produktion zu erzielen. Die Wandlung der 
Wirtſchaft wird ſelbſtverſtändlich auch in der Induſtrie 
und im Handel zur Auswirkung kommen müſſen. Eine 
beſondere Bedeutung wird dabei der Schaffung ges 
werblicher Betriebe auf dem Lande zukommen. Die 
vorſtädtiſche und ländliche Siedlung iſt aber ein 
Faktor, der ſich in beſonders ſtarkem Maße fördernd 
auf den Binnenmarkt und belebend auf viele Wirt- 
ſchaftszweige auszuwirken vermag. Während die 
Induſtrie den Weg der Ausſchaltung des 
Arbeiters durch die Maſchine gegangen iſt, 
wird durch die Siedlung eine Arbeits» 
intenſivierung der Landwirtſchaft erfolgen, 
wobei Wirtſchaftsbetriebe geſchaffen werden, 
die ſich bisher kriſenfeſt gezeigt haben und 
auch elaſtiſch genug ſind, ſich ſtarken wirt— 
ſchaftlichen Konjunkturveränderungen anzu— 
paſſen. Bei der Errichtung der Siedlungen findet 
eine ſtarke Belebung des Baumarktes ſtatt. Eine 
beſondere Bedeutung wird dabei die Schaffung ge— 
werblicher Betriebe auf dem Lande zukommen. Die 
Siedlung hat ferner zur Folge, daß neue gewerbliche 
und induſtrielle Unternehmungen und weitere Arbeits⸗ 
gelegenheiten geſchaffen werden. Insbeſondere muß 
der große Bedarf der Siedlerſtellen an landwirt⸗ 
ſchaftlichen Maſchinen und Geräten befriedigt werden. 
Unterſuchungen der letzten Jahre haben ergeben, daß 
die ländlichen Siedlungen einen erheblichen Teil der 
Geſamtproduktion der deutſchen Landmaſchinen⸗ 
induſtrie aufnehmen. Darüber hinaus hat die dichtere 
Beſiedlung des Landes eine Förderung von vielen 
gewerblichen und kaufmänniſchen Betrieben zur Folge. 

Es ſoll nicht verkannt werden, daß jeder Neuſchaffung 
von neuen Wirtſchaftsbetrieben wegen der gegen⸗ 
wärtigen finanziellen Lage Deutſchlands, beſonders 
infolge der internationalen Kreditſchwierigkeiten, 
große Hemmungen entgegenſtehen. Daher kann auch 
kaum die vielfach gehegte Hoffnung in Erfüllung gehen, 
daß Hunderttauſende, ja Millionen von Menſchen 
durch die Siedlung, ſei es unmittelbar durch An⸗ 
ſetzung auf vorſtädtiſchen oder ländlichen Siedlungen, 
oder mittelbar durch die Belebung der Wirtſchaft 
in kurzer Zeit Beſchäftigung finden werden. Die 


vorhandenen geringen Mittel müſſen aber dort ein II. Anteil der Arbeitſuchenden in Oſtpreußen 


geſetzt werden, wo am eheſten eine Wirkung gegen an der Zahl der Erwerbstätigen.“) 
die Wirtſchaftskriſis erwartet werden kann. enge enfallen Urbeitfuhende 
19 
II. Stichtag 9 —— 

Auch in Oſtpreußen erfolgte beiden landwirtſchaft⸗ g bst te Sn 
lichen Großbetrieben in Verfolg der notwendigen um⸗ Landwirtſchaft e 
ſtellung eine Herabſetzung des Lohnkontos. Sowohl | m — 
von jeiten der Großgrundbeſitzer, die hinſichtlich des J aeg 
Lohnaufwandes im Laufe des Wirtſchaftsjahres beweg⸗ 15. April 8.8 97 124 
licher ſein wollten, wie auch von ſeiten der Arbeiter, 15. Juli 4.7 98 5 
die nach Unabhängigkeit ſtrebten, wurde in den letzten 15. Oktober 5,6 0,9 | 9,9 


Jahren vielfach dahin gewirkt, daß das Deputanten⸗ Es wird nun behauptet, daß unmittelbar durch die 
verhältnis in ein freies Arbeitsverhältnis umgewandelt Beſiedlung der großen Güter die Zahl der arbeits⸗ 
wurde. Dieſe Umſtellung führte dazu, daß im Jahre loſen Landarbeiter vermehrt würde. Im Jahre 1930 
1929 in Oſtpreußen etwa 4 700 Werkwohnungen iſt in Oſtpreußen eine Fläche von insgeſamtrd. 24402 ha 
leerſtanden. Leider ſind im vorigen und im laufenden beſiedelt worden, im Jahre 1931 eine Fläche von 
Jahre darüber keine weiteren Erhebungen veran⸗ rd. 27893 ha. Es darf angenommen werden, daß etwa 
ſtaltet worden. Es iſt aber anzunehmen, daß die eine Landarbeiterfamilie auf eine Fläche von 25 ha 
Zahl der Leerwohnungen im laufenden Jahre wieder entfällt. Danach würden im Jahre 1930 etwa 
zurückgegangen it, da ſich mit Rückſicht auf die 1000 Familien, im Jahre 1931 etwa 1100 Familien 
ſteigende Arbeitsloſigkeit auch in der Landwirtſchaft von Landarbeitern freigeſtellt und den landwirtſchaft⸗ 
die Arbeiter wieder zu einem feſteren Verhältnis lichen Arbeitsmarkt belaſtet haben, abzüglich der 
zum Arbeitgeber drängen. Andrerſeits iſt der land⸗ Familien, die auf Siedlerſtellen angeſetzt worden ſind. 
wirtſchaftliche Arbeitgeber auch eher geneigt, mit Es kann hiergegen nicht eingewandt werden, daß 
Rückſicht auf die Geldknappheit den Lohn in natura im allgemeinen ſämtliche durch die Beſiedlung der 
zu geben. Aus dem Vorhandenſein der vielen Leer⸗ großen Güter freiwerdenden Arbeitskräfte auf anderen 
wohnungen ergibt ſich in vielen Fällen aber die Gütern als landwirtſchaftliche Arbeiter untergebracht 
Möglichkeit, durch Teilſiedlung eine erhebliche An⸗ oder auf Siedlerſtellen angeſetzt worden ſeien, denn 
zahl von Siedlerſtellen ohne ſtarke Inanſpruchnahme die nicht angeſetzten Arbeiter belaſten doch den land⸗ 
des Kapitalmarktes zu errichten. 5 wirtſchaftlichen Arbeitsmarkt, ſoweit ſie noch als 
Der betriebswirtſchaftlich begründete Wille des Arbeiter tätig ſein wollen. 
Großgrundbeſitzers, nur den unbedingt notwendigen Wichtig und entſcheidend iſt die Frage, wieviele 
Stamm von Arbeitern zu behalten, hat neben anderen Stellen an landwirtſchaftliche Arbeiter und Angeſtellte 
Ursachen zur Folge gehabt, daß die Arbeitsloſigkeit überhaupt abgegeben worden ſind. Für das Jahr 
in der Landwirtſchaft einen immer ſtärkeren Umfang 1930 liegt eine Anterſuchung vor, aus der ſich ergibt, 
annahm. Die Zahl der Arbeitſuchenden in der Land⸗ daß 17,5 v. H. der Siedlerſtellen an landwirtſchaft⸗ 
wirtſchaft in der Zeit vom 1. Oktober 1930 bis zum liche Arbeiter, die auf den Siedlungsgütern beſchäftigt 
1. Oktober 1931 bewegte ſich zwiſchen rund 3500 geweſen waren, vergeben worden ſind. Die meiſten 
und 16000. Ungefähr die Hälfte davon waren Frei⸗ der übrigen Arbeiter haben wieder Beſchäftigung auf 
arbeiter. Die tatſächliche Zahl der arbeitsloſen Land⸗ einem anderen Gute gefunden. Wieviele landwirt⸗ 
arbeiter dürfte aber noch höher ſein, da in dieſen ſchaftlichen Arbeiter unmittelbar durch die Siedlung 
Zahlen nur die bei den Arbeitsämtern gemeldeten erwerbslos geworden ſind, läßt ſich ſehr ſchwer feſt⸗ 
Arbeitſuchenden erfaßt worden find. Das Verhältnis ſtellen. Es dürfte aber nach den getroffenen Ermitt⸗ 
der Zahl der Arbeitjuhenden in der Bauwirtſchaft lungen nur eine verhältnismäßig geringe Zahl ſein. Von 
zu der in der Induſtrie Oſtpreußens ergibt ſich aus weſentlicher Bedeutung iſt es aber, daß über die 17,5 


folgenden Nachweiſungen. 0 eg 1 95 1 und zwar etwa 
i de in Oſtpreußen. 9 9 er Siedlerſtellen, an landwirtſchaft⸗ 

en —9 5 1 liche Arbeiter und Angeſtellte vergeben re 

davon entfallen auf das ſind, da im Jahre 1930 die Zahl der in Oſtpreußen 


Sie ai errichteten Siedlerſtellen 2137 betrug, rd. 9620 Stellen. 

Arbeit⸗ Landwittſchaft ſonſtige Berufs | Daraus ergibt ſich, daß tatſächlich durch die Siedlung 

Stictag | ſacende { ser fkeeine Belaſtung des landwirtſchaftlichen Arbeitsmarktes 
I unsgeſamt v. H der vo erfolgt iſt, vielmehr die Möglichkeit beſteht, durch Ver⸗ 


Geſamt⸗ Geſamt⸗ \ ! 

uberhaupt (J Uberbaupt (892 gebung von weiteren Siedlerſtellen an Landarbeiter 

1 — CH 4 ——— eine Entlaftung des landwirtſchaftlichen Arbeits⸗ 

15. Januar | 112241 | 15100 13.5 | 97141 86.5 ) Die Zahl der Erwerbstätigen betrug nach der Zählun 
15. April 109 370 | 18974 146 | 93405 | 85,4 | vom 16. 6. 1925 —1 241 708 SPerfonen; davon 8 5 
5 58636 | 4932 | 8,4 | 53704 | 91,6 auf die Landwirtſchaft 593 558, auf die ſonſtigen Berufs⸗ 


15. Oktober | 69564 | 5557 8,0 | 64007 92,0 gruppen 648 150 Perſonen. 
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marktes bis auf das der Wirtſchaftslage entſprechende 
Maß herbeizuführen. Die Entlaſtung wird ſoweit 
gefördert werden können, daß ich auch für Nichtland⸗ 
arbeiter Einſtellungsmöglichkeiten in der Landwirt⸗ 
ſchaft ergeben. Dabei find ſelbſtverſtändlich auslän⸗ 
diſche Arbeiter vom landwirtſchaftlichen Arbeitsmarkt 
fernzuhalten. 

Eine Entlaſtung des allgemeinen Arbeitsmarktes 
wird auch dadurch herbeigeführt, daß bei ſämtlichen 
Siedlungsarbeiten, insbeſondere der Ausführung der 
Bauten, eine große Zahl gewerblicher wie landwirt⸗ 
ſchaftlicher Arbeiter zuſätzlich beſchäftigt werden. 
Wenn im Durchſchnitt auf jedes Siedlungsgehöft 
unter Berückſichtigung der Umbauten, 1,5 Bau⸗ 
arbeiter mit je 300 Arbeitstagen (= ein Jahr) 
gerechnet wird, ſo würden im Jahre 1929 rund 
2190, im Jahre 1930 rund 3660 und im Jahre 
1931 rund 3750 Bauarbeiter lediglich bei Sied— 
lungsbauten beſchäftigt worden ſein; dazu 
kommen noch die Arbeiten, die zur Ausführung der 
Folgeeinrichtungen und Meliorationen erforderlich 
waren, ferner für die Regelung der öffentlich-xecht⸗ 
lichen Angelegenheiten (Gemeinde, Schule, Kirche). 
Welche Bedeutung die Siedlungsarbeiten für das 
Baugewerbe haben, ergibt ſich aus einem Vergleich 
der durch die Siedlung beſchäftigten Bauarbeiter mit 
der Zahl der arbeitſuchenden im Baugewerbe. Dieſe 
Zahl bewegte ſich in der Zeit vom 1. 10. 1930 bis 
1. 10. 1931 zwiſchen rd. 5000 und 16 000 Arbeitern. 

Die Bedeutung der Siedlung für die Feſthaltung 
aller auf dem Lande befindlichen Menſchen ergibt ſich 
aus dem Wanderverluſt, den Oſtpreußen in den letzten 
Jahren erlitten hat, und der vor allem die in der 
Landwirtſchaft Tätigen betraf. Der Wanderverluſt 


betrug 1926 = 6481 Perſonen 
1927 = 12797 er 
1928 — 14118 9 
1929 = 20 542 


” 


1930 d 50000 „u=s©*): 
Der Anteil, der in der Landwirtſchaft in Oſtpreußen 

berufszugehörigen Bevölkerung im Jahre 1882 betrug 
65 v. H., im Jahre 1925 nur noch rund 45 v. H. Die 
Geſamtbevölkerung der Provinz ſtieg von 1907 bis 
1925 um 160094 Perſonen, d. h. um 7,6 v. H., das | 
gegen nahm die Zahl der Berufszugehörigen in der 
Landwirtſchaft, Gärtnerei, Tierzucht, Forſtwirtſchaft 
und Fiſcherei um 60 752 Perſonen, d. h. um 5,5 v. H. 
ab. Dieſe Zahlen ſind ein Beleg dafür, daß auch aus 
allgemeinen bevölkerungs⸗ und nationalpolitiſchen 
Erwägungen die Siedlung in Oſtpreußen einer ſtarken 
Förderung bedarf. 


III. 

Aus vorſtehenden Erwägungen ergibt ſich, daß 
vordringliche Aufgabe zunächſt die Entlaſtung des 
landwirtſchaftlichen Arbeitsmarktes durch Anſiedlung 
einer noch größeren Zahl von landwirtſchaftlichen 


*) In der erſten Hälfte des Jahres 1931 war in Aus⸗ 
wirkung der Arbeitsmarktlage, beſonders im Weſten Deutſch⸗ 
lands, ein Wanderzuwachs von 1800 Perſonen zu ver⸗ 
zeichnen. 
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Arbeitnehmern ſein wird. Dabeiwird es weniger darauf 
ankommen, arbeitslos werdende Landarbeiter auf 
Siedlerſtellen anzuſetzen. Es kommen nur die 
wirklich tüchtigen und geeigneten Landar— 
beiter als Siedler in Frage; die durch die 
Anſetzung freiwerdenden Stellen ſtehen dann 
arbeitsloſen Arbeitern zur Verfügung. Das 
mit der Erwerber der Stelle auch ein genügendes 
Eigenintereſſe an der erworbenen Stelle hat, wird 
auch künftig wie bisher davon auszugehen ſein, daß 
der Erwerber, wenn auch nur in geringem Maße, 
ſich mit eigenem Kapital an der Siedlerſtelle beteiligt. 
Es wird noch darauf einzugehen ſein, wie dieſes Eigen⸗ 
intereſſe bei kapitalſchwachen Bewerbern, alſo be— 
ſonders bei Arbeitern, durch Mitarbeit bei Errichtung 
der Stelle erreicht werden kann. 

Bei den allgemeinen Schwierigkeiten iſt nicht da⸗ 
mit zu rechnen, daß Induſtriearbeiter in erheblicher 
Zahl auf ländlichen Stellen angeſiedelt werden 
können. Zunächſt muß der landwirtſchaftliche Arbeits⸗ 
markt entlaſtet und müſſen die auf dem Lande be⸗ 
findlichen Menſchen feſtgehalten werden. Es wird 
darauf Bedacht zu nehmen ſein, daß ſolche Induſtrie⸗ 
arbeiter, die ſich erſt kurze Zeit in der Induſtrie be⸗ 
finden und vom Lande ſtammen, Gelegenheit erhalten, 
in der Landwirtſchaft Beſchäftigung zu finden und 
ſpäter gegebenenfalls auch Siedlerſtellen zu erwerben. 
Dazu dürfte umſo eher die Möglichteit beſtehen, wenn 
auf noch ſtärkere Vergebung der Siedlerſtellen an 
Landarbeiter als bisher hingewirkt wird. 

Es ſind aber auch Anſätze zur einer plan— 
mäßigen Anſetzung von Induſtriearbeitern 
auf ländlichen Siedlerſtellen vorhanden. So 
hat die Oſtpreußiſche Bau- und Siedlungsgeſellſchaft, 
Königsberg, in dieſem Jahre eine größere Zahl von 
ſogen. Induſtrierückwanderern angeſetzt. Dieſe Siedler 
ſtammen zum großen Teil aus landwirtſchaftlichen 
Verhältniſſen Oſtpreußens und waren nur verhältnis⸗ 
mäßig kurze Zeit als Induſtriearbeiter im Ruhrkohlen⸗ 
gebiet tätig geweſen. Unter Mitwirkung des Evan⸗ 
geliſchen Siedlungsdienſtes in Bielefeld und der 
evangeliſch kirchlichen Stellen im Weſten iſt eine ein⸗ 
gehende Prüfung einer außerordentlich großen Zahl 
von Bewerbern auf ihre Geeignetheit durchgeführt 
und ſind etwa 50 angeſetzt worden. Auch in anderen 
Provinzen ſind Verſuche mit der planmäßigen An⸗ 
ſetzung von Induſtriearbeitern gemacht oder in Ans 
griff genommen worden. Von entſcheidender 
Bedeutung für das Gelingen dieſer Verſuche 
iſt nach allen bisher gemachten Erfahrungen, 
daß die Arbeiter vom Lande ſtammen und 
noch nicht zu ſehr den ländlichen Verhält— 
niſſen entfremdet ſind. Dies gilt auch für die 
Frau des Siedlers. 

Größere Bedeutung für die landwirtſchaftliche Be⸗ 
tätigung durch Induſtrie⸗ und gewerbliche Arbeiter 
wird aber der vorſtädtiſchen Siedlung zus 
kommen. Die Nachkriegszeit hat einen großen Auf⸗ 
ſchwung der Schrebergartenbewegung gebracht. 


Darauf iſt weiter zu bauen, darüber hinaus gilt es 


aber auch Wohnſtellen mit einem landwirtſchaftlich 
be Gantt vor den Toren der Stadt für 
die gewerblichen Arbeiter zu ſchaffen. Die Mög⸗ 
lichkeit zur landwirtſchaftlichen Betätigung wird den 
Arbeitern in ſtärkerem Maße als bisher durch ent⸗ 
ſprechende Organiſationsänderungen der Betriebe 
zu geben ſein, damit durch Arbeitszeitkürzung 5 
Mehrbeſchäftigung von Arbeitern möglich wird. 
Die beſtehenden Schwierigkeiten müſſen überwunden 
werden. Der Vorſtadtſiedlung kommt eine ſo große 
Bedeutung für die Befriedigung breiter Maſſen zu, 
daß noch beſtehende Beſtimmungen der Einfügung 
weiterer Arbeitskräfte in die Wirtſchaft kein Hinder 
is bi dürfen. 

er nn Notverordnung vom 6. 10. 1931 
find Beſtimmungen getroffen worden über die 
leichterung der Förderung vorſtädtiſcher e | 
lung und Bereitjtellung von Kleingärten für ie 
Erwerbsloſen. Von beſonderer Bedeutung iſt, daß 
nach den Beſtimmungen der n e ANE 
Vergebung von Kleinſiedlungsſtellen oder 210 | 
gärten davon abhängig gemacht it, daß er 
Bewerber während einer gewiſſen * 
an der Aufſchließung des Geländes oder an 7 5 
Errichtung der wee eee e che 
Mittel aber für die Durchführung der oe 1 
Siedlung zur Verfügung geſtellt werden jo! 72 55 
bisher nicht bekannt geworden; mit Rückſich 929 | 
die Lage der Staatsfinanzen muß vor zu 115 4 
Hoffnungen gewarnt werden, ohne Aufwen 11 5 
an Kapital wird auch dieſe Fang d 1 15 | 
a 

d auch noch ſo gering un 0 
1 er jein. Es it an 
daß von vielen Seiten Zahlen über die zu errichten 1 
Siedlerſtellen genannt worden ſind, die der ar 
allgemeine Finanzlage des Staates ganz unbegründet 
an Irrtum anzunehmen, daß eine große 
Zahl von Induſtriearbeitern, die A ge: 
worden find, durch Bewirtſchaftung einer eh in 
Größe bis zu 4 Morgen eine ſelbſtändige wen enz 
verſchafft werden könnte. Die gärtneriſche Bear ei ung 
einer ſolchen Stelle — und nur die käme in . 
falls es ſich um eine volle Ackernahrung m 2 
ſoll — erfordert ſoviel Fachkenntniſſe, die der Ar eiter 
im allgemeinen nur durch längere Beſchäftigung in 
gärtneriſchen Betrieben ſich aneignen könnte. 11 
würden die Kleinſtellen mit Rückſicht auf die ſchlech e 
Marktlage für gärtneriſche Produkte meiſt mit un 
ſehr großen Riſiko behaftet ſein. Im weſentlichen 
wird es darauf ankommen, daß ſich die Arbeiter 
und Erwerbsloſen den Lebensmittelbedarf für ihre 
Familie auf geeignetem Boden in erheblichem Um⸗ 
f erarbeiten. N 

est 885 Bedeutung der vorſtädtiſchen Siedlung 
für die Geſamtwirtſchaft iſt es erforderlich, daß 
neben den ſtaatlichen Mitteln auch das Privat | 
kapital ſich an der Durchführung der Aufgabe be- | 
teilig. Das formelle und materielle Verfahren 
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wird ſo zu geſtalten j 
falls er eigene Mittel 
Verfügung ſtellen will, 
tiative belaſſen wird. 

die Induſtrie an 
Siedlung ein beſon 


ein, daß dem Unternehmer, 
in erheblichem Umfange zur 
auch eine ausreichende Ini- 
Jedenfalls müßte auch 
der Durchführung der 
deres Intereſſe haben, 
denn die Behebung der Erwerbsloſigkeit 
iſt nicht nur von rein wirtſchaftlichen Ge— 
ſichtspunkten aus zu löſen, jondern ſie 
iſt auch als eine Aufgabe zur Befriedigung 
breiter Maſſen dei Bevölkerung anzu⸗ 
ſehen, die nicht ohne Rückwirkung auf 
die Stabilität der Grundlagen unjerer 
Wirtſchaft und damit auch auf ihre Ren— 
tabilität ſein kann. 


IV. 

Auf dem Gebiete der ländlichen Siedlung iſt in 
den Jahren nach dem Kriege eine große Leiſtung 
vollbracht worden, in Preußen ſind bis einſchl. 1930 
rd. 33900 Siedlerſtellen, davon in der Provinz 
Oſtpreußen 7820 errichtet worden. Die ländliche 
Siedlung war eben von dem leidenſchaftlichen 
Wollen des Volkes getragen und mußte unter allen 
Umſtänden gefördert werden. Die privatwirtſchaft⸗ 
lichen Kräfte hielten ſich von der Durchführung der 
Aufgabe aber ſehr zurück. Die Siedlung wurde im 
weſentlichen mit ſtaatlichen Mitteln gefördert. Mit 
Rückſicht auf die ungünſtige Lage der ſtaatlichen 
Finanzen und im Hinblick auf die Aufgaben, die 
noch größer ſein werden als in der Vergangenheit, 
wird dahin zu wirken ſein, daß auch das Privat⸗ 
kapital an einer großzügigen Siedlung Intereſſe 
nimmt. Ferner wird mehr als bisher die 
Siedlung in den Aufgabenkreis der Geſamt⸗ 
wirtſchaft, alſo in die Verwirklichung der 
Anpaſſung der Produktion an den Konſum 
und in die Maßnahmen zur Erleichterung 
der Arbeitsmarktlage, einzuſpannen ſein. 

Die weſentlichen Vorausſetzungen zur Erreichung 
dieſer Ziele iſt eine bedeutende Verbilligung 
der Siedlerſtellen. Bisher konnten die Stellen 
nur dadurch zu angemeſſenen Preiſen und für die 
Siedler rentablen Bedingungen abgegeben werden, 
daß durch den Staat erheblich verbilligte Kredite 
zur Verfügung geſtellt wurden. Zwar ſind die 
Gebäudekoſten in den letzten Jahren beträchtlich ge⸗ 
ſenkt worden; trotzdem iſt zu niedrigeren Koſten be⸗ 
ſonders hinſichtlich der inneren Ausgeſtaltung der 
Gebäude mehr geleiſtet worden. Durch Verein⸗ 
fachung der Gebäude, beſonders Einſchränkung des 
Wohnteils, Verwendung billiger Bauſtoffe, vor allem 
von Holz, ſtärkſte Ausnutzung der alten Gebäude, 
wird es möglich ſein, eine weitere Verbilligung, 
und zwar bis auf die Hälfte der bisherigen Koſten 
und noch darunter, zu erzielen. Eine weitere Ver⸗ 
billigung iſt durch die Mit⸗ und Gemeinſchaftsarbeit 
der Siedler und durch die Einſchaltung des frei⸗ 
willigen Arbeitsdienſtes möglich. 

Die Siedler können durch ihre Mitarbeit nicht 
nur eine Verbilligung der Bauten, ſondern auch 


eine Senkung der bei der Siedlung notwendigen 
Folgeeinrichtungen und Meliorationen herbeiführen. 
Auf den Erfahrungen, die mit der Gemeinſchafts⸗ 
arbeit der Siedler, bisher gemacht worden ſind, 
wird weiter zu bauen ſein. Es gilt, an Kapital 
zu ſparen und dagegen die im Überfluß 


vorhandenen Arbeitskräfte bei Durch- 


führung der Siedlung einzuſetzen. 


Hierin 


liegt die große Hoffnung, daß trotz der Notlage 


auch künftig die ländliche Siedlung einen weiteren 
Aufſtieg nehmen wird. Es wird darauf ankommen, 


die Siedler ſchon frühzeitig, nach Möglichkeit zu 


Beginn des Verfahrens, in eine innere und äußere 
Beziehung zu dem Siedlungsverfahren zu bringen. 
Jedenfalls werden dann ſowohl nach der finanziellen 
Seite, wie auch hinſichtlich der Perſon des Siedlers, 
der für die Lebensfähigkeit der Siedlerſtelle von 
ausſchlaggebender Bedeutung iſt, die günſtigſten 
Erfolge zu erwarten ſein. 


Welche Auswirkungen der freiwillige Arbeits⸗ 


dienſt für die Verbilligung der Siedlung haben wird, 
läßt ſich zur Zeit noch nicht ſagen. Bisher fehlt 
ſowohl von ſeiten der Unternehmer wie von ſeiten 
der Erwerbsloſen, und auch der Arbeitnehmerver- 
bände jene Förderung, die den freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſt erſt zu einem bedeutenden Faktor in der 
Siedlung machen könnte. Gewiß können Bedenken 
gegen einzelne Beſtimmungen über den freiwilligen 
Arbeitsdienſt geltend gemacht werden; hier iſt aber 
ein Weg gewieſen, wie ſtaatliche Mittel nicht nur 
als Unterſtützung, ſondern auch zur Leiſtung pro= 
duktiver Arbeit, alſo zur Überwindung der Arbeits- 
loſigkeit zu verwenden ſind. Mit Rückſicht auf das 
große Ziel ſollten daher auch berechtigte Bedenken 
zunächſt zurückgeſtellt und von allen Beteiligten am 
freiwilligen Arbeitsdienſt tatkräftig mitgearbeitet 
werden. 

Auch die Landkoſten haben in den letzten 
Jahren eine Senkung erfahren; dieſe war gewiß 
nur gering; dabei iſt aber bei dem Vergleich zu 
berückſichtigen, daß früher Grundſtücke von der 
günſtigen Beſchaffenheit und Marktlage wie in den 
letzten Jahren nur ſelten für Siedlungszwecke in 
Anſpruch genommen worden ſind. 
ſchnitt gezahlten Landpreiſe entſprechen aber noch 
keineswegs dem inneren Wert der Grundſtücke. 
Es dürfte keinem Zweifel unterliegen — es ſei hier 
auf die Denkſchrift des Forſchungsinſtituts für Agrar⸗ 
und Siedlungsweſen verwieſen —, daß die 
Maßnahmen der Oſthilfe zu der Hochhaltung der 
Grundſtückspreiſe weſentlich beigetragen haben. 

Bei dieſen und anderen Maßnahmen wird darauf 
zu achten ſein, daß die Grundſtückspreiſe ſich den 
tatſächlichen Rentabilitätsverhältniſſen allmählich an⸗ 
paſſen. Nur ſo iſt auch ein Anreiz zur Einſchaltung 
des Privatkapitals in den Gütermarkt gegeben. 

Es wird zu erwägen ſein, das Siedlungs⸗ 
verfahren ſelbſt ſo zu geſtalten, daß auch der 
Siedlungsunternehmer ein ſtarkes Intereſſe an 
einer Beteiligung mit erheblichem eigenen Kapital 


Die im Durch⸗ 
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hat. Die Einengung der Freiheit des Giedlungs- 
unternehmers iſt durchaus erforderlich, ſolange die 
Siedlung im weſentlichen allein mit ſtaatlichen ver⸗ 
billigten Krediten und Beihilfen durchgeführt wird. 
Wenn es aber möglich wäre, dem Siedlungsunternehmer 
genügend Raum zur Entfaltung der eigenen Initiative 
zu laſſen, dürfte er bei Erleichterung der allgemeinen 
Kreditlage auch eher bereit ſein, eigene Mittel im 
ſtärkeren Maße als bisher zur Durchführung der 
Siedlung bereitzuſtellen. Als günſtige Folge würde 
ſich eine ſtärkere Konkurrenz und eine höhere Riſiko⸗ 
beteiligung der Unternehmer ergeben. Selbſtver⸗ 
ſtändlich werden auch künftig finanzielle Erleichterungen 
vom Staate gewährt werden müſſen. Mit den zur 
Verfügung ſtehenden ſtaatlichen Mitteln wird aber 
ein umſo größeres Siedlungsergebnis erzielt werden 
können, je mehr es gelingt, das Privatkapital für 
die ländliche Siedlung zu intereſſieren. 
V. 


Von beſonderem Intereſſe ſind die Vorſchläge, 
die vor kurzem in einer Denkſchrift „Die freie 
Landarbeiterwirtſchaftsſiedlung“ von 
Günther von Eiſenbarth-Rothe u. a. gemacht worden 
ſind. Die Vorſchläge gehen dahin, daß zwecks 
Sanierung von Großbetrieben Teilſiedlungen durch⸗ 
geführt und dabei etwa die Hälfte der auf dem Gute 
befindlichen Arbeiterfamilien auf etwa 5 ha großen, 
ſogenannten Landarbeiterwirtſchaftsſiedlungen, an⸗ 
geſetzt werden. Es wird dabei davon ausgegangen, 
daß der Großbetrieb ſich ſtärker dem Getreidebau, 
und die Kleinbetriebe der Viehwirtſchaft zuwenden 
ſollen. Die Kleinbetriebe ſollen eine Aufwandsent⸗ 
laſtung dadurch erfahren, daß ihnen von dem land⸗ 
abgebenden Großbetriebe die für die Beſtellung uſw. 
erforderlichen Geſpanne zur Verfügung geſtellt werden, 
ſie alſo keine Pferde zu halten brauchen, während 
dem Großbetrieb von den Kleinbetrieben Arbeits⸗ 
kräfte, vor allem während der Arbeitsſpitzenzeiten, 
zur Verfügung geſtellt werden. Dadurch ſoll eine 
höhere Lebenshaltung der Landarbeiter einerſeits 
und eine Entlaſtung des Lohnkontos der Großbetriebe 
andrerſeits erreicht werden. Die Landarbeiter ſollen 
auf dieſem Wege ſeßhaft gemacht, Aufſtiegsmöglich⸗ 
keiten für ſie geſchaffen und der Arbeitsmarkt ent⸗ 
laſtet werden. 

Es iſt ſehr zu begrüßen, daß der Großgrundbeſitz 
Vorſchläge macht, wie er durch eigene aktive Ein⸗ 
ſchaltung zur Löſung der dringenden Arbeitsloſen⸗ 
probleme beitragen kann. Die Vorſchläge gehen von 
der richtigen Vorausſetzung aus, daß durch die Ver⸗ 
wendung der Inſthäuſer, die ja in vielen Fällen leer 
ſtehen, eine bedeutende Verbilligung der Siedlung 
erzielt werden kann. Im übrigen enthalten die Vor⸗ 
ſchläge einen auch vom ſiedlungswirtſchaftlichen Stand⸗ 
punkt aus zu begrüßende Löſung durch die Teilſiedlung. 
Gegen die vorgeſehene Löſung im einzelnen ergeben 
ſich aber erhebliche betriebswirtſchaftliche Bedenken. 
Es wird nicht möglich ſein, den Kleinbetrieb in der 
vorgeſehenen Weiſe zu ſpezialiſieren, da die Renta⸗ 
bilität dann mit der Konjunktur vor allem der Kar⸗ 


toffeln und der Schweine, d 
ſchwankungen unterliegen, 

Die Folge würde ferner eine Abhängigkeit des 
Siedlers von dem Großbetriebe ſein, auf die er wahr⸗ 
ſcheinlich auf die Dauer nicht eingehen würde. Ein 
Zwang ſowohl für den Groß⸗, wie für den Klein⸗ 


ſtehen und fallen würde. 


betrieb zur einſeitigen Produktionsrichtung iſt nicht 


gegeben; im übrigen würde ein Zwang auch ſowohl 
im privat⸗ wie im volkswirtſchaftlichen Sinne uner⸗ 
wünſcht ſein. 


ie doch erheblichen Preis⸗ | 


Die Siedlung muß uſam 

als ein wirkſames Mittel . 
Wirtſchaftskriſis und insbeſondere der Er- 
werbsloſigkeit anerkannt werden. Sowohl 
die Kriſenlage der Weltwirtſchaft als auch 
die notwendige Erweiterung des Binnen- 
marktes laſſen es dringend erforderlich er⸗ 
ſcheinen, die Siedlung trotz der Notlage des 
Staates mit öffentlichen Mitteln noch über 
das bisherige Maß zu fördern. 


2 


Wie wird ſich das Siedlungsbauverfahren bei der ländlichen Siedlung 


künftig abſpielen? 


Neufaſſung vom 15. 10. 1931. 


von Oberregierungs⸗ 
endgültige Entſcheidung 
Wege künftig im Sied⸗ 
im Siedlungsbauweſen 


Es liegt zwar noch keine 
darüber vor, welche neuen 
lungsweſen und insbeſondere 
zu beſchreiten ſind, die Din 
in der Entwicklung und noch nicht ſpruchreif; es 
dürfte aber von Nutzen ſein, das künftige Bau⸗ 
verfahren — ſoweit Anhaltspunkte vorliegen — 
ſchon jetzt einmal vorſorglich zu ſkizzieren. 

Am zweckmäßigſten iſt ein beſ immtes Beiſpiel. 
Es ſei zum Beiſpiel ein nach Lage, Bodenart uſw. 
geeignetes Gut von 1000 Morgen zur Beſiedlung 
angekauft und ſoll nun mit 


1. Aufteilung 


Es wird künftig im allgemeinen folgende Fälle 


geben können: 
A. Fertigſiedlung 
a) Vollbauernſtellen 
b) Halbbauernſtellen 5 
c) Landarbeiter⸗ 
und Handwerkerſtellen 


B. Selbſthilfeſiedlung 
d) Selbſthilfeſiedlung eines 
arbeiters oder 
Werkhilfe 
e) Gruppenſiedlung 


ca. 60 Morgen, 
ca. 30 Morgen, 


ca. 20 Morgen. 


erwerbsloſen Land⸗ 


ca. 20 Morgen, 


sbau ca. 20 Morgen. 


Hierbei ijt angenommen, daß die Tendenz beſteht, 


g von mindeſtens 15 Morgen 


durch die Zuteilun 
Erwerbsloſe aus der Fürſorge 


möglichſt zahlreiche 
frei zu bekommen. 

Die Aufteilung ſei zum Beiſpiel etwa wie folgt 
angenommen: 


1. Allgemeiner Bedarf: Für Wege, 


Gräben, Dotationen pp. rd. 80 Morgen 
2. Siedlerſtellen und zwar: 
a) 7 Vollbauernſtellen 
je 60 Mig. - - 3 
b) 6 Halbbauernſtellen 
je 30 Mg... 180 „ 
c) 16 Kleinſtellen für Land⸗ 20 


arbeiter pp. je 20 Mrg. 
1000 Morgen 


ge ſind noch durchaus 


Gehöften bebaut werden. 


Handwerkers mit ländlicher 
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nicht beſchäftigt werden. 


und Baurat Dr. ing. Meyer, Königsberg Pr. 


Grundſatz muß nach wie vor blei i 
Kleinſtellen anzuſetzen als en 5 5 
Es kommen nun folgende Verfahren in Betracht: 
1 Sämtliche Stellen werden — wie bisher — unter 
entl. Heranziehung eines Bauunternehmers errichtet 
5 5 kommt jedoch in erſter Linie 
ilfe und der Gr i i 
See er II. und III.) 1 
Selbſthilfe. Ein ländlicher äfti 
oder erwerbsloſer Landarbeiter 75 5 
will ſich mit Verwandten und Bekannten ſein Ge⸗ 
höft ſelbſt bauen; ob er die Bauſtoffe ſelbſt be⸗ 
ſchafft, ob er ſie von Unternehmern bezieht, ob er 
alle Bauarbeiten ſelbſt ausführt oder teilweiſe dem 
Unternehmer überträgt, iſt ſeine eigene Angelegen⸗ 


heit als „Bauherr“. 


Die Erfahrung hat bei dieſem in i 
bereits durchgeführten ee ee 
Bauſtoffe am billigſten vom Siedlungsunternehmer 
bezogen werden, der im Großen einkauft. 

III. Gruppenſiedlungsbau. Eine Gruppe 
von etwa 60 Erwerbsloſen erbaut 15 Gehöfte durch 
eigene Arbeit. (Weiteres ſiehe Ziff. 3 u. 10 ff) 


a 2. Löhnung. 
ei den Erwerbsloſen dürft 
a. jein 2 
. vollunterjtüßte Erwerbsloſe (RM.2 
e .2.— pr 
B. Erwerbsloſe in der ne 
C. Erwerbsloſe in der Wohlfahrtsfürſorge 
D. . Erwerbloſe. ; 
In en nachſtehenden Ausführungen ſoll d in⸗ 
fachheit wegen nur mit dem vollen e 


betrag von RM. 2.— gerechnet und angenommen 


werden, daß tarifmäßig bezahlte Bauhandwerker 
ht i Werden Erwerbs. = 
ſchäftigt, die weniger als RM. 2.— ie = 
wird der Siedlungsträger die Differenz aus dem 
ihm zur Verfügung geſtellten Baukredit (vergleiche 


Ziff, 11) bezahlen müſſen. 


Zu I und II findet die Löhnun der 
0 g der Handwerker 

und Arbeiter durch den Siedlungs- od 
Statt, 9 er Bauunter⸗ 


Sit der ländliche Bauhandwerker als Bauherr 
nicht in der Erwerbsloſenfürſorge, ſo iſt die Ent⸗ 
ſchädigung an die Mitarbeiter ſeine Sache als Bau⸗ 
herr. Iſt er jedoch in der Fürſorge, ſo gibt es 
zwei Möglichkeiten: | 

A. Er ſorgt für feine Unterkunft und Verpflegung 

und erhält dann! 

1. RM. 2.— Erwerbslojenunterjtügung. 

2. evtl. eine auf etwa 15% des Arbeitslohn⸗ 
betrages zu bemeſſende Prämie, die den 
Anreiz bieten ſoll, den Neubau ſchnellſtens 
zu vollenden, jo daß der Siedlungsan⸗ 
wärter möglichſt bald aus der Erwerbs⸗ 
loſenfürſorge ausſcheidet. 

Für jeden Tag RM. 1.50, die in das 
Reichsſchuldbuch eingetragen werden und 
nach 5 Jahren im Geſamtbetrage zahl⸗ 
bar ſind. 

B. Er erhält freie Unterkunft und Verpflegung. 

An Lohn erhält er dann: 

1. RM. 2.00 — RM. 1.20 RM. —.80 in 
bar 

Eine Arbeitsprämie gemäß AI 


2. 


3. RM. 1.50 pro Tag gemäß Alll 
Zu III. Die Mitglieder einer Arbeitsgruppe 
erhalten: | 
1. RM. —.80 in bar, 


Prämie wie zu d) All. 

RM. 1.50 wie zu d) A (II. 

RM. 2.00 — RM. —.80 = RM. 1.20 
in Geſtalt freier Verpflegung. 

freie Unterkunft. 


3. Gruppenorganiſation. 

In den Gruppen, die homogen und auf gemein⸗ 
ſchaftlicher Geſinnungsbaſis aufgebaut ſein müſſen, 
ſollen im allgemeinen vorhanden jein ö 

J. ein vom Siedlungsunternehmer ausge⸗ 
wählter und von der Gruppe beſtätigter 
oder in Zweifelsfällen durch einfache 

Stimmenmehrheit gewählter Obmann, der 

die Lohnliſten und den Schriftverkehr führt 

und die Gruppe nach außen hin verant⸗ 
wortlich vertritt. 

. Ein „Fourier“ für Verpflegung und Unter⸗ 
kunft, | 
1 bis 2 Maurer, 

. 1 bis 2 Zimmerleute, 

11 Hilfsarbeiter, 

. 15 Mann. (Vergl. unter 10. „Siedlungs⸗ 
grund im Gruppenbau“) 

Dieſer Vorſchlag hindert natürlich nicht, „Spezial⸗ 
Baugruppen“ zuſammenzuſtellen, die etwa nach 
Titeln des Koſtenanſchlages geordnet, ſyſtematiſch 
hinter einander herarbeiten, beginnend mit den 


Erdarbeiten und abſchließend etwa mit den Tiſchler⸗ 
arbeiten. 


2. 
3. 
4. 


5. 


4. Vertragliche Bindung. 


Es wird ſich empfehlen, 2 verſchiedene Verträge 
abzuſchließen und zwar: 
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1. Den Vertrag mit dem Siedlungsanwärter 
(Siedlergruppe) und 

2. Den Vertrag mit dem „Träger des 

Dienſtes“, der die lediglich arbeitenden „arbeits⸗ 

dienſtwilligen“ Gruppenmitglieder ſtellt. Dies dürfte 

ſich deswegen empfehlen, weil hierdurch eine leichtere 


Auffüllung und Ergänzung der Gruppe ſowie eine 


zweckmäßige Zuſammenſetzung nach handwerklicher 
Vorbildung oder Eignung gewährleiſtet iſt. 

Mit dem Träger des Dienſtes ſchließt der Sied⸗ 
lungsunternehmer einen Werkvertrag, der folgende 
Punkte enthalten muß: 

I. Unterkunft, 

II. Verpflegung, 

III. Arbeitszeit, 

IV. Zweckmäßige Gruppenzuſammenſetzung, 
Zahl der zu ſtellenden Arbeitsdienſtwilligen, 
Sicherung des Gruppenbeſtandes, 

V. Regelung der Kranken- und Unfallfürſorge, 

VI. Löhnung einſchließlich Arbeitsprämie. 

.Es wird vorgeſchlagen, die Bauzeit eines 

Gehöftes im Rohbau auf höchſtens acht 

Wochen zu beſchränken und, falls der Roh⸗ 

bau innerhalb dieſer Zeit vollendet wird, 

evtl. jedem Gruppenmitglied die unter 

d) A. II. errechnete Prämie als Zuſchlag 

zu ſeinem Lohn gemäß d) A. I. zu zahlen. 


5. Unterkunft. 

Die Unterkunft erfolgt behelfsmäßig in den Alt⸗ 
bauten des Gutes. Herſtellung einfacher Schlaf— 
gelegenheiten mit Strohſäcken, Decken pp. iſt Sache 
des Siedlungsträgers. 


6. Verpflegung. 

Jede Gruppe verpflegt ſich im allgemeinen ſelbſt. 
Verantwortlich iſt der Obmann, der ſich des Fouriers 
gemäß 3.11. bedient. Es wird im allgemeinen zu 
liefern ſein: 

A. Morgenkaffee mit Milch und Zucker, dazu Brot 
mit Butter oder Schmalz. 

B. 2. Frühſtück, kalt. 

C. warmes Mittageſſen, Fleiſch mit Gemüſe und 

D 


Kartoffeln. 
. Abendeſſen kalt oder warm. 
Herrichtung einer Kochgelegenheit (Herd) und 


eines einfachen heizbaren Raumes mit Tiſch und 


Bänken iſt Sache des Siedlungsträgers. 


7. Baukoſten. 


Die Baukoſten ſeien pro Gehöft beiſpielsweiſe 
mit RM. 4500 angenommen. Hiervon gibt das 
Reich RM. 3000 als Dauerkredit. (Annahme). 

RM. 4500 
— „ 3000 
bleiben RM. 1500 als Reit. 

Dieſe RM. 1500 muß der Siedlungsanwärter 
durch Selbſthilfe als Erſatz für die fehlende An⸗ 
zahlung erarbeiten. RM. 4500 : 1500 = 30% Ar⸗ 


beitslohn. 


ier gibt es zwei Fälle: 2 
2 Selbſthilfeſtedlung gemäß 185 
iedlun en I. 2 

35 im Sinne des erarbeiteten 
Lohnes gilt die geſamte Leiſtung aller am 7 
beſchäftigten Arbeiter, die dem 1 5 
ohne Rückſicht darauf, 105 ſie Erwerbsloſen = 
ü i oder nicht. 
fig z es Selbſthülſe gilt die geſamte a 
leiſtung der Gruppe. Die Baukoſten für ee 
höfte zu 1. a und b werden unter an 
des Prinzips des Kernbaus nach den ee nn 
gemachten Erfahrungen bei maſſiver Aus 5 
auf rd. 7200 und 6000 zu bemeſſen ſein. 


8. Bauziel. A 

ünftig ni 5 zur 

Neubau darf künftig nicht mehr bi r 
ae Herſtellung betrieben 1 ſon⸗ 
dern iſt im gebrauchsfähigen Stadium a 


den Siedler, alles, was 
laſtet ihn. 


gekauft werden muß, be⸗ 
Ob Ziegelbau, Fachwerkbau, Betonbau, 
Holzbau oder a. m. am Platze iſt, müſſen die ört⸗ 
lichen Verhältnſſe entſcheiden. Hier iſt der Ge⸗ 
ſchicklichkeit und Findigkeit des Siedlungsunternehmers 
weiteſter Spielraum gelaſſen. 

Für die Selbsthilfe werden im allgemeinen folgende 


Bauweiſen in Frage kommen können: 


zuſchließen. 


Was hierunter zu verſtehen iſt, hängt ganz von 


ä iſe ab. Alles Entbehrliche 
7 9 7 wird ſpäter 1 
i i i t, ſe erge⸗ 
er ſich eingewirtſchaftet hat, erge⸗ 
a Haben alle a „ 
beiten z. B. zunächſt fortzufa en haben, ein Ar 
ſtric A. Tiſchlerarbeiten ur ir an ein 
ügt. Als Anſtrich der Wände mu 
en Kalkanſtrich für 3 Be Dan 
Auf die Sicherſtellung einer auste! I ee 
iſt jedoch beſonders in klimat 0 
e Bedacht zu nehmen. Ein Keller im 
Wohnhaus muß zunächſt fortfallen. 
t ſich ſelbſt als Erſ 1 
| a 19 Scheunenecke zu errichten. 
3 enügen bei \ erw 
en evtl. 1 15 1 
d indeſtens teilweiſe fort. Den Brunne i 
De ſelbſt, er erhält hierfür einen be: 
ſonderen Zuſchuß nach Prozenten der Tiefe. 115 
Für die Größe des Neubaues werden im a 455 
meinen für eine 15—20 Morgenſtelle folgende Ab⸗ 
meſſungen zugrunde zu legen ſein: 
Wa ca. 40 qm 
und Küche). er 
e und Heuboden: ca. 400 cbm. 
En Br 1 Pferd, 2 Kühe, 1 Gelaß für alder 
und Jungvieh und 2 Schweinebuchten insge⸗ 
amt ca. 40 qm. g ; 
1 Wert wird auf eine praktiſche und = 
loſe Ausnutzung der Altbauten zu legen ſein. EN 
Rückſicht auf eine gute Hoflage und mäßige - 
fernung der Aderjtüde 
vernachläſſigt werden. 


9. Art der Bauausführung. 


i ine Bauweije zu 
Oberſter Grundſatz muß ſein, eine 0 
ab die einen möglichſt geringen | 2 
Bauſtoffen, aber einen möglichſt 5 5 in 
Arbeitslohn erfordert. Alles, was in de 


der g 
bleibt jedenfalls fo 


(Stube, Kammer 


hilfe hergeſtellt werden kann, iſt billig und entlaſtet 


darf jedoch nicht zu ſtark 


Der Siedler 


inen Erdkeller oder Hoch⸗ 
atz einen 9 | 
Mahl einer bewährten 
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1. Ziegelbau. 
Außenwände mindeſtens 0.13 + 0.04 + 0.13 
= 0.30 (2 halbe Steine, dazwiſchen Luft). Beſſer 
iſt 0.38 (1 Stein) oder 0.38 mit Iſolierſchicht. 
Für Stallungen dürften 0.25 (1 Stein) aus⸗ 
reichend ſein. 

Ziegelbau wird in ſolchen Fällen am Platze 
ſein, wo eine Ziegelei in unmittelbar Nähe 
liegt oder verbilligende ſonſtige Bauſtoffe nicht 
greifbar ſind. 

Gegen Kalkſandſteine beſtehen keine grund⸗ 
ſätzlichen Bedenken, man ſollte ſie jedoch tun⸗ 
lichſt nur innen verwenden. 

. Feldſteine. 
Sind Feldſteine auf dem Gelände greifbar, 
ſo empfiehlt ſich ihre Verwendung für Funda⸗ 
mente, Sockel und etvtl. auch die Wände des 
Stalles. 

Fachwerkbau, und zwar: 

a) Fachwerk mit Ziegeln ausgemauert, das 
ſichtbare Holz außen mit Carbolineum 
geſtrichen, die Felder verputzt und weiß 
gekalkt, die Innenflächen verputzt. 

Dieſe Bauweiſe dürfte ſich dort empfehlen, 
wo trockenes Holz und Ziegel preiswert zu 
haben ſind. 

Für Scheunen und Heuböden genügt in 
allen Fällen verſchaltes Fachwerk. 

b) Fachwerk, innen und außen verſchalt, 
innen verputzt. Hier iſt trockenes und 
billiges Holz die Vorausſetzung. Zur Er⸗ 
höhung der Wärmehaltung empfiehlt ſich 
die Einbringung eines Füllmaterials oder 
die Einſchaltung von Dachpappe. 

c) Fachwerk mit Holzknüppeln und Stroh 
ausgefüllt und mit Lehm zugeſtrichen. 
Das äußere Holz mit Carbolineum ge⸗ 
ſtrichen, die Felder weiß gekalkt. Innen 
genügt Lehmputz, ebenfalls weiß gekalkt. 
Hier iſt billiges Holz und guter Lehm 
die Grundbedingung. Es empfiehlt ſich 
bei Verwendung von Lehm die vorherige 
Einſendung von Proben an die Geologiſche 
Landesanſtalt in Berlin. 

Betonſteine. Wo ſcharfer Kies zur Hand 
und Zement nicht zu teuer iſt, können Beton⸗ 
ſteine (Hohlſteine, Hakenſteine pp.) in Formen 
auf der Bauſtelle geſtampft werden. Eine 
Miſchung 1: 12 dürfte genügen. Die Ein⸗ 
ſchaltung einer wärmehaltenden Luftſchicht, it 
Bedingung. 


5. Lehmbau. Wo guter Lehm vorhanden it, 
können große Lehmſteine (etwa 0.30 hoch, 


0.50 breit und 0.40 lang) in Formen geſtampft 


und wie Ziegel in Lehmmörtel verſetzt werden. 
. Holzbau. In Frage kommt 
a) verbrettertes Fachwerk (Ziff. 3 b) 


b) Bohlenbau. Zwiſchen die hölzernen 
Stiele des Fachwerks werden in Nuten 
0.10 m ſtarke Bohlen eingeſchoben. Die 


Bohlen werden oben mit Rücken und unten 


mit Hohlkehle gearbeitet und die Fugen 
mit Moos, Werg, Pech oder ähnlichem 
gedichtet. 

c) Blockbau. Rundſtämme werden doppel⸗ 
ſeitig beſäumt und wie unter 6b) zwiſchen 
die Stiele geſetzt. 

Bei ſämtlichen Holzbauweiſen iſt zu be⸗ 

achten, daß dem Eintrocknen des Holzes durch 


Einrechnung eines „Schwindmaßes“ entgegen 


gearbeitet werden muß. 

Dachdeckung. Pappdach genügt. Auch das 
Strohdach wird in geeigneten Fällen Wieder⸗ 
aufnahme finden können. Schindeldächer ſind 
nicht mehr zu empfehlen, die Schindeltechnik 
iſt ausgeſtorben. 

10. Siedlungsziel in Gruppenbau. 

Würde bei einem Siedlungsbauvorhaben eine 


Gruppe von 15 Mann in geeigneter Miſchung 


gem. Ziff. 3 angeſetzt, und ſollten dieſe 15 Mann 
15 Siedlungsgehöfte errichten, ſo würden ſie dazu 
(vgl. 4 VI) 15 48 = 120 Wochen gebrauchen, das 
bedeutete, wenn man 30 Arbeitswochen pro Jahr 
rechnet, 120% = 4 Jahre Bauzeit. Das iſt ſchon 
allein mit Rücksicht auf die hohen Koſten der 


Zwiſchenwirtſchaft und die übrigen Generalunkoſten 


nicht durchführbar. Die Gehöfte einer Siedlung 


müſſen unter allen Umſtänden in einem Baujahr 


bezugsfertig werden. 

Es muß alſo der Stamm der ländlichen Siedlungs⸗ 
anwärter ſo ſtark mit Nichtſiedlern verwäſſert werden, 
daß ein Baujahr genügt. Da eine Gruppe von 
15 Mann an 15 Gehöften 4 Jahre bauen würde, 
find 15 X 4 - 60 Mann anzuſetzen, wenn ein Baus 


jahr genügen ſoll. Dieſe 60 Mann bejtehen aus: | 


a) 15 Siedlungsanwärtern 
b) 45 Nichtſiedlern. 


Bau⸗Handwerker ſein, ſondern bauhandwerklich ge⸗ 


ſchulte „Arbeitswillige“, die bereit ſind, unter den 55 5 
bei Ziff. 2 aufgeführten Bedingungen zu arbeiten. Das kulturamts als „Staatsbauten“ zu betrachten ſind. 


Anſetzen ländlicher Siedler in der Selbſthilfe wird 


durch die Notwendigkeit, in erſter Linie an ihre 
Exiſtenzmöglichkeit zu denken, eine weiſe Begrenzung 
finden müſſen. 

Die Unterteilung der Arbeitsgruppen muß ſo er⸗ 
folgen, daß ſie „bandartig“ vom Beginn der Erd⸗ 
arbeiten bis zur Fertigſtellung des Rohbaues hinter⸗ 
einander herarbeiten. 


(Arbeitsdienſtwillige.) 
Dieſe Nichtſiedler ſollen nicht tarifmäßig bezahlte 
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11. Aufgabe des Siedlungsunternehmers. 

Der Siedlungsunternehmer bleibt wie bisher ver⸗ 
antwortlich für die Durchführung des geſamten 
Siedlungsvorhabens. Er erwirbt das betreffende 
Gut im Benehmen mit der Landeskulturbehörde, 
ſtellt mit dieſer den Aufteilungsplan feſt, leitet die 
Zwiſchenwirtſchaft, liefert die Bauzeichnungen, kauft 
die erforderlichen Bauſtoffe ein, ſtellt die örtliche 
Bauleitung, liefert die nötigen Einrichtungen für 
Unterkunft und Verpflegung der erwerbsloſen Siedler 
und erwerbsloſen Mitarbeiter, löhnt dieſe und hält 


an Gerüſt, Geräten und Handwerkszeug unter Heran⸗ 


ziehung ſeines Bauunternehmers das Erforderliche 
vor. 

Es ſei angenommen, daß die Baufuhren — 
wie bisher — zur Herabminderung der Baukoſten 
von der Zwiſchenwirtſchaft geleiſtet werden. 

Alle durch Bauentwurf, Bauleitung, Einrichtung 
der Unterkunft und der Verpflegung entſtehenden, 
ſowie ſämtlche übrigen Generalunkoſten find zu 90% 


der entſtehenden Koſten aus dem Baukredit zu be⸗ 


ſtreiten. 
Der Siedlungsunternehmer würde alſo erhalten: 
1. Ankaufskredit 
2. Baukredit RM. 3000 bezw. 7200 490% = 6480 


oder 6000 X 90% = 5400 (vgl. Ziffer 7, Schluß⸗ 
ſatz). 
evtl. Einrichtungskredit. 

12. Baupolizei. 


Es bedarf keiner beſonderen Begründung, daß 
die Durchführung einer primitiven, auf Selbſthilfe 
aufgebauten Siedlung nicht möglich iſt, wenn wie 
bisher eine große Zahl von behördlichen Inſtanzen 
mitwirken. Zur Zeit ſind beteiligt: 
der Siedlungsträger 
. der Bauunternehmer 
Kulturamt 
das Landeskulturamt 
. die Provinz (Entfernung der Gebäude von der 
Straße, Überfahrten, Wegebau pp.) 
der Amtsvorſteher (Baupolizei) 

. der Landrat (desgl.) 

das Kreisbauberatungsamt 

das Preuß. Hochbauamt 

. der Landjäger (Forderungen der landwirt⸗ 
ſchaftlichen Berufsgenoſſenſchaft). 

. der Bezirksſchornſteinfegermeiſter. 

Mit dieſen Hemmungen kann nicht weiter ge⸗ 
arbeitet werden. Es iſt zu fordern, daß alle länd- 
lichen Siedlungsbauten im Bereich des Landes⸗ 


3. 


Sobald die Zeichnungen den Prüfungsvermerk 
des hochbautechniſchen Dezernenten des Landes- 
kulturamts tragen, muß ſich jede weitere bau⸗ 
polizeiliche Prüfung erübrigen. 

13. Sonſtige Erleichterungen: 

Es iſt noch anzuſtreben, daß Anſiedlungsgenehmi⸗ 
gung und Aufteilungsplan möglichſt noch ſchneller 
als bisher ſichergeſtellt werden. 


EEE EBEN 


Bild 1 


Blick von Nordoſten auf die Siedlung 


Puddenzig, eine Wirtſchaftsſiedlung in Pommern 


von Regierungsbaumeiſter a. D. Naske, Stettin. 


Puddenzig, 
1930 von der 
chaft Pommern, 


Das 800 Morgen große Gut 
Kreis Naugard, wurde im Juli 
Wohnungsbau⸗ und Siedlungsgeſellſ 


Stettin, angekauft. Mit der nur 4 km weſtlich ge⸗ 
legenen Stadt Gollnow iſt es durch Landſtraße und 
Die Stadt Gollnow 


Kleinbahn unmittelbar verbunden. 
hat rund 12 000 Einwohner und iſt Standort ver⸗ 
ſchiedener Induſtrien. Wegen der umliegenden großen 
Forſten ſpielt die Holzinduſtrie mit 7 Sägewerken 
und den dazugehörenden Nebenbetrieben eine beacht⸗ 
liche Rolle. Die Steininduſtrie iſt durch Kalkſand⸗ 
ſteinwerke und Zementwarenfabriken vertreten. Der 
Abſatz von Viehprodukten iſt durch eine Viehver- 
wertungsgenoſſenſchaft ſichergeſtellt. Eine Molkerei⸗ 
genoſſenſchaft ſichert den Abſatz von Milch. Ferner 
befindet ſich in Gollnow eine Zweigſtelle 
wirtſchaftlichen Ein⸗ und Verkaufsvereins 


Für die Siedlung Puddenzig durften ſomit Ver⸗ 


kehrslage und Abi 


angejehen werden. Die Bodenverhältniſſe konnten 


als geeignet angeſprochen werden. Der Boden iſt 
humoſer Sandboden und III. bis VI. Klaſſe bonitiert. 
Einen Ausgleich für die leichte Beſchaffenheit des 
Bodens bietet das günſtige Grünlandverhältnis, das 
1:2 beträgt. 

In Puddenzig ſind an Rentengütert 
ausgelegt worden, und zwar: 


ı 24 Stellen 


atzverhältniſſe als recht günſtig 


des Land⸗ 


Naugard. ; f 
in der Weiſe, daß aus dem alten Dorfkern heraus 


12 Stellen ar 
1 Höferei 2 & 1 BR 
1 Stellmacherei zu 18 „ 

1 Schmiede zu 18 „ 
1 Gärtnerei zu 21 25 
6 Stellen zu je 35 2 
1 Stelle zu 60 % 
1 Reſtgut zu 330 


Für die Auslegung eines Re 
dere betriebswirtſchaftliche n 
ausſchlaggebend, daß Puddenzig 135 Morgen W 10 
und geringwertige Flächen hatte, die durch die E . 
beziehung in die Reſtgutsfläche eine verhältnismä 510 
günſtige Verwendung fanden. i 


Der Aufteilungsplan (Bild 6) ergab ſich zwanglos 


die Siedlung als Dorferweiterung i 

0 g in nord i 

Richtung an der vorhandenen Dorf- und Ancien 

1 0 Ae Wald hin entwickelt 
urde. ie Grünlandflächen li 

leicht erreichbar, im Sa ee Mies e 


Bei der architektoniſchen Geſtal 
{ tung d 
Mohn: und Wirtſchaftsgebäude wurde 991 die ſteilen 


Dächer der alten Dorflage Rückſicht genommen und 


85 


damit ein harmoniſcher Zuſam 
menk ; 
Altem und Neuem zu erreichen 752 zwiſchen 


Bild 2 


Die durch die Beſiedlung des Gutes freigeſetzten 
Arbeiter konnten ſämtlich angeſiedelt werden. Zwei 
von ihnen waren in der Lage, vermöge eines größeren 
Sparkapitals Kleinbauernſtellen von 35 Morgen zu 
erwerben. Acht Familien haben 8-Morgen-Stellen 
erhalten. Für die Anſetzung der Gutsarbeiter wurden 
Einrichtungskredite von rd. 15 000 RM beantragt 
und bewilligt. Die Inhaber der 8-Morgen-Stellen 
ſind auf Arbeit außerhalb und Nebenverdienſt an⸗ 
gewieſen. Sie haben dieſe in folgender Weiſe ge⸗ 
funden. Drei von ihnen haben dauernde Beſchäfti— 
gung auf dem Reſtgut, zwei arbeiten im Baugewerbe 
als Maurer, einer iſt ſelbſtändiger Händler in Gollnow, 
ein weiterer arbeitet in einer größeren Möbelfabrik 
in Gollnow, einer ſchließlich iſt Rentenempfänger. Für 
die reſtlichen zwei Stelleninhaber iſt Beſchäftigung 
auf dem Reſtgut während der Beſtellungs- und Ernte⸗ 
zeit vorhanden. Außerdem bieten die angrenzenden 
Forſten weitere Arbeitsmöglichkeit. Die Hökerei, der 
eine kleine Gaſtwirtſchaft angegliedert wird, und die 
Gärtnerei ſind an Heeresſiedler vergeben worden. 
Die Anzahl der landwirtſchaftlich nicht ſelbſtändigen, 
ſondern auf Nebenverdienſt angewieſenen Stellen, 
ſei es aus örtlichem Spezialbetriebe (Gärtnerei, 
Hökerei, Schmiede, Stellmacherei), ſei es aus Arbeit 
außerhalb des Hofes (Arbeiter, Möbeltiſchler, Händler, 
Maurer), beträgt ſomit 16 gegenüber 8 rein land⸗ 
wirtſchaftlich betriebenen Stellen. Dieſes Zahlen⸗ 
verhältnis findet einerſeits in der Auslegung eines 
Reſtgutes, andererſeits in den örtlichen Verhältniſſen, 
insbeſondere in dem vorgefundenen Arbeiterbeſtand, 
und nicht zuletzt in der nahen Lage zur Stadt 
ſeine Erklärung. Bemerkenswert iſt hierbei noch, daß 
aus der Stadt Gollnow heraus die Nachfrage nach 


Arbeiterdoppelſtelle 
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dieſen Nebenberufsſiedlerſtellen ganz beſonders ſtark 
war. Leider konnten dieſe Bewerbungen bei weitem 
nicht berückſichtigt werden. Die nachſtehenden Auf⸗ 
ſtellungen geben Aufſchluß über die berufliche und 
örtliche Herkunft der Siedler: 


Berufliche Herkunft 


er Von der Gejamtzahl ſtammen hauptberuflich aus 
8 |# ® 8 55 
ss S „ „ Ey, |. 
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Ortliche Herkunft 
2 2 Von der Geſamtzahl ſtammen aus . 
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Auf der Siedlungsfläche waren vor der Ber 
ſiedlung 12 und nachher 24 Feuerſtellen. Sie haben 
mithin eine Steigerung um 100% erfahren. Die An⸗ 
zahl der auf der Siedlungsfläche lebenden Menſchen 
zeigt mit 97 gegenüber der vor der Beſiedlung auf 
derſelben Fläche anſäßigen Menſchen mit 59 eine 
Zunahme um 64,41%. Der Viehbeſatz, der auf 
dem Gute vorhanden war, erfuhr durch die Beſiedlung 
eine Vergrößerung laut folgender Aufſtellung: 


Bild 3 
| 
Beſtand Beſtand Zunahme 
i d nach der in 
5 Beſtedlung Beſiedlung 2 
| 
20 33 'Is 
erde . 15 
. 1 2 100 4 | 
Kühe 27 53 96 % 
Kälber 9 15 17 1 
Zuchtſauen. 9 15 15 
Maſtſchweine . 20 105 
Pölke 30 71 57 | 
Ferkel 14 92 5 


Wohnhaus und Stall einer Kleinbauernſtelle 


Neu erbaut wurden 19 Gehöfte, durch Umbauten 
wurden 4 Stellen geſchaffen. Das Reſtgut blieb ohne 


bauliche Veränderungen. Die Vergebung der Bau⸗ 


ausführungsarbeiten und Bauſtofflieferungen kam 
faſt ausſchließlich dem Baugewerbe der Stadt Gollnow 
zugute. 


Der Zuzug der Siedler und die Übergabe der 


Stellen war am 1. August 1931 beendet. Die technische. 


wirtſchaftliche und finanzielle Durchführung der Gied- 


lung erfolgte in engſter Zuſammenarbeit mit dem 


Kulturamt Stettin und unter Betreuung der Pommer⸗ 
ſchen Heimſtätte. 


Die Chronik von Wittmannsdorf, Bujaken, Albrechtau de 1490 


von Generaldirektor Nadolny. 


ielt ich mich zur Erholung einige 
Pie ” Kreiſe Oſterode liegenden Gute | 
Wittmannsdorf auf. Dort wurde die Mae und | 
Lage der Landwirtſchaft, des ee 15 
auch die Frage der Siedlung beſprochen. 1 onn E | 
die überraſchende Tatſache feſtſtellen, daß 15 ge | 
ſamte Fragenkomplex objektiv von dem set en 
der neuen Zeit und einer ihr angepaßten Entwi = 
der Landwirtſchaft behandelt wurde. Es wurde die 
Bedeutung des Großgrundbeſitzes für die zukünftige 
Geſtaltung des platten Landes, für die Ernährung 
der Geſamtheit und ähnliches erörtert, und mit = 
ſtimmten alle darin überein, daß auch der Groß⸗ 
grundbeſitz nur als eine Entwicklungsphaſe im Rahmen 
der wirtſchaftlichen Entwicklung Deutſchlands 5 5 
ſehen werden müſſe. Ja, ich hörte, daß die Zei 
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des Großgrundbeſitzes auch für Oſtelbien anſcheinend 
vorüber ſei und von neuer Geſtaltung der Land⸗ 
wirtſchaft abgelöſt werden müſſe. 

Als ich meine Verwunderung über die Weite dieſer 
Auffaſſung nicht verbergen konnte, erklärte man mir, 
ſie ſei begründet in der Einſtellung, die ſeit langer 
Zeit im Hauſe üblich ſei. Dabei wies man mich 
auf eine Aufzeichnung hin, die von einem Vorbeſitzer 
aus der Mitte des 19. Jahrhunderts über die Ent⸗ 
wicklung dieſes Gutes niedergeſchrieben und vom 
gleichen Geiſte getragen ſei. Ich las das Heft mit 
außerordentlichem Intereſſe durch und fand manches 
Material, was für die heutige Zeit von Wert ſein 
könnte. 

Oſtelbien iſt wohl noch das einzige Land Europas, 
das den Großgrundbeſitz als wirtſchaftlichen Faktor 


Bild 4 


erſten Ranges kennt. Abgeſehen von der Tatſache 
der Beſitzverteilung — Oſtpreußen hat noch etwa 
34% und Pommern etwa 50% Großgrundbeſitz — 
geht in Oſtelbien vielfach auch die Meinnng maß⸗ 
gebender Stellen dahin, daß nicht nur für die ver⸗ 
floſſene Zeit, ſondern auch in Zukunft der Groß⸗ 
grundbeſitz Führer der Landwirtſchaft bleiben müſſe. 
Rüttle man an dieſem Aufbau in der Landwirtſchaft 
Oſtelbiens, beſiedle man die großen Güter mit kleinen 
Stellen, jo gehe damit dem Lande ein Kultur- und 
Wirtſchaftsfaktor verloren, der die geſamte oſtdeutſche 
Landwirtſchaft auf ihrer bisherigen Höhenlage erhalten 
habe. Ja, man geht weiter, man weiſt dem Groß⸗ 
grundbeſitz dieſe Stellung nicht nur als Wirtſchafts⸗ 
faktor gegenüber dem wirtſchaftlichen Stand der 
Güter bei der rückſtändigen Bauernſchaft zu, ſondern 
man ſieht auch im Hinblick auf die Geſchichte des 
Landes dieſe bevorzugte Stellung als etwas Alt⸗ 
hergebrachtes an. Sie ſei immer vorhanden geweſen 
und dürfe nicht verändert werden, ohne daß Weſen 
und Art des Landes eine unheilvolle und ſeinen 
Charakter zerſtörende Umbildung erfahren. | 

Und doch ſieht man aus dieſer Chronik ein anderes | 
Bild geſchichtlicher Entwicklung, wenigſtens für dieſe 
drei Güter. Der Chroniſt iſt ein guter Beobachter 
der Natur, er weiß ihre Zeichen zu deuten und in 
ihnen die Merkmale des Werdens und Vergehens 
zu leſen. Er weiſt darauf hin, daß vor der Schlacht 
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f 


Gärtnerſtelle (Altgebäude) 


bei Tannenberg im Jahre 1410 (das Schlachtfeld 
20 km von Wittmannsdorf entfernt) die dortige 
Gegend „viel ſtärker bevölkert und gut kultiviert“ 
geweſen ſei. Die noch vorhandenen Dämme zeugten 
davon, daß früher dort Karpfenteiche und Stau⸗ 
wieſen vorhanden geweſen ſeien. — Nach der Schlacht 
bei Tannenberg ſei die Gegend total verwüſtet ge⸗ 
weſen. Viele Ortſchaften ſeien verſchwunden. Die 
Ortſchaft Albrechtau beſtand damals nach den von 
dem Chroniſten auf dem Gute Seithen eingeſehenen, 
leider aber im Jahre 1862 verbrannten Urkunden 
aus 14 Anteilsbeſitzern mit 40 Hufen. Nach der 
Schlacht bei Tannenberg blieb das ganze Gebiet 
infolge der Zerſtörung der Ortſchaft unbebaut liegen 
und wuchs als Wald auf. Später wurde es von 
dem Grafen Fink von Finkenſtein erworben. Der 
bedeutendſte Vertreter dieſes Geſchlechts war ein 
Hauptmann Albrecht von Finken in Gilgenburg. Er 
erwarb in der erſten Hälfte des 17. Jahrhunderts 
die Güter. 
Schloß und Schloßfreiheit Gilgenburg nebſt 
den beiden großen Seen, Bergling, Jankowitz, 
Lindenau, Ganshorn, Wiersbau, Oſtrowitt, 
Oſchekau, Gardienen, Gr. Schlaeffen, Thurow⸗ 
ken, Seithen, Albrechtau, Januskau, Heſelicht, 
Elgenau, Lehwalde, Altſtadt, Vierzighuben, 
Klonau, Figaiken, Schönwäldchen, Seemen, 
Grünfelde, Döhlau, Taulenſee, Wittmannsdorf, 
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Bild 5 Stellmacherei 


Bujaken, Korſtein, Stenkendorf bei Dt. Eylau 
d Jankendorf bei Chriſtburg. 

Seine ans wurden in den e 
erhoben. Zu Ende des 18. an 
itz ſtark verſchuldet. a em ; 
wurde über jein 1 der erb⸗ 
iche Liquidationsprozeß eingeleitet. 2 
1 8 Gang gingen die Güter der Grafſchaft ge⸗ 
meinſam mit vielen anderen Beſitzungen. . 
über dieſe Zeit und die folgende, aus welche = 

Chroniſt die Entwicklung en kennt, laſſen 

i ſelbſt berichten: f 

e ie a der Freiheitskriege war das 
Land von allen Mitteln völlig erſchöpft. Handel 
und Wandel lagen danieder. Den Landwirten 
fehlten das Betriebsinventar ſowie die nötigen 
Saaten, und mehrere Jahre verfloſſen, bevor 
das Notwendigſte davon beſchafft war und die 
im Kriege niedergebrannten Gebäude wieder 
errichtet waren. Überdies fehlten alle Komuni⸗ 


kationsmittel und Kunſtſtraßen. Es waren weder 


i den. 
uſſeen noch Waſſerverbindungen vorhan 
Br: nd (im Kreiſe Osterode) war 
der nächſte Abſatzort für Getreide Elbing, 112 km 


entfernt. Der kürzeſte Weg dorthin führte über 


Oſterode, Somborn, Venedien, Wilmsdorf, Frei⸗ 


ünhei — ößten 
walde, Grünheim, Pr. Holland 8 zum größ 
Teil durch ſchweren Lehmboden. In den Herbſt⸗ 
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monaten war der Weg vollſtändig unpaſſierbar. 
An den Straßen lagen die Trümmer von zer⸗ 
brochenen Wagen, häufig auch tote Pferde. Bei 
guten Wegen wurden auf ein Viergeſpann 
24 Scheffel Getreide und ebenſoviel Futter ge⸗ 
laden. Wenn die Fuhren nach 10—12 Tagen 
geſund und alles wohlbehalten zu Hauſe an⸗ 
langten, wurden Dankgebete gehalten. 

Bekanntlich braucht jeder Landwirt im Herbſt 
Geld. Da dann jedoch, wie vorher angegeben, 
die ſchlechten Wege nicht zu paſſieren waren, 
mußte das Getreide für jeden Preis an Speku⸗ 
lanten in den zunächſtgelegenen kleinen Städten 
verkauft werden. Wer zuviel davon verkauft 
hatte, mußte im nächſten Frühjahr zu doppelten 
Preiſen wieder kaufen. Mein Vater, der Guts⸗ 
pächter in Rauſchken bei Gilgenburg war, hatte 
im Herbſt 500 Scheffel Roggen großes Maß 
zum Preiſe von 10 Silbergroſchen 6 Pf. an 
einen Händler in Gilgenburg ſchweren Herzens 
verkauft, während der Roggen in Elbing mit 
20 — 25 Silbergroſchen bezahlt wurde. Die 
Gerſte koſtetete 6—7 5 Silbergroſchen, der 
Hafer 4—5, die Kartoffeln 2— 25 Silber⸗ 
groſchen für den Scheffel großes Maß. 

Unter ſolchen Umjtänden wurde jeder Luxus 
vermieden. Die Hausfrauen trugen entweder 
ſelbſtgewebte oder kattunene Kleider, was jedoch 


Bild 6 Puddenzig, Aufteilungsplan 


der Gemütlichkeit und dem Frohſinn keinen Ab⸗ 
bruch machte. So herrſchte auch die gute Sitte, 
daß die Beſuche bei Nachbarn zum großen 
Frühſtück gemacht und daß nach genoſſenem 
Mittag und Veſperkoſt die Rückreiſe wieder 
zeitig angetreten wurde, damit man am nächſten 
Tage die anſtrengende Tätigkeit des Gutsbe⸗ 
triebes wieder beginnen könne. 

Gleichwohl wurden die Güter damals im 
allgemeinen mangelhaft bewirtſchaftet, und bei 
der allgemeinen Geldknappheit und Kreditloſig⸗ 
keit konnte eine Beſſerung nicht eintreten. Aus 
Furcht, ſchwer erworbenes Kapital durch Aus⸗ 
leihen zu verlieren, wurde dasſelbe in barer 
Münze ſorgfältig verwahrt gehalten, ſogar gegen 
die nächſten Verwandten verſchwiegen. Mein 
Vater hatte 5000 Taler in Kurant in Töpfen 
vergraben. 

Unerachtet der vom Staate nur den adligen 
Beſitzern hergegebenen Etabliſſementsgelder 
blieb deren Beſitz tief verſchuldet und kam in 
ſeinen wirtſchaftlichen Verhältniſſen immer mehr | 
zurück. In richtiger Würdigung der Sachlage | 
erging ein Erlaß des Oberpräſidenten v. Schön 
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zu Königsberg, daß ſämtliche Güter, die über⸗ 
mäßig verſchuldet und nicht zu halten waren, 
unnachſichtlich ſubhaſtiert wurden und auch 
Bürgerlichen das Recht zuſtehen ſollte, adlige 
Güter zu erwerben. Wiewohl die meiſten Güter 
von der Landſchaft noch beliehen waren und 
letztere hierbei viel Geld einbüßte, hatte dieſes 
Verfahren unerachtet des Schmollens der adligen 
Beſitzer die wohltätigſten Folgen, denn es 
wurden hierdurch tüchtige landwirtſchaftliche 
Kenntniſſe und friſches Kapital herangezogen. 
Im Jahre 1832 wurde die Grafſchaft Finken⸗ 
ſtein ſubhaſtiert, und viele Familien wurden 
durch billige Gutsankäufe glücklich gemacht. 
Da außerdem die meiſten Güter einen bedeu⸗ 
tenden Umfang hatten, konnten die Erwerber 
ſie noch unter ihre Kinder teilen, wodurch viele 
neue Abbauten entſtanden ſind. Die Boden⸗ 
kultur gewann durch reichliches Betriebskapital 
einen raſchen Aufſchwung, und auch in baulicher 
Beziehung wurde viel geleiſtet. 

Im Jahre 1831 erwarb im Wege der 
Subhaſtation mein Vater das Gut Wittmanns⸗ 
dorf mit den Vorwerken Albrechtau und Bujaken 


und das Grundjtüd Frankenau, zuſammen aljo | | 
128 Hufen = 7 391 Morgen, für 15000 Taler. 

Als Kurioſum ijt dabei zu erwähnen, daß das | 

Grundſtück Frankenau wegen mangelnder Wirt⸗ 
ſchaftsgebäude, Inventarien und Saaten bei der 
landwirtſchaftlichen Taxe im Jahre 1831 nicht 
nur keinen Wert hatte, ſondern mit 500 Talern 
minus angerechnet wurde, während in ſpäteren 
Jahren aus dem Walde für verkaufte Fichten 
und Eichenhölzer 30 000 Taler eingekommen 

und Holzbeſtände noch übrig geblieben ſind. 

Die Güter waren im Verhältnis zum Acker⸗ 

land mit viel Wald beſtanden. Der Wald 

wurde nicht forſtmäßig bewirtſchaftet. Es fanden 

weder forſtmäßige Anpflanzungen ſtatt, noch 
wurde forſtmäßig abgeholzt, vielmehr lagen 
damals Tauſende von fichtenen und eichenen 
Stämmen in großen Haufen vom Windbruch 
zuſammengeworfen. Auch ſonſt wurde im ganzen 
Walde herumgeholzt. Durch lange Lagerung 
kam das Holz zum Faulen. Erſt in den vierziger 
Jahren, als das Holz teurer wurde, wurden 
die Reſte dieſer früheren Wirtſchaft geräumt. 
Wie alt das Holz war, ſtellte ich ſelbſt an einer 
Eiche feſt, die nach dem Einſchnitt allein zehn 
Klafter Brennholz hatte. Der Stubben dieſer 
Eiche hatte einen Durchmeſſer von 6 Fuß; 

nach den vorhandenen Jahresringen muß ſie 
über 1000 Jahre alt geweſen ſein. Der Klafter 
Fichtenholz koſtete 10—15 Silbergroſchen, der 
Klafter Eichenholz 15—20 Silbergroſchen. 


Um das Verhältnis zwiſchen Ackerland und | 
Wald auszugleichen, beſchloß ich, auf den ge= 
rodeten Waldländereien neue Güter anzulegen, 
nicht allein um höhere Erträge zu erzielen, 
ſondern auch, um zwiſchen meinen Kindern den 
Beſitz teilen zu können. 

Den Anfang machte ich mit der Rodung des 
mit ſtarken Eichen und Fichten beſtandenen 
Vorwerks am Kuchnia⸗See, worauf ich im 
Jahre 1845 5 Gebäude aus Fachwerk mit etwa 
1000 Morgen errichtete. Dieſes Vorwerk nannte 
ich nach dem Namen meiner lieben Frau 
Amalienhof. 

Im Anſchluß daran baute ich die Gebäude 
auf dem Gute Bujaken, indem ich in den Jahren 
1848 1868 das Wohnhaus und 15 Wirtſchafts⸗ 
gebäude und Arbeiterwohnungen errichtete. 
Dieſes Gut erhielt die Größe von 2442 Morgen. 

Im Jahre 1852 legte ich dann das Gut 
Adamsheide an, und zwar aus einem zu Witt⸗ 
mannsdorf gehörigen Felde und der ganzen 
Albrechtauer Feldmark. Auch hier wurden bis 
zum Jahre 1873 15 Wohn- und Wirtſchafts⸗ 
gebäude und zuletzt das maſſive Wohnhaus 
gebaut. Das Gut hatte 2 143 Morgen.“ 


Im Jahre 1870 iſt die Chronik beendet. Wie 
iſt nun das weitere Schickſal des Gutes Wittmanns⸗ 
dorf mit Albrechtau und Bujaken? | 
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zu heben. 


Das Vorwerk Amalienhof iſt im Wege der Erb- 
teilung zu dem benachbarten Gute Seeleſen gekommen, 
das mit dem Vorwerk heute noch etwa 5000 Morgen 
umfaßt und zum großen Teil mit Wald beſtanden iſt. 

Für Bujaken war die Wandlung von Wald in 
Acker nicht zweckmäßig. Es hat zum großen Teil, 
abgeſehen von zwei Seen, ſehr leichten Boden mit 
verhältnismäßig wenig Wieſe. Der Sohn des 
Chroniſten kam in geldliche Schwierigkeiten. Er ver⸗ 
kaufte zwar ohne Verſteigerung, aber auch ſeinem 
Nachfolger gelang es nicht, das Gut wirtſchaftlich 
Schließlich wurde es Staatsdomäne, 
aber auch der Domänenpächter kam nicht vorwärts. 
Infolgedeſſen wurde der Hauptteil vom Preußiſchen 
Staate wieder in Wald umgewandelt. Nur 400 Morgen 
beſſeren Bodens um die Hoflage herum ſind heute 
noch zu einem Reſtgute verblieben, im übrigen ſieht 
man in Bujafen ſeit einigen Jahren ſchon neu auf- 
wachſenden, kräftig ſproſſenden Wald, der das Gut 
zu den alten Zeiten von Wald und See in ſchöner 


gewellter Landſchaft führen wird. 


Die Feldmark Albrechtau, die in alten Zeiten 
14 Bauernbeſitzer ernährte, gehört noch heute zur 


Domäne Adamsheide, aber der Boden iſt auch hier 


leicht, und beſſer wäre es, wenn auf ihm in der 
jetzigen Zeit ſtatt der Ackerbewirtſchaftung Wald— 
wirtſchaft betrieben würde. Immerhin gedeihen in 
Adamsheide Roggen und Kartoffeln gut. Auch 
der Klee hat, ebenſo wie in der ganzen Umgegend, 
ein üppiges Ausſehen. Das liegt wohl an dem 
ſtarken Kalkgehalt des Bodens, der ihn überall 
durchſetzt und in den Wieſen in ſo ſtarker Ver⸗ 
lagerung liegt, daß in den Kuchnia-Wieſen in 
Amalienhof Jahre hindurch eine gutgehende Kalk— 
fabrik beſtand, die dauernd größere Mengen dieſes 
gut wirkenden Düngemittels nach der Provinz ver- 
ſandte. Deshalb würden auch Siedler trotz des 
leichten Bodens dort wirtſchaften und die alten 
Bauernwirtſchaften wieder zum Leben bringen können. 

Die intereſſanteſte Entwicklung hat das Hauptgut 
Wittmannsdorf gehabt. Hier zeigt ſich die Beziehung 
vom Großgrundbeſitz zum Bauerntum. 


über dieſes Gut ſchreibt der Chroniſt: 

„Wittmanndsdorf beſtand bis zum Jahre 1826 
aus dem Vorwerksacker und 19 ſcharwerks⸗ 
pflichtigen Einhüfnergrundſtücken, deren In⸗ 
haber verpflichtet waren, täglich im Sommer 
und Winter mit 2 Perſonen im Hofe zur 
Arbeit zu kommen, auch mit eigenem Ange— 
ſpann beſtimmte Ländereien zu beackern und 
die nötigen Erntefuhren zu ſtellen. Im Winter 
mußte jeder der Wirte eine beſtimmte Menge 
des von der Gutsherrſchaft herzugebenden 
Flachſes verſpinnen. 

Im Jahre 1826 erfolgte auf Grund des 
Edikts von 1810 die Regulierung der guts⸗ 
herrlichen und bäuerlichen Verhältniſſe, infolge 
deren 11 Bauern als freie Eigentümer ihrer 
Ländereien anerkannt, 8 Bauern aber mit den 


nicht erwieſenen Eigentumsanſprüchen zurüd= | 


gewieſen wurden. Ihre Ländereien wurden 
dem Gute zugeſprochen. Da die regulierten 
11 Bauern ſich weigerten, eine beſtimmte Rente 
jährlich an das Gut zu zahlen, ſo verzichteten 
dieſelben auf die Hälfte der Ländereien. Jeder 
empfing nur die von ihm bewohnten Hofge⸗ 
gebäude nebſt Garten und einer halben Hufe 


Land zum Eigentum ohne Weideabfindung. 


Vor der Regulierung wurden nach uralter 
Sitte die Ländereien in 3 Feldern — Winter-, 
Sommerfeld und Brache — bewirtſchaftet, und 
vor der Regulierung hatten ſämtliche 19 Wirte 
in jedem Felde 3 Hufe Acker in ſchmalen, lang⸗ 
geſtreckten Plänen, die unter ſich durch breite 


mit Kiefern, Kaddick und Steinen beſetzte Raine 
Sämtliche Ländereien ent⸗ 


begrenzt wurden. 
hielten eine Menge großer Steinhaufen. Jede, 
auch die kleinſte Anhöhe war mit Kiefern und 
Geſtrüpp bewachſen. Damit erhielt die ganze 
Feldmark ein armſeliges und trauriges Anſehen. 
Der Dünger wurde auf die Brache gefahren, und 
nur die erſten 3 Pfluggewände wurden ſtark ge⸗ 
düngt, damit davon ununterbrochen recht viel 
Früchte genommen werden konnten. Da der 
übrige Teil der Brache zur gemeinſchaftlichen 
Brachweide diente, ſo konnte die Saatbeſtellung 
— auf dem Brachfelde — nur ſehr mangelhaft 
erfolgen. Die Erträge waren daher ſehr geringe. 
Die Dungländereien lieferten das 3.—4. Korn 
und die ausgeſogenen Hinterländereien das 
2. Korn, häufig noch nicht die Saat. Alles vorhi 
Geſagte galt auch von den Gutsländereien. 

Nach der Regulierung wurden die bäuerlichen 
von den Gutsländereien ſepariert. Die Bauern 
empfingen die beſſeren Gutsländereien, während 
dem Gute die ſchlechteren Bauernländereien zu- 
fielen. Mein Vater hat bis zum Jahre 1874 
noch weitere 4 Bauernhöfe angekauft. Sein 
Hauptaugenmerk war derauf gerichtet, die vor⸗ 
handenen Raine zu beſeitigen, die Steine und 
das Geſtrüpp von den Ländereien wegzuſchaffen. 
Tauſende von Fudern Steine wurden teils auf 
Steinhaufen zuſammengefahren, teils zu Bauten 
verbraucht. Im Jahre 1837 fand der Übergang 
in 8 Schläge und im Jahre 1873 in 10 Schläge 
ſtatt, wobei der Klee, der früher kaum gekannt 
wurde, jährlich in 3 Schlägen Berückſichtigung 
fand. 


Es kamen alſo zum Gute infolge und nach der 


Bauernregulierung rd. 1400 Morgen hinzu (8 X 66 
+ 114 66 + 4% X 33 Morgen). 
aljo vorweg nur die Größe von 700 Morgen. 
Wenn der Wald einſchl. der beiden kleinen Seen, 


Das Gut hatte 


die in der Gutsmark liegen, zuſammen 400 Morgen 


betragen hat, ſo ſind für das Gut nur 300 Morgen 
zur Beackerung geblieben. Dieſe ſind aber von den 
Bauern mitbearbeitet worden, da ſie zwei Mann 
täglich im Sommer und Winter im Hofe zur Arbeit 
zu ſtellen hatten, auch mit eigener Anſpannung be⸗ 


Landwirtſchaft, 
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ſtimmte Ländereien zu beackern und die nötigen 
Erntefuhren zu ſtellen hatten. Deshalb iſt anzunehmen, 
daß die Gutsherrſchaft außer der Arbeit dieſer Bauern 
nur noch unverheiratetes Geſinde hatte. Immerhin 
läßt ſich, mögen die Zahlen auf Grund der Angaben 
des Chroniſten auch nur gegriffen ſein, doch wohl 
erkennen, daß der Gutsherr bis zur Bauernregulierung 
nicht eigentlich Großgrundbeſitzer geweſen iſt, ſondern 
der vom Staate mit Vorrechten bedachte Landwirt, 
der neben dieſen privatwirtſchaftlichen Vorrechten 
auch die Gerichtsbarkeit hatte. Erſt nach der Bauern⸗ 
regulierung wurde der Gutsherr Großgrundbeſitzer, 
der die Wirtſchaftsführung in großem Umfange ſtatt 
mit den Bauern, mit eigenen Deputanten übernahm. 
Er führte die Wirtſchaftsform herbei, die wir auch ſonſt 
in Oſtelbien als Großgrundbeſitz kennen. Bauernregu⸗ 
lierung und Aufkauf ſchufen in der Mitte des vorigen 
Jahrhunderts dieſe Form. 


Iſt Wittmannsdorf ein Einzelfall, der ſonſt nicht 
vorkommt? Das ſicher nicht. Ahnlich wird es an 
anderen Stellen auch geweſen ſein. Früher oder 
ſpäter kam der übergang aus der Weide- und Wald⸗ 
kultur in die Ackerwirtſchaft modernſter Form durch 
den Bauern über den Großgrundbeſitz. Mancher 
größere Beſitz wird ſchon ſeit längerer Zeit 
beſtehen, mancher wird ſich ganz aus Bauern- 
beſitz zuſammengefunden haben, aber das 
Grundlegende iſt die Wellenlinie des Auf— 
und Niedergehens, das ſich der wirtſchaft— 
lichen Umformung anpaßt und mit den Zeit- 
läuften mitgeht. Es iſt nicht etwas Will- 
kürliches, was dieſe Umwandlung hervor— 
ruft, ſondern etwas Zeit- und Naturge⸗ 
bundenes. Wir ſtehen jetzt in einem Zeit— 
punkt, in dem ſich Neues vorbereitet, um 
uns hinüberzuführen in andere Lebens- und 
Wirtſchaftsformen. 


Aus der Chronik ergibt ſich aber auch, daß die 
Einführung dieſer Wirtſchaftsformen in jener Zeit 
notwendig geworden iſt. Die Schrift zeigt, daß die 
Bauernſchaft in jener Zeit noch nicht reif genug war, 
um die Landwirtſchaft ſo voranzubringen, wie ſie 
im letzten Jahrhundert durch den Großgrundbeſitz 
vorangebracht iſt. Daß ſie ſoweit gekommen iſt, 
haben wir dem Großgrundbeſitz zu danken. Aber 
auch er hat ſeine Zeit gehabt und heute ſeine Aufgabe 
erfüllt; heute verlangt die veränderte Wirtſchafts⸗ 
lage in der Landwirtſchaft auch andere Wirtſchafts⸗ 
formen. Der Bauer iſt ſtärker geworden, ſo ſtark, 
daß er die Aufgabe, den deutſchen Boden zu be— 
bauen, leiſten kann. Hier zeigt ſich wieder und wieder 
der Gegenſatz zwiſchen der Entwicklung in Rußland. 
Nicht die Kollektive iſt es, die bei uns arbeiten kann, 
ſondern die Einzelwirtſchaft; aber auch nicht jede 
allein, ſondern in der Form des wirtſchaftlichen Zu⸗ 
ſammenſchluſſes. Wenn die berufene Führerin der 
die Landwirtſchaftskammer, ihre 
Aufgabe immer ſtärker darin ſieht, dieſe Zuſammen⸗ 
ſchlüſſe in der Form der Wirtſchaftsberatung zu 
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fördern, wenn die Ergebniffe, die wir mit ihr bei | geführt. 


Der Bauer wird die Leiſtungen voll⸗ 


dieſer Förderung in den Siedlungen in den letzten bringen, die wir aus dem deutſchen Bod 
en erwarten, 


Jahren gehabt haben, weiter ausgebaut werden, 
dann bedarf es der Großgrundbeſitzer als Führer 


und der Siedler wird derjeni i 
jenige ſein, der dem übri 
Bauerntum vorangehen wird. Er wird e 


nicht mehr. Dann wird die Landwirtſchaft vom Bauern was deutſche Arbeit auf deutſchem Boden f 
oden ſchafft. 


Siedlung und Oſthilfe 


J. von Regierungs- und Landeskulturrat Dr. Diettrich, Königsberg Pr. 


Der in Heft 2 veröffentlichte Vortrag des 
Geſchäftsführers der Treuhandſtelle 
ſchuldungskredite, Aſſe 
Leſern mit außerordentli 
nommen worden. Wir geben 
Aufſätzen Raum, in denen das gleiche 


von Verfaſſern erör 
Siedlungstätigkeit ſtehen. Bei 


Umgeſtaltung der Oſthilfe ge⸗ 


chem Intereſſe aufge⸗ 
hier zunächſt zwei 
hema 


in der praktiſchen 
der angekündigten 

winnen dieſe Ausführungen noch an praktiſcher 
Bedeutung, denn die kritiſche Betrachtung der 
Vergangenheit gibt uns Lehren und Wegzeichen 
für die Zukunft. Im folg 
wir, den Fragenkreis abſchließend zu behandeln. 

D. Schr. 

8 es Regierungsaſſeſſors Pahlke 
über „Siedlung und Oſthilfe“ find mit Rückſicht auf 
ſeine dienſtliche Stellung beſonders beachtlich, da 
fie erſtmalig eine kritiſche Würdigung der ſtaatlichen 
Oſthilfs⸗ und Siedlungsmaßnahmen unter einem 
einheitlichen Geſichtspunkte bringen, beſonders in⸗ 
ſoweit als ſich dieſe auf die Geſtaltung der Boden⸗ 
preiſe ausgewirkt haben. Man kann im Zweifel 
ſein, ob im gegenwärtigen 
Kreiſe der oſtpreußiſchen Landwirtſchaft vor dem 
Zuſammenbruch ſtehen, bereits der erforderliche Ab⸗ 
ſtand zu dem geſamten Fragenkomplex gefunden iſt. 
Aber gewiſſe Maßnahmen ſowohl der Oſthilfe⸗ wie 
auch der Siedlungsbehörden ſind doch bereits ſoweit 
en, daß zu ihnen Stellung genommen werden 
ann. 

Man muß dem Verfaſſer darin beipflichten, daß 
die ſtaatlichen Maßnahmen bei Ofthilfe und Gied- 
lung inſofern ähnlich gelagert ſind, als in beiden 
Fällen ſubventionsmäßig öffentliche Mittel zu einem 
unter dem Normalen liegenden Zinsſatz zur Ver⸗ 
fügung geſtellt ſind. Man kann deshalb unbedenklich 
Siedlung und Oſthilfe unter einem einheitlichen 
Geſichtspunkt, nämlich dem, agrarpolitiſcher Hilfs⸗ 
maßnahmen betrachten. Auch daß dieſe Maß⸗ 
nahmen bisher keineswegs Zufriedenſtellendes be⸗ 
wirkt haben, wird niemand beſtreiten. Aber die 
geradezu erſchreckende Offenheit, mit der Regierungs⸗ 


Die Ausführungen d 


aſſeſſor Pahlke die Konſtruktionsfehler, die der bis⸗ 


tion zu Grunde liegen, be⸗ 
halten am abſoluten 
Vermögenswerte landwirtſchaftlicher Grundſtücke 
herausſtellt, gibt doch zu denken. Denn allein dies 
iſt die Urſache der Überbewertung und auch Über- 
beleihung zahlreicher ländlicher Grundſtücke und 
damit die unbewußte Vorbereitung ihres Zuſammen⸗ 
bruchs geweſen. Daß die Umſchuldungsbehörde nach 
erfolgter Inveſtierung vieler 


herigen Umſchuldungsak 
kennt und als das Feſt 


tert wird, die ſeit Jahren 


enden Heft beabſichtigen 


Zeitpunkt, wo weite 


Millionen nunmehr 
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für Ums | 
ſſor Pahlke, ijt von unjeren | 


ein brennendes Intereſſe an 
der Gtabilifi 

Win hat, iſt deshalb ee 
812 5 einer ſolchen Einſtellung muß die ländliche 
Aaucen d ſie ihren Landvorrat ein⸗ 
; rd zugegeben, daß die Si ; 
a als een 
i arniederliegendem üter⸗ 
n unter e 

0 r Landeskulturbehs 
die Landpreiſe mehr od 99 
i { er weni = 
FAT Das Preisniveau ergibt ſich in diesen 
u en naturgemäß faſt ausſchließlich durch den 
— Verwertungszweck des Gutes zu Siedlungs⸗ 
Beil fo daß bei der Preisbemeſſung der Ren- 
ae des Großbetriebes faum Rechnung 
getragen wird. Daß dieſer Umſtand aber, wie se 
area wird, in den letzten Jahren eine allzu 
N 198 über die Bodenwerte 925 
0 \ adurch eine Regulie i 
preiſe (lies Abſenkung) oöchindert kite, muß be 
ſtritten werden. Es war doch vielmehr ſo daß 
I Oſthilfeorgane zugegebenermaßen „an der Er⸗ 
u eg Bodenwerte“ Inter⸗ 
3 daß dieſe Werte trotz vi r 
Verſuche nicht mit den von der e 
br a ae Güterpreiſen in Einklang 
n waren. Die Folge 1 
ernſthafteſter h e 
preußenhilfe überlaſteten und ſchwach 15 
wordenen Gütern, auch wenn ſie grundſätz, 
lich für Siedlungszwecke geeignet waren, 
nur ganz wenige angekauft werden konnten. 
Beſondere Beiſpiele anzuführen, kann ich mir er: 


ſparen; es wäre aber ſehr leicht, dieſe Lücke durch 


die Oſtpreußiſche Landgeſellſchaft i 
preußiſche Bau⸗ und Sg ce 155 91 
55 e zu laſſen. * 
o blieb alſo den Siedlun ö 

Geſellſchaften nichts anderes e rem und 
verargt wird) als zu verſuchen, auf dem nn 
Gütermarkt ihre von den Oſthilfeorganen abweich 185 
Preispolitik zu verfolgen. Dieſe Preispolitit 5 
und das muß eindeutig feſtgeſtellt werden — 5 
im Gegenteil zur Auffaſſung der Oſthilfeorgane 
ausgeſprochen peſſimiſtiſch und konnte ſich nur a 
dem von den Oſthilfemaßnahmen nicht ſo b 115 
flußten freien Gütermarkt das Echo ſchaffer 95 
den Belangen der ländlichen Siedlung Wa 1 
einigermaßen entſprach. Es iſt nicht zu 1 
daß beſonders in den Jahren 1929 und 1900 


nicht mit Oſthilfe belaſtete Güter in der 
Regel bei beſſerer Qualität billiger zu 
haben waren als ſolche, auf denen gefähr— 
dete Oſthilfegelder ſtanden, und die die Treu— 
handſtelle zur Siedlung bringen konnte. Bedauer⸗ 
lich iſt in dieſem Zuſammenhang allerdings die 


Tatſache, daß durch das Kaufen der Geſellſchaften 
auf dem freien Gütermarkt gelegentlich die Aus⸗ 


zahlung größerer Barbeträge an den Gutseigen— 
tümer zu einer Zeit notwendig wurde, in der die 
öffentlichen Mittel immer knapper wurden, während 
andere ſiedlungsgeeignete Betriebe durch die Ver⸗ 
ſteigerung gehen und ſo Staatsgelder verloren gehen 
mußten. Aber die Urſache hierfür liegt eindeutig 
an dem Verſuch der Konſervierung des durch die 
Umſchuldungsmaßnahmen bedingten zu hohen Preis⸗ 
niveaus, das die ländliche Siedlung nicht vertreten 
konnte. Hätte ſich die Siedlung in Bezug auf die 
Preispolitik, wie dies der Verfaſſer annimmt, ſchon 
in den vergangenen Jahren zu Trabanten der Oſt⸗ 
hilfe gemacht, dann würde ſich nicht nur das Preis⸗ 
niveau für die ländliche Siedlung um ein beträcht⸗ 
liches erhöht haben; es würden vielmehr aller 
Wahrſcheinlichkeit nach auch die Siedlungen der 
vergangenen Jahre nicht die geſunde Grundlage 
haben, wie man ſie jetzt bei ihnen finden kann. 
Wenn ſich unter dem Druck der Verhältniſſe die 
Auffaſſung des Verfaſſers im Laufe der Jahre ge⸗ 
ändert und der Preispolitik der Siedlungsorgane 
genähert hat, ſo wird ſich nunmehr die ſo not⸗ 
wendige gemeinſame Arbeitsfront finden laſſen. 
Man wird die Vergangenheit begraben müſſen, 
denn die Verluſte an Staatsgeldern waren unver⸗ 
meidlich und werden weiter eintreten, weil die Ziel⸗ 
ſetzung bei der Oſthilfe von vornherein eine unrichtige 
war. Und es iſt beſſer, die falſch inveſtierten Be⸗ 
träge, ſobald die Fehlerhaftigkeit erkannt wird, 
abzuſchreiben, als durch ein Nachgeben gegenüber 


verſtändlichen Wünſchen für die Exiſtenz von Tau⸗ 


ſenden von Siedlern auf Jahrzehnte hinaus ein 
überholtes Preisniveau zu halten. 

Hat ſich dieſe Erkenntnis gefeſtigt, ſo wird ſich 
allerdings die Siedlung von Tag zu Tag 
mehr als eine der wichtigſten Maßnahmen 
im Rahmen der Oſthilfe entwickeln können. 
Sie wird ſich in erſter Linie in der Aufnahme aller 
nur irgendwie zur Siedlung geeigneten vor dem 
Zuſammenbruch ſtehenden Betriebe auswirken. Ich 
glaube allerdings nicht, daß ſich der von Regierungs- 
aſſeſſor Pahlke angedeutete Mittel weg „zwiſchen 
dem Intereſſe des Gläubigers und dem des Agrar⸗ 
und Wirtſchaftspolitikers“ finden läßt. Die von 


ihm angedeuteten Pläne zur Vermeidung größerer 


Verluſte an der 2. Hypothek, die er praktiſch durch 
Aufſuchen neuer „Wege zur Verbilligung der 


Siedlung“ zu finden hofft, werden ſich bei gleich- 


bleibender Qualität des Geleiſteten kaum verwirk⸗ 


lichen laſſen. Es mag dem Verfaſſer zugegeben 


werden, daß eine weitere Abſenkung der Ankaufs⸗ 


preiſe unter dem Geſichtspunkte von Siedlung und 
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Oſthilfe nur inſoweit verantwortet werden kann, 
als alle Möglichkeiten zur Verbilligung der Siedlung 
ausgeſchöpft werden. Dabei ſcheint der Verfaſſer 
davon auszugehen, daß die Siedlungsgeſellſchaften 
bisher übermäßige Gewinne gemacht haben — 
eine Behauptung, die gerade in letzter Zeit 
vielfach aufgeſtellt worden iſt. Es iſt unbeſtreit⸗ 
bar, daß zahlreiche Siedlungsgeſellſchaften in Oſt⸗ 
preußen beträchtliche Gewinne gemacht haben und 
daß dies beſonders bei privaten Geſellſchaften, 
d. h. mit Ausnahme der provinziellen Landgeſell⸗ 
ſchaft und der ähnlich organiſierten Tochtergeſellſchaft 
der Oſtpreußiſchen Heimſtätte, der Oſtpreußiſchen 
Bau⸗ und Siedlungsgeſellſchaft, bedenklich ſein kann. 
Aber die ſtaatlichen Aufſichtsbehörden ſorgen dafür, 
daß die Bäume hierbei nicht in den Himmel wachſen. 
Wie erfolgreich im übrigen die Durchführung der 
Siedlungsverfahren in privatkapitaliſtiſchem Sinne 
(wogegen ſich trotz der ſtaatlichen Zinsſubventionen 
m. E. nichts ſagen läßt) geweſen iſt, hat ſich in dieſem 
Kriſenſommer gezeigt, in dem die Siedlungsunter⸗ 
nehmer in der Lage waren, trotz des Ausbleibens der 
ihnen in Ausſicht geſtellten Beſiedlungskredite lange 
Zeit durchzuhalten und das in Ausſicht genommene 
Siedlungsprogramm reſtlos durchzuführen. Dazu 
kommt, daß praktiſch jede Siedlungsgeſellſchaft erheb⸗ 
liche Riſikorücklagen haben muß, einmal um den Anfor⸗ 
derungen der Behörden und Siedler nach Fertigſtellung 
der Siedlung in Bezug auf alle möglichen vorher unüber- 
ſehbaren, aber berechtigten und notwendigen Maßnah⸗ 
men nachkommen zu können, andererſeits aber, um die 
Jahre, die der Siedlungsunternehmer bis zur Grund⸗ 
bucheintragung noch für die Rente haftet, überſtehen 
zu können. Das Riſiko des Siedlungsunternehmers 
läuft nicht jo ſehr während des Beſiedlungsvorganges 
— wenn auch ſchon das Unverkauftbleiben einiger 
Stellen eine außerordentliche Gefahr für ihn bedeutet 
— als während der Jahre nach Abſchluß der Be⸗ 
ſiedlung, ſobald die Renten verpflichtung des Siedlers 
beginnt. Hierauf muß hingewieſen werden. Das 
finanzielle Ergebnis eines Siedlungsver⸗ 
fahrens kann beſonders bei Abſinken der 
Konjunktur, erſt einige Jahre nach Üüber— 
gabe der Siedlerſtellen beurteilt werden, 
wenn der Siedlungsunternehmer von ſeiner Haftung 
für die Rente frei iſt. Die Bildung einer mäßigen 
Gewinn⸗ und nicht zu knappen Riſikorücklage muß alſo, 
ſolange wir in einem privatkapitaliſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ſyſtem leben, von jedem verantwortungsbewußten 
Siedlungsunternehmer verlangt werden. Wie ſich 
im übrigen Verfahren abwickeln, bei denen gegen dieſe 
Regel verſtoßen iſt, zeigt auch die oſtpreußiſche Sied⸗ 
lungsgeſchichte in zwei kraſſen Fällen. Es kommt nicht 
darauf an, zur Erwähnung des zweiten Ziels — näm⸗ 
lich der Rettung 2. Hypotheken — möglichſt billig 
zu ſiedeln; das Entſcheidende iſt, daß die Siedlungen 
geſund und lebensfähig ſind und der Siedlungsunter⸗ 
nehmer gleichzeitig finanziell ſo ſtark bleibt, daß man 
mit Recht von ihm noch auf Jahre hinaus eine prak⸗ 
tiſche Betreuung ſeiner Siedlungen verlangen kann. 
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Eine Auswahl der Siedlungsunternehmer nach dieſer 
Richtung hin ſcheint in Oſtpreußen erfolgt zu ſein. 
Daß vorher einige das Feld ohne die Mitnahme von 
Gewinnen haben räumen müſſen, iſt bekannt. 


Der Verfaſſer wird bei ſeinen Bemühungen um Ver⸗ 
billigung der ländlichen Siedlung in den Siedlungs⸗ 
behörden ſtets einen aufrichtigen Bundesgenoſſen 
haben, jedoch nur inſoweit, als dieſe Erſparniſſe nicht 
zu Laſten einer betriebswirtſchaftlichen Verſchlechterung 
des Siedlungsergebniſſes und der finanziellen Poſition 
des Siedlungsunternehmers führen. Beſteht hierüber 
Klarheit, ſo wird man gemeinſam praktiſche 
Oſthilfe betreiben können. 


In dieſem Zuſammenhang wird in letzter Zeit eine 
Maßnahme, nämlich die Beſiedlung von Teilen 
ſchwach gewordener Betriebe zur Durchführung ihrer 
Sanierung in den Vordergrund gerückt. Man hört 
hierzu — vielfach auch an maßgeblichen Stellen | 
die Behauptung, als ob der Gedanke einer Teilſiedlung 
etwas Neues wäre und ſich bisher alle übrigen Sied⸗ 
lungsunternehmer bis auf einen mehr oder weniger 
dieſem Erfordernis aus irgendenwelchen Gründen 
verſchloſſen hätten. 

Es bedarf keines Hinweiſes, daß in Oſtpreußen 
alle größeren Siedlungsunternehmern zahlreiche Teil⸗ 
ſiedlungen mit gutem Erfolge unter dem Geſichts⸗ 
punkte der Sanierung des Reſtbetriebes durchgeführt 
haben (Taplacken, Kreis Königsberg, Linde⸗Wickerau, 
Kreis Gerdauen, Moythienen, Kreis Ortelsburg, 
Klein⸗Bertung, Kreis Allenſtein, Stagutſchen, Kreis 
Inſterburg, Maſſaunen, Kreis Bartenſtein, Zinten, 
Kreis Heiligenbeil u. a. m.). And dieſe Teilſiedlungen 
ſind, da ſie nach den allgemein gültigen Regeln für 
den Beſiedlungsvorgang, beſonders auch für die 
Zwiſchenwirtſchaft bearbeitet worden ſind, bisher als 
geglückt anzuſehen. Das Ei des Kolumbus iſt alſo 
durch den vermeintlich neuen Gedanken der Teil⸗ 
ſiedlung nicht aufgeſtellt worden. Es darf aber bei 
dieſer Gelegenheit auf die beſonderen Schwierigkeiten 
der Teilſiedlung hingewieſen werden, die nicht all⸗ 
gemein bekannt ſind. Die eine Schwierigkeit liegt in 
der Durchführung des Verfahrens und bezieht ſich 
beſonders auf die Zwiſchenwirtſchaft, die keinesfalls, 
wenn man ein befriedigendes Ergebnis erzielen will, 
mit der Bewirtſchaftung des verbleibenden Reſtgutes 
verbunden werden darf. Dieſe Schwierigkeiten laſſen 
ſich durch entſprechende organiſatoriſche Maßnahmen 
leicht beheben; aber eine andere täglich mehr zu⸗ 
nehmende Schwierigkeit liegt darin, daß ſich bei dem 
immer ſtärkeren Abſinken der Landgüterpreiſe für 
Teile von Landgütern — ſeien es nun mit geringen 
Gebäuden beſetzte Vorwerke oder gebäudeloſe Außen⸗ 


ſchläge, womöglich in geringer Kultur u 

ſtellung, oft auch ohne Inventarbeſatz 8 
wenn man ein einigermaßen befriedigendes Siedlungs⸗ 
ergebnis erzielen und den Siedler annähernd ſo ut 
anſetzen will, wie das bisher üblich war, kein Preis 
mehr ermitteln läßt, der eine Entpfändung geſchweige 
denn eine nachhaltige Sanierung ermöglicht Und 
damit iſt letzten Endes die günſtigſte Zeit für eine 
erfolgreiche Teilſiedlung — erfolgreich auch im Sinne 
der Sanierung des Beſitzers — in vielen Fällen ſchon 
verpaßt, ſo daß ſich die Inanſpruchnahme des Ge 


ſamtbetriebes nicht mehr vermeiden läßt. 


Ob künftige Teilſiedlungsverfahren 
zweckmäßig durch den Wigan ne ee 
und Betreuung durch einen Siedlungsunternehmer 
oder durch Abverkäufe des zu beſiedelnden Teiles an 
e durchgeführt werden 
i ur von Fall zu Fall entſcheiden. Es wi d 
nicht nur von der Perſon des Gutseige fü 155 
dern in erſter Linie auch davon ab in = = 05 
die Treuhandſtelle als D 
währ für die finanzielle Durchführung des Verfahrens 
geben kann. Sobald ſie ſich einſchaltet — ſei es 
durch übernahme finanzieller Garantien, ſei es, in⸗ 
dem ſie ſelbſt als Siedlungsunternehmerin auftritt — 
wird ſie zu dem ganzen Komplex des Beſiedlungs⸗ 
vorganges eine andere Stellung einnehmen, als es 
bei mehr theoretiſcher Betrachtung der Dinge bis⸗ 
155 möglich war. Die Treuhandſtelle wird die 
fahrung machen, daß es mit der Schaffung einiger 
augenblicklicher buchmäßiger Gewinne bei der Sa⸗ 
nierung von Großbetrieben durch Teil- oder Selbſt⸗ 
ſiedlung allein nicht gemacht iſt; daß vielmehr die 
Schwierigkeiten finanzieller Natur (und auch per⸗ 
ſönlicher Natur, d. h., mit den nach der Durchführung 
nicht zufriedenen Siedlern und dem gleichfalls nicht 
zufriedengeſtellten Gutsbeſitzer) erſt einſetzen, wenn 
— Freijahr der Siedler vorbei iſt und die Sanierung 
es Großbetriebes den erwünſchten nachhaltigen 
ne nicht gehabt hat. Dann wird man in Er: 
enntnis dieſer Tatſachen gleich anderen Siedlungs⸗ 
geſellſchaften für Gewinne und Rücklagen ſorgen 
müſſen. Geſchieht das, ſo wird für die Verminderun 
des ſtaatlichen Riſikos bei den 2. Hypotheken = 
a j 5 a: Sr Beſiedlungsvorgang 
a icht mehr übrig bleiben, als = 
ſiedlungsgeſchäft in alter Weiſe ee en 
Dann wird zum mindeſten die Gewähr beſtehen, 
daß geſunde Siedlungen geſchaffen find und die- 
jenigen, die das Riſiko für die in den Siedlun en 
bis zur möglichen Ablöſung durch Reichskredit ee 
veſtierten Oſthilfegelder zu tragen haben, werd . 
mancher Sorge überhoben ſein. = 


II. von Diplom⸗Landwirt Dr. Walter Männel, Prokuriſt der Oſtpreußiſchen Bau- u i 
und = 
geſellſchaft, Königsberg Pr. * 


Den Ausführungen von Aſſeſſor Pahlke über 
„Siedlung und Oſthilfe“ kann man in vielem zu⸗ 
ſtimmen. Die offene Erörterung begangener Fehler 
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iſt eine annehmbare Vorausſetzung für ei i 
! ö g für eine ge = 
55 Arbeit der Oſthilfe- und e in 
ſtpreußen. Es muß auch geſagt werden, daß die 


Siedlung in Oſtpreußen, ohne über die eigenen Fehler 
oder die Fehler der Oſthilfe in der Vergangenheit 
zu rechten, gern zur Zuſammenarbeit ſich bereit er⸗ 
klärt. Es gilt dann hauptſächlich, eine Einigung über 
die Grundlagen dieſer gemeinſamen Arbeit herbei⸗ 
zuführen. Es iſt nicht zweifelhaft, daß die gemein⸗ 
ſamen Wege gefunden werden, obwohl nicht zu ver 
kennen iſt, daß die Intereſſen von Oſthilfe und Siedlung 
auch unter dem beiden gemeinſamen Geſichtspunkte 
agrariſcher Hilfsmaßnahmen in wichtigen Fragen ſich 
ſtark widerſprechen. Denn die Maßnahmen der Oſt⸗ 
hilfe bewirken, auch wenn ſie vorhandene Subſtanz 
teilweiſe verwerten, eine Konſervierung, die Siedlungs⸗ 
maßnahmen dagegen eine durchgreifende Umwandlung 
des Vorhandenen. Zur Fortführung der ländlichen 
Siedlung find niedrige Bodenpreiſe die dringendſte 
Vorausſetzung, während die Oſthilfe ohne teilweiſen 
Verzicht auf die ihr geſtellte Aufgabe und ihren 
Arbeitszweck bisher ein beſtimmtes Preisniveau nicht 
unterſchreiten darf. Es kommt dann darauf an, ob 
bei dieſem Preisniveau die Siedlung noch lebens⸗ 
fähig betrieben werden kann. Dies allein iſt bei dem 
beiderſeits vorhandenen Willen zur Zuſammenarbeit 
die wichtigſte Vorausſetzung für das Gelingen der 
Arbeit. 

Die freimütigen Außerungen von Aſſeſſor Pahlke 
machen es zur Pflicht, die Dinge offen darzulegen, 
die zum Verſtändnis der Einſtellung der oſtpreußi⸗ 
ſchen Siedlung zu der Arbeit der Oſthilfe notwendig 
geſagt werden müſſen. Dies iſt um ſo leichter möglich, 
als jetzt viele Maßnahmen der Oſthilfe natürlicher 
als früher zur Siedlung hinführen, in die Siedlung 
münden. 
Einſtellung der Oſthilfe an die Anſchauungen der 
Siedlung feſtzuſtellen. 

Es iſt wohl weniger wichtig, die Bildung der 
Bodenpreiſe theoretiſch zu klären und dem nachzu⸗ 
ſpüren, ob die Siedlung wirklich Jahre hindurch abſo⸗ 
lute Wertmaßſtäbe ihren Kaufpreiſen zugrunde gelegt 
hat. Aus der Praxis heraus iſt jedoch feſtzuſtellen, 
daß bereits im Jahre 1928 die Gutsbewertungen 
der Siedlung und der Oſthilfe ſtark von einander ab⸗ 
wichen. Dabei ſoll nicht verkannt werden, daß in 
Oſtpreußen mit der im Jahre 1926 wieder ſtärker 
einſetzenden Siedlungstätigkeit die Güterpreiſe nie⸗ 
mals nach irgendwelchen Vorkriegspreiſen (abſoluten 
Werten) orientiert worden ſind. Ein ſolches Vor⸗ 
gehen iſt der Kaufpreisberechnung der Landeskultur⸗ 
behörde und der Siedlungsträger, welche die Renta⸗ 


bilität der Siedlerſtellen der Gutsbewertung zu⸗ 
grunde legt, fremd und dementſprechend auch nicht 


angewendet worden. Die Tatſache, daß für die 
Siedlung beſonders niedrig verzinsliche 
Kredite zur Verfügung ſtanden, hat freilich 
auf die Ankaufspreiſe die Wirkung gehabt, 
daß dieſe an der Rentabilität der Groß— 


betriebe gemeſſen zu hoch waren; die kapi- 


taliſierte Differenz zwiſchen der niedrigen 
Verzinſung der Siedlungskredite und einer 
normalen Verzinſung des Kapitalmarktes 


Es iſt deutlich eine Annäherung in der 


96 


iſt leider nicht ausſchließlich den Siedlern, 
ſondern teilweiſe den verkaufenden Guts- 
beſitzern zugute gekommen, ein wirtſchaft⸗ 
licher Abwälzungsvorgang, wie er offenbar 
in der Folge ſtaatlicher Subventionen ſich 
allgemein zeigt. Es iſt auch zu bedenken, daß 
damals, anders als in ſpäteren Jahren das Abſinken 
der Preiſe für die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe 
mehr als nur vorübergehend angeſehen und damit 
die Hoffnung auf eine baldige Beſſerung der Preiſe 
in die Rentabilitätsberechnungen ſtärker, als es heute 
der Fall iſt, eingeſetzt wurde. Aber ſelbſt wenn alle 
dieſe nachträglich erkannten Fehler eingerechnet werden, 
lagen die Ankaufspreiſe der Siedlung im Jahre 1928 
immer noch weſentlich unter den Gutsbewertungen 
zum Zwecke der Oſthilfebeleihung. 

Die Auswirkungen der Umſchuldungsaktion 1928 
haben dann die Tendenz zur Erhöhung und hohen 
Stabiliſierung der Bodenpreiſe unterſtützt. Für die 
Siedlung drückte ſich dies in einer Verſteifung des 
Gütermarktes aus. So wie die erſte Oſthilfeaktion 
hat aber jede der weiteren Maßnahmen der Oſthilfe, 
die Umſchuldung ebenſo wie die Verwertung von 
Teilſubſtanz der Betriebe mit Hilfe von billigem 
Staatskredit in der gleichen Richtung gewirkt. Lediglich 
im Grade war die Wirkung verſchieden ſtark. Zwar 
war das Geſicht der Maßnahmen verſchieden, die 
Wirkung auf die Güterpreiſe jedoch grundſätzlich ſtets 
die gleiche. In dieſem Zuſammenhang iſt auch auf 
das Beſtreben oſtpreußiſcher landwirtſchaftlicher Kreiſe 
hinzuweiſen, die darauf abzielten, daß für Gutsan⸗ 
käufe zur Neuſiedlung die gleichen Preiſe bewilligt 
werden ſollten, wie für Anliegerland, deſſen Preis⸗ 
bildung bekanntlich beſonderen Bedingungen unter⸗ 
liegt (Seltenheitswert für den Käufer). 

Der Hinweis des Verfaſſers, daß bereits im Jahre 
1928 für Betriebe von über 1000 Morgen lediglich 
die Siedlungsgeſellſchaften als ernſthafte Käufer in 
Frage kamen, iſt richtig. Dieſe Monopolſtellung hat 
ſich aber bis dahin erſt langſam herausgebildet. 
Vorher mußten die Güterpreiſe der Siedlung auf die 
Preiſe des freien Grundſtücksmarktes Rückſicht nehmen. 
Man kann heute den Siedlungsſtellen vielleicht vor⸗ 
werfen, daß ſie ſich dieſer Monopolſtellung nicht früh 
genug bewußt geworden ſind. Die preisſteigernde 
Wirkung der Oſthilfemaßnahmen traf die Siedlungs⸗ 
geſellſchaften jedoch in dem Augenblick, der ihnen erſt⸗ 
malig die Möglichkeit gab, die Güterpreiſe durch ein⸗ 
heitliches Vorgehen mit der Landeskulturbehörde 
weſentlich abzuſenken. Die Notwendigkeit und das 
Beſtreben hierzu waren vorhanden, wurden aber durch 
die preisſteigernde Tendenz der Oſthilfe wirkungslos 
gemacht. Seit dieſem Zeitpunkt hatte die Siedlung 
keine Möglichkeit mehr, von ſich aus weſentlich auf 
die Geſtaltung der Güterpreiſe einzuwirken. Nunmehr 
war die Ankaufstätigkeit für die Siedlung immer 
irgendwie abhängig von den durch die Stützungs⸗ 
maßnahmen der Oſthilfe ausgelöſten Wirkungen. Bei 
der Betrachtung der Wechſelbeziehungen zwiſchen 
Oſthilfe und Siedlung iſt gerade dieſe Tatſache ent⸗ 
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ſprechend ihrem Gewicht zu beachten. Siedlung und 
Oſthilfe haben ſich doch bisher nur deshalb auf ſo 
verſchiedenen Wegen bewegt, weil die Oſthilfeſtellen 
einſeitig nur Sanierungstendenzen verfolgten, weil 
ihr Intereſſe an der Siedlung lediglich ein indirektes 
war und nur ſoweit ging, als die Siedlung die zur 
Sanierung der Großbetriebe oder zur Rettung der 
Oſthilfedarlehne notwendigen Kaufpreiſe anlegen 
konnte. Zu gewiſſen Zeiten konnte die Siedlung auf 
dem freien Markte preiswerter kaufen als durch Ver⸗ 
mittlung der Oſthilfeſtellen. Wenn demgegenüber 
darauf hingewieſen wird, daß von der Siedlungs⸗ 
ſeite auch ſpäter noch Ankaufspreiſe bewilligt worden 
ſind, die über den „Kriſenwerten“ der Oſthilfeſtellen 
lagen, ſo wird bei dieſem Vergleich meiſt außer acht 
gelaſſen, daß es ſich in dem einen Falle um gut 
geführte, voll inventariſierte Betriebe, die für die 
Siedlung beſonders wertvoll waren, im andern Falle 
jedoch um Betriebe handelte, die wegen ihrer Deva⸗ 
ſtierung dem Siedlungsträger beſonders hohe Koſten 
für die Wirtſchaftsführung auferlegten. Das erzielte 
Ergebnis hat dann gezeigt, daß das Siedlungsland 
aus dem teurer eingekauften, gut geführten Betriebe 
dem Siedler billiger abgegeben werden konnte, als 
das Siedlungsland des vorher vernachläſſigten Be⸗ 
triebes. Außerdem iſt dem Siedler mit in der Ertrags⸗ 
fähigkeit ſtark zurückgegangenem Lande nicht gedient, 
da er das Einwirtſchaften des Betriebes hauptſächlich 
aus der Ernte des erſten Jahres ermöglichen muß. 
Beträgt dieſe ſtatt 10 Ztr. Getreideertrag je Morgen 
nur die Hälfte, dann iſt der Siedlerbetrieb von Anfang 
an notleidend. 60 Zentner Verkaufsgetreide aus der 
erſten Ernte z. B. ermöglichen dem Siedler bereits 
die Vermehrung des eingebrachten, fajt ſtets zu ges 
ringen lebenden Inventars um zwei Kühe. Auch wird 
der Siedler auf vernachläſſigtem Boden im zweiten 
Jahre beſtenfalls 7—8 Ztr., nicht aber 10 Ztr. 
Getreide durchſchnittlich je Morgen ernten können, 
hat aber die Rentenzahlungen dann ſchon voll zu 
leiſten. 

Aſſeſſor Pahlke legt beſonderen Wert auf die 
Verringerung der Unkoſten des Siedlungsvorganges 
und auf weitgehenden Verzicht der Siedlungs⸗ 
geſellſchaften auf Gewinne, immer aus der Überlegung 
heraus, daß dann höhere Preiſe beim Siedlungs- 
ankauf bewilligt werden können, ohne daß der Ab⸗ 
gabepreis des Landes für den Siedler ſich erhöht. 

Alle Möglichkeiten der Verbilligung und Verein⸗ 
fachung des Siedlungsverfahrens ſind auszuſchöpfen, 
die Bemühungen hierzu können nicht ernſthaft genug 
betrieben werden. Dieſe 
natürliche Grenze, wo der Umfang der Leiſtungen 
aus der Wirtſchaftsführun 
an den Siedler aufrecht erhalten werden muß. Ab⸗ 
geſehen hiervon iſt der Siedlungsvorgang durch ſo 
viele geſetzliche Beſtimmungen feſtgelegt, die ihn be⸗ 
laſten, verzögern, verteuern, 
„von oben her“ geh 
billigung des Siedlungsvorgan 
von dieſer notwendigen Auflockerung d 


ges, die unabhängig 


Vereinfachung hat da ihre 


g des Siedlungsträgers 


daß hier zum Teil nur 
olfen werden kann. Jede Ver⸗ 
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Beſtimmungen, durch Maßnahmen der Landeskultur⸗ 
behörde, der Siedlungsgeſellſchaften und der en 
Kulturämter erzielt werden kann, muß mit allen 
Kräften angeſtrebt werden, um den höchſten Nutz— 
effekt zu erzielen. Freilich müßte die Verbilli— 
gung, auch durch beſſere Verwertung der 
Altgebäude dann dem Siedler zugute 
kommen, indem er nur mit einer geringen 
Rente belaſtet wird, nicht aber durch eine 
Erhöhung des Gutspreiſes vorher bereits 
abgegolten werden. Denn je niedriger die 
Rente, deſto kriſenfeſter der Siedlerbetrieb! 
Hier beſteht ein ſchwer zu überbrückender Gegenſatz 
zwiſchen der Auffaſſung der Siedlung und der Oſt⸗ 
hilfe, welche die Verbilligung des Siedlungsverfahrens 
nicht wegen der beſſeren Exiſtenzgrundlage für den 
Siedler, ſondern in Verfolgung der ihr geſtellten Auf⸗ 
gabe der Verwaltung ſtaatlicher Hypotheken fordert 
5 Aus dem gleichen Grunde wird der möglichſte Ver⸗ 
zicht der Siedlungsträger auf Gewinne aus der Sied— 
lungsarbeit gefordert. über die Gewinne der Sied⸗ 
lungsgeſellſchaften find viele falſche Anſchauung en 
beſonders ſtark verbreitet. Es iſt doch zu be— 
denken, daß die Gewinne der beiden in 
der Siedlung tätigen oſtpreußiſchen pro— 
vinziellen Geſellſchaften immer wieder 
ausſchließlich \ dem Geſellſchaftszweck 
dienen und bei einer etwaigen Auflöjung 
dieſer Geſellſchaften der Allgemeinheit 
zufli eß en. Durch die mehrjährige Verknüpfung 
des Siedlungsträgers mit dem Siedlungsobjekt und 
mit dem Schickſal der angeſetzten Siedler muß zudem 
ſtets damit gerechnetwerden, daß durch die notwendigen 
Nachleiſtungen der verſchiedenſten Art und durch die 
den Siedlern in beſonderen Fällen geleiſteten Beihilfen 
ſowie auch die vom Siedlungsunternehmer zu tra⸗ 
genden Verluſte bei der Renteneinziehung bis zum 
Zeitpunkt des Rezeſſes vorher ausgewieſene Gewinne 
in jedem Falle noch erheblich zuſammenſchrumpfen 
= der heutigen rapiden Verminderung der Renta⸗ 

il ität der Landwirtſchaft iſt das Riſiko des Siedlungs⸗ 
trägers bei gleichzeitig ſtärkſtem Abſinken der Ge⸗ 
winnmöglichkeiten ganz weſentlich erhöht worden, und 
ich glaube ſagen zu können, daß alle Siedlungs⸗ 
träger Oſtpreußens zufrieden ſein werden, wenn ſie 
bei den diesjährigen Siedlungsobjekten in der Schluß⸗ 
abrechnung ohne größere Verluſte abſchließen tönnen. 
Hat doch die Beſiedlung ihnen durch die Folge der 
Kreditkriſe eine Verlängerung und eine Erhöhung der 
Koſten der Zwiſchenwirtſchaft bei verringerten Ein⸗ 
nahmen aus der Zwiſchenwirtſchaft, weiterhin eine 
Erhöhung der Zinsbeträge gegenüber dem Voran⸗ 
ſchlag. ſowie weſentlich geringere Erlöſe bei der 
Inventarverwertung gebracht. Von dieſen Minder- 
einnahmen des Siedlungsvorganges wird der Siedler 
nicht berührt. Die Aufgabe des Siedlungsträgers 
beſteht ja weſentlich darin, daß er die ſtaatlichen 
Organe von dem Riſiko der Trägerſchaft freiſtellt 
Ohne die Ausſichten auf Gewinnchancen kann die 
Trägerſchaft unmöglich übernommen werden, denn 


nur durch Gewinnmöglichkeiten kann erreicht werden, 
daß ſowohl der Staat, wie auch die Siedler von 
etwaigen Verluſten aus der Beſiedlung nicht betroffen 
werden. Eine überſicht über den teilweiſe ſehr ſchlechten 
finanziellen Stand der Siedlungsunternehmungen in 
Oſtdeutſchland gibt ein ſehr deutliches Bild davon, 
mit welchen großen Riſiken die Durchführung der 
ländlichen Siedlung verbunden iſt. Sowohl der 
Staat als auch die Siedler fahren jedenfalls am 
beſten, wenn das Riſiko vom Siedlungsunternehmen 
getragen wird. Die mit dieſem Verfahren gemachten 
Erfahrungen ſprechen ſicherlich bei der Landeskultur⸗ 
behörde, der ja im Intereſſe geſunder Weiterführung 
der Siedlungsarbeit auch an der Erhaltung gut 
arbeitender Siedlungsträger gelegen iſt, für die Bei⸗ 
behaltung der bisherigen Arbeitsteilung mit den 
Siedlungsunternehmern. Die unabhängige Stellung 
des Landeskulturamts in der Beaufſichtigung und 
Kontrolle des Siedlungsvorganges gibt ſicherlich die 
beſte Gewähr dafür, daß auf dieſe Weiſe lebensfähige 
Siedlerexiſtenzen geſchaffen werden, und daß gleich- 
zeitig ungerechtfertigt hohe Gewinne der Siedlungs⸗ 
träger ausgeſchaltet bleiben. 

Der für die vorgeſchlagene engere Zu— 
ſammenarbeit der Oſthilfe- und Sied⸗ 
lungsſtellen in Oſtpreußen wichtigſte Teil 
der Ausführungen von Aſſeſſor Pahlke 
liegt wohl in der Erörterung, wie die Ver— 
bindung zwiſchen Oſthilfe und Siedlung 
ausſehen kann, wenn man die Frage von 
der Oſthilfe aus betrachtet. 

Die gemachten Vorſchläge ſind auf die Forderung 
nach einer Entlaſtung der Oſthilfe und des Güter⸗ 
marktes durch Hinlenkung der Siedlungsankäufe auf 
die umgeſchuldeten Betriebe gerichtet, ſowie darauf, 
Verwertung von Teilſubſtanz der Sanierungsbetriebe 
durch Teilſiedlung möglichſt auch im Auftrage des 
Gutsbeſitzers zu betreiben. 

Wie ſteht die Siedlung zu dieſen Vor- 
ſchlägen, zu dieſen von der Oſthilfe aus 
wichtigſten Vorausſetzungen für eine Zu: 
jammenarbeit? Bieten dieſe Grundſätze die 
Möglichkeit für Zuſammenarbeit? 

Die Forderung, daß die Siedlung bevorzugt ſolche 
Betriebe ankaufen ſoll, deren Erwerb die Treuhand⸗ 
ſtelle empfiehlt, kann oft unbedenklich erfüllt werden. 
Dies iſt auch in den letzten Jahren in immer ver⸗ 
ſtärktem Maße geſchehen und ſtößt in all den Fällen 
auf keine Schwierigkeiten, in denen für die Betriebe 
noch Kaufpreiſe angelegt werden, mit denen die Oſt⸗ 
hilfeſtellen noch einverſtanden ſein können. Im Gegen⸗ 
teil bedeutet das Beſtehen der Oſthilfehypothek bei 
dem neuerdings von der Siedlungsbank feſtgelegten 
Grundſatz, daß die Ankaufspreiſe mit einem möglichſt 
hohen Betrage durch übernahme langfriſtiger Hypo⸗ 
theken abgedeckt werden ſollen, eine Erleichterung für 
den Ankauf. Hierfür iſt auch beſonders erwünſcht, 
daß von den Oſthilfeſtellen aus über das Beſtehen⸗ 
bleiben und die ſpätere Unterverteilung der Staats⸗ 
hypotheken auf die Siedlergrundſtücke — etwa ent⸗ 
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ſprechend dem Vorgehen der Oſtpreußiſchen Landſchaft 
— klare Beſtimmungen erlaſſen werden. Freilich hat 
die Oſthilfe an dem Erwerb ſolcher Güter durch die 
Siedlung nur dann Intereſſe, wenn ein Kaufpreis 
geboten wird, welcher die durch das rapide Abſinken 
der Güterpreiſe gefährdeten, an ungünſtiger Rang⸗ 
ſtelle geſicherten Staatshypotheken in vollem Um⸗ 
fange oder wenigſtens zum großen Teile abdeckt. Es 
ſoll hier bewußt die Erörterung der Frage ausge- 
ſchieden werden, wie lange die unerbittlich fort 
ſchreitende Entwicklung hierzu noch die Möglichkeit 
geben kann. Der Geſichtspunkt, die Ankäufe möglichſt 
nur auf umgeſchuldete Betriebe zu lenken, iſt heute, 
da es gering verſchuldete Betriebe überhaupt kaum 
noch gibt, offenſichtlich nicht mehr ſo wichtig wie in 
früheren Jahren. Andererſeits muß man bedenken, 
daß keine Siedlungsgeſellſchaft auf die Dauer aus⸗ 
ſchließlich ſich auf die Aufteilung devaſtierter Betriebe 
beſchränken kann, um einen beſtimmten Rahmen not⸗ 
wendiger wirtſchaftlicher Leiſtungen an den Siedler, 
den ſie gleichfalls im eigenſten Intereſſe nicht ſchmälern 
darf, einhalten zu können. Immer iſt es notwendig, 
daß auch beſſer beſetzte, gut bewirtſchaftete Betriebe 
hereingenommen werden, welche imſtande ſind, durch 
Inventarabgaben uſw. auch die reguläre Bewirt⸗ 
ſchaftung der ſchwach beſetzten Betriebe zu ermög⸗ 
lichen. Im großen ganzen kann jedoch dieſe Forderung 
Pahlkes erfüllt werden, wenn die Oſthilfeſtellen 
dafür Sorge tragen, daß auch beſſer bewirtſchaftete 
und gut beſetzte Betriebe an die Giedlungsunter- 
nehmungen herangebracht werden. 

Weſentlich anders ſteht es dagegen mit der Forde⸗ 
rung, daß die Siedlungsſeite ſich anſtelle der Aufteilung 
von Geſamtbetrieben mit der Verwertung von Teil⸗ 
flächen aus Sanierungsgütern in erſter Linie befaſſen 
ſoll. Hier erſcheint es ſchwierig, eine ſowohl für die 
Oſthilfe wie für die Siedlung annehmbare Löſung 
zu finden. In den jetzigen äußerſt labilen wirtſchaft⸗ 
lichen Verhältniſſen müßte die Siedlung bei Erfüllung 
dieſer Forderung die einzige Grundlage aufgeben, 
auf der die Beſiedlung eines Objektes ohne die 
unerwünſchte Verbindung der neuen Kleinbetriebe 
mit dem kranken Großbetrieb möglich iſt, die in 
wirtſchaftlicher und grundbuchlicher Beziehung die 
ſtärkſten Gefahren — doppelte Gefahren in Zeiten 
abfallender Konjunktur — in ſich trägt. Heute liegt 
das Ergebnis zweijähriger Teilſiedlungsarbeit in 
einer größeren Zahl durchgeführter Fälle vor, ſodaß 
über die Möglichkeiten der Teilſiedlung ein Urteil aus 
den Erfahrungen der Praxis heraus möglich iſt. Auf 
Grund der Ergebniſſe iſt im Gegenſatz zu den vom Ver⸗ 
faſſer gemachten Vorſchlägen zu erwarten, daß die Sied⸗ 
lung gezwungen ſein wird, faſt ausſchließlich den Weg 
der Aufteilung von Geſamtgütern zu wählen, da abge⸗ 
ſehen von wenigen Ausnahmen durch die Abſiedlung 
nicht mehr die Sanierung der Großbetriebe bewirkt 
werden kann. Wegen der weiterhin dauernd ſinkenden 
Rentabilität der Betriebe iſt die Beſiedlung von 
Trennſtücken heute allein ſchon deshalb nicht durch⸗ 
führbar, weil in der bis zur kataſteramtlichen und 


grundbuchlichen Abtrennung des Teilſtückes nun ein⸗ leitung eines ſolchen Miſchſiedlungsverfahrens, die 
mal notwendigen Zeitſpanne die Verſchuldung des ja allein ſchon wegen der anfangs aufgewendeten 
Sanierungsgutes derart anwächſt, daß regelmäßig Mittel immer einen Zwang zur Durchführung des 
die Entpfändung für die Teilflächen äußerſt ſchwierig Verfahrens darſtellt, werden die ſonſt üblichen 
wird, wenn nicht gänzlich mißlingt. Die Erzielung Leiſtungen an den Siedler von ſeiten des notleidenden 
eines Sanierungseffektes für den Großbetrieb iſt Gutsbeſitzers durch den Siedlungsträger und die 
hierbei nicht zu erwarten. Dazu fehlen bei der Aufſicht führende Behörde letzten Endes nur unter 
heutigen Preiskriſe im Gegenſatz zu dem früheren Verzicht auf den Sanierungseffekt des Großbetriebes 
Beſitzbefeſtigungsverfahren alle Vorausetzungen. Die durchgeſetzt werden können. Eine wirklich beiden 
Anliegerſiedlung und die Teilſiedlung wird heute Zwecken, der Sanierung und der Siedlung, gerecht 
keine weſentlich ſicheren, alſo ebenſo unſichere Sanie⸗ werdende Löſung iſt in der Praxis meiſt nicht gegeben. — 


rungsergebniſſe bringen, als die Umſchuldung, ſie Die von der Oſthilfe aus für die Zuſammenarbeit 
wird ſich gleich dieſer als eine fragwürdige Ange⸗ der Siedlung und der Oſthilfe gemachten Vorſchläge 
legenheit erweiſen. können demnach, abgeſehen von der Kommiſſions⸗ 


Durch dieſe Feſtſtellung, die, falls fie heute noch ſiedlung, auf die hier nicht eingegangen werden ſoll, 
umſtritten ſein ſollte, in kurzer Zeit allgemein an- im weſentlichen nur ſoweit Grundlage gemein⸗ 
erkannt ſein wird, erübrigt ſich die Erörterung der ſamer Arbeit ſein, als die Siedlung die von 
Frage, ob die Teilſiedlung in wirklich zwecknäßiger den Oſthilfsorganen erworbenen Großbetriebe 
Weiſe nur denkbar iſt als eigene Beſiedlung des zur Aufteilung übernimmt. Die wichtige Frage des 
Eigentümers unter Beratung eines Siedlungs⸗ Ankaufspreiſes iſt dann im Einzelfalle zu klären. 
trägers. Wichtig erſcheint lediglich der Hinweis, daß In welchem Umfange hierdurch die Rettung der 
die Sicherſtellung des äußerſt erzielbaren Erlöſes ſtaatlichen Hypotheken erreicht werden kann, wird von 
für den Gutseigentümer meiſt nur möglich iſt, durch dem wirtſchaftlichen Zuſtand der Güter und der all⸗ 
allgemein für den Siedler verſchlechterte Bedingungen gemeinen wirtſchaftlichen Entwicklung abhängig ſein. 
der Anſiedlung (Kulturzuſtand, Aufwendungen für Die Arbeit der Oſthilfeſtellen würde damit ſtärker 
Bearbeitung und Beſtellung des Landes, Umfang als bisher mit den Zielen der Siedlung verbunden 
der Ernte uſw.). Die ſogenannten Miſchſiedlungen werden. Der den Oſthilfeorganen vorgezeichnete 
werden im Durchſchnitt unter ungünſtigen wirtſchaft⸗ Weg iſt offenbar der, daß fie ſich zu einer Auffang⸗ 
lichen Bedingungen für den Siedler begründet als ſtelle für die Großbetriebe und damit zu der Land⸗ 
die in dem Geſamtverfahren der Siedlungsgeſell⸗ beſchaffungsſtelle für die Siedlung entwickeln. Denn 
ſchaften ausgelegten Siedlungen. Denn nach Ein- Siedlung iſt praktiſche Oſthilfe. 


Entlaſtung des Neuhausbeſitzes 


von Gerichtsaſſeſſor Dr. Ferdinand Neumann. 


Das allgemeine Volkseinkommen hat ſich in den am 1. 1. 30 am 30. 6. 31 
letzten beiden Jahren ſtark verringert. Die Aus 1 I} eden des Eintommens (red 9 
wirkungen des verminderten Wohlſtandes und der 312 73,6 208 312 Proz. 
letzten Kreditkataſtrophe haben zu einer akuten Kriſe 9 3 180 Proz 1% „ 
des Neuhausbeſitzes geführt. Mit einer Beſſerung e 36 29 0 


der Konjunktur iſt vorläufig nicht zu rechnen. Dies 1000 broz 100,0 Proz. 
folgt aus der Eigenart der Wirtſchaftserſcheinungen, Hiernach müſſen von 100 Mietern 68,8 Prozent, 
die den Rückgang des Arbeitseinkommens beſtimmen. mehr als ihres Einkommens für die Miete auf⸗ 
Das Inſtitut für Konjunkturforſchung nennt nämlich wenden. Die Folge dieſes ungeſunden und untrag⸗ 
mit Recht als Urſachen des Einkommensausfalls die baren Zuſtandes iſt neben einer Hochflut von Miet⸗ 
Steigerung der Arbeitsloſigkeit, die Einſchränkung prozeſſen der Zug aus den Großwohnungen in die 
der Arbeitszeit, die Senkung der Tariflöhne und Klein- und Kleinſtwohnungen. Mehrere Haushal- 
Gehälter ſowie den Abbau der übertariflichen Be- tungen drängen ſich in kleinen Räumen zuſammen. 
zahlung. In welchem Maße der Hausbeſitz von Neues Wohnungselend macht ſich breit neben einem 
dieſem Konjunkturrückgang betroffen wird, zeigt uns ſcheinbaren Überflug an Wohnungen. Auf der 
die Überlegung, daß die Miete bereits in normalen anderen Seite mehren ſich die Zwangsverſteigerungen 
Zeiten einen erheblichen Anteil des Gejamtein- der Hausgrundſtücke, da die Grundſtückslaſten im 
kommens in Anſpruch nimmt. Die in der letzten allgemeinen dieſelben geblieben ſind, während die 
Zeit erfolgte Steigerung der gleichgebliebenen Miet- Wohnungen zum Teil leer ſtehen oder nur eine 
quote im Verhältnis zum verringerten Einkommen geringe Miete bringen. Daher können nur eine Miets⸗ 
ergeben die Ermittlungen des Hauptverbandes ſenkung beim Neuhausbeſitz und eine 
Deutſcher Baugenoſſenſchaften E. V. Von der Ge ſteuerliche Entlaſtung beim Althausbeſitz 
ſamtzahl der Bewohner hatten für Miete zu zahlen: dieſem kulturzerſtörenden Ablauf der 
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Ereigniſſe Einhalt gebieten. Voraus 
ſetzung hierfür iſt aber eine Entlaſtung 
des Hausbeſitzes. 

Während dem Althausbeſitz durch eine 20 pro⸗ 
zentige Kürzung der Hauszinsſteuer gemäß der Not⸗ 
verordnung vom 6. Oktober 1931 und andere 
Maßnahmen bereits in einem wenn auch noch 
unzureichenden Umfange geholfen wurde, iſt die 
dringend notwendige Entlaſtung des 
Neuhausbeſitzes bisher nicht erfolgt. Zur prak⸗ 
tiſchen Durchführung ſind ſchon viele Vorſchläge 
gemacht worden. Die Baugenoſſenſchaften empfehlen 
vor allem in ihrer dem Reichsarbeitsminiſter ein⸗ 
gereichten Denkſchrift einen Verzicht auf die Ver⸗ 
zinſung der Hauszinsſteuerhypotheken und zeitweilig 
auch auf die Tilgung. Im einzelnen hat dies 
Dr. Weber in ſeinem Vortrage „Die Auswirkungen 
der gegenwärtigen Wirtſchaftslage auf die gemein⸗ 
nützigen Bauvereinigungen“ begründet. (ZWohnW. 
Heft 19, Seite 242 ff.) Dieſen Richtlinien folgen die 
neueſten Anträge der Sozialdemokraten, Deutſchnati⸗ 
onalen und der Wirtſchaftspartei. Die Anträge wur⸗ 
den am 23. Oktober 1931 vom Landtage dem Haupt⸗ 
ausſchuß zur Beratung überwieſen. Der Hauptaus⸗ 
ſchuß hat am 12. November 1931 beſchloſſen: 

1) Verzinſung bezw. Tilgung der Hauszinsſteuerhypothekendarlehen in 
dringenden Fällen herabzuſetzen oder ganz auszuſetzen, 

2) mit allem Nachdruck auf eine Senkung der Zins⸗ und Tilgungsſätze 
für ſonſtige Hypotheken hinzuwirken, und alle Maßnahmen zu unter⸗ 
ſtützen, die geeignet ſind, eine Vereinbarung zwiſchen Gläubiger und 
Schuldner hinſichtlich Senkung der Zins⸗ und Tilgungsſätze zu fördern, 

3) auch die vor dem 1. April 1931 fertiggeſtellten Neubauten von der 
De Grundvermögensſteuer, ſoweit noch nicht geſchehen, 

reizuſtellen, 

4) he Reichsregierung einzuwirken, daß die vor dem 1. April 1931 
fertiggeſtellten Neubauten auch von Reichsſteuern befreit werden, 
ſoweit ſie ohne öffentliche Unterſtützungen oder ohne verlorene Bau- 
koſtenzuſchüſſe errichtet worden ſind, 

5) Zinszuſchüſſe aus Hauszinsſteuermitteln in den Fällen zu gewähren, 
in denen die Maßnahmen von 1—3 eine noch nicht genügende Ent⸗ 
laſtung gebracht haben, 

6) den ſozial bedrängten Inhabern von Neubauwohnungen aus 
Mitteln der Hauszinsſteuer Mietbeihilfen nach den Grundſätzen 
des $ 9 der Hauszinsſteuerverordnung zu gewähren, 

7) Vorſchläge zu machen, um das Syſtem der Hauszinsſteuerſenkung 


für bedürftige Mieter durch die Form der Gewährung von Beihilfen 
zu erſetzen. 


Stadtkämmerer May lehnt in ſeinem vielbeachteten 
Vorſchlage (Voſſiſche Zeitung vom 4. 10. 31) den all⸗ 
gemeinen Verzicht auf die Hauszinsſteuer- und Eigen⸗ 
kapitalzinſen ab und rät zur „Umſchuldung der Ib-Hy⸗ 
potheken“, alſo der meiſt durch kommunale Bürgſchaft 
im Rahmen zwiſchen 40 und 60 Prozent des Bau⸗ 
und Bodenwerts im Anſchluß an die erſte Hypothek 
gegebenen Darlehne. Die Mittel hierfür ſollen aus 
dem künftigen, für die Bauförderung beſtimmten 
Hauszinsſteueraufkommen entnommen und mit 1 Pro⸗ 
zent verzinſt werden. Während der für drei Jahre 
vorgeſehenen Umſchuldungsdauer ſollen die Ge⸗ 
meinden die Verzinſung der Hauszinsſteuerhypotheken 
ausnutzen dürfen. Ein anderer Vorſchlag hat die 
beſchleunigte Tilgung der erſten Hypotheken unter 
Gewährung eines ſtaatlichen und bis zur Tilgung 
zinsloſen überbrückungskredites zum Ziele. (Denk⸗ 
ſchrift „Die Umſchuldung der Wohnungsbauten 1924 
bis 1930“ Dortmund 1931). Wenn dann die erſt⸗ 
ſtelligen Hypotheken zurückgezahlt ſind, dann ſollen 
die ſtaatlichen Umſchuldungskredite, die jeweils zur 


bereiteſten Stelle im Grundbuch bis zu einer Höchſt⸗ 
belaſtung „in Höhe der reinen Baukoſten“ einzutragen 
ſind, mit 5 v. H. verzinſt und mit 1 v. H. jährlich 
unter Zuwachs der geſparten Zinſen getilgt werden. 
Dieſe Umſchuldungshilfe ſoll aber nur Neuwohnungen 
zugute kommen, deren Miete 145 v. H. der Friedens⸗ 
miete entſprechender Altwohnungen nicht überſteigt. 
Die dort vorgeſchlagene Organiſation der Um⸗ 
ſchuldung ſieht für die Vorprüfung der Anträge 
und die Verwaltung der ausgegebenen Mittel die 
Gründung gemeinnütziger Aktiengeſellſchaften in re⸗ 
gionaler Gliederung mit einem Kapital von je 
1000000 RM. vor, für die Entſcheidung über die 
Umſchuldungsanträge je einen Staatskommiſſar beim 
Sitze der Oberpräſidenten. Außerdem haben ſämt⸗ 
liche Kreditnehmer einen provinziell begrenzten 


Garantieverband zu bilden, der bis zur Höhe von 


10% des geſamten in ſeinem Gebiete ausgegebenen 
Kredite zu haften hat. Von dieſen Vorſchlägen hat 
der Plan der Baugenoſſenſchaften den Nachteil, daß 
er ohne Rückſicht auf die wirkliche Gefährdung im 
Einzelfalle dem Fiskus die Einnahmen aus den aus⸗ 
gegebenen Hauszinsſteuermitteln nimmt. Im Volke 
könnte dadurch der Eindruck aufkommen, daß die 
Erfüllung öffentlicher Verpflichtungen etwa gleich den 
Naturalſchulden nicht erzwingbar ſei. Außerdem 
würde auch für die Zukunft keine Ausſicht beſtehen, 
daß die Hauszinsſteuerhypotheken einmal getilgt 
werden, da ſie bei dem geſunkenen Rentabilitäts⸗ 


wert der Grundſtücke außerhalb der realen Sicher— 


ausfallen könnten. 


heitsgrenze ſtünden und bei Zwangsverſteigerungen 
Dieſe Gefahr des plötzlichen 


Verluſtes beſteht auch bei den anderen beiden Vor⸗ 


ſchlägen, bei dem letzten ſogar in erhöhtem Maße 
für die Umſchuldungsmittel ſelbſt. 

Wenn eine ausreichende und zugleich zweck- 
mäßige Entlaſtung unter Vermeidung dieſer 
Nachteile und unter ſparſamſter Ausnutzung der 
vorhandenen Mittel erreicht werden ſoll, ſo wird 
die Umſchuldung ſich auf den letztrangigen Teil der 
hoch verzinslichen erſten Hypothen beziehen müſſen. 
Nach Tilgung der erſten Hypotheken würden dann 
bei Eintragung einer Löſchungsvormerkung die Um⸗ 
ſchuldungs⸗ und Hauszinsſteuerhypotheken im Range 
aufrücken. Die erſte Hypothek iſt im allgemeinen 
eine Pfandbriefhypothek. Die Umſchuldung kann 
deshalb in der Weiſe erfolgen, daß der Gläubigerin 
der erſten Hypothek ein Angebot gemacht wird, zur 


Teiltilgung ihrer Hypothek Pfandbriefe in Höhe des 


umzuſchuldenden Teilbetrages zum Nennwert in 
Zahlung zu nehmen. Dieſe Pfandbriefe wären vor- 
her mit öffentlichen Mitteln zu kaufen. Die Hypotheken⸗ 
bank müßte nach Empfang des Gegenwertes darin 
einwilligen, daß ihre Hypothek in Höhe des letztrangigen 
umgeſchuldeten Teilbetrages in eine Hypothek für den 
Gläubiger der öffentlichen Gelder umgewandelt wird. 

Die für die Umſchuldung vorgeſehene Stelle hätte 
die Pfandbriefe von den Hypothekenbanken oder an 
der Börſe zu einem den Preiſen des freien Marktes 


entſprechenden Kurſe zu erwerben und der Bank 
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zur Tilgung des letztrangigen Teilbetrages anzu⸗ 
bieten. Da die Hypothekenbanken aber wegen der 
langfriſtigen Verträge regelmäßig zur ſofortigen An⸗ 
nahme der Pfandbriefe als Tilgung der Hypotheken⸗ 
valuta zum Nennwert nicht gezwungen werden 
können, muß ein Ausgleich geſchaffen werden. g Dies 
könnte dadurch geſchehen, daß für dieſe Tilgung 
Pfandbriefe erworben werden, die von der Bank 
als Unterlage für Neubeleihungen angeboten werden. 
Daß dieſe Pfandbriefe als Tilgungsentgelt zu pari 
angenommen werden, könnte bei allen Banken durch 
freie Vereinbarung erreicht werden. Denn dieſe 
Hypothekenbanken haben heute jederzeit Anträge für 
Neubeleihungen vorliegen. Sie können 
ausführen, weil Pfandbriefe nicht abgeſetzt werden 
können. dieſem e 

Neubeleihungen Pfandbriefe zum jeweiligen Börſen⸗ 
kurs verkaufen könnten und neue Beleihungsgeſchäfte 
abſchließen könnten, ſo würden ſie auf das Angebot 


ſie nur nicht 


Wenn die Banken auf dieſem Wege für 


I} 


eingehen, dieſe mit öffentlichen Mitteln gekauften 


Pfandbriefe für die hundertprozentige Tilgung des 


umzuſchuldenden letztrangigen Teilbetrages der erſten 


Hypothek anzunehmen. Das Disagio müßte in 


vollem Umfange von dem Schuldner der neuen 


Beleihung getragen werden. Denn eine gleichzeitige 
Zuwendung aus Staatsmitteln an dieſen Schuldner 
ſcheidet bei den ohnehin in geringem Umfange vor⸗ 
handenen Mitteln aus, zumal eine Neubeleihung 
zur erſten Stelle regelmäßig nur bei der Möglich: 


keit einer wirtſchaftlichen Ausnutzung des Darlehns 


und im Rahmen einer ſicheren Beleihungsgrenze 
vorgenommen zu werden pflegt. Der neue Schuldner 
kann bei der auf ſeinen Antrag erfolgten Be⸗ 


leihung nicht den Anſpruch erheben, daß ein Dritter, 
etwa der Staat, das mit dieſer Neubeleihung ver⸗ 


bundene Disagio trägt. Für den Staat iſt aber 


ein Kursgewinn zu rechtfertigen, da er, wie jeder 


andere Käufer, beim Ankauf der Pfandbriefe Bar⸗ 
mittel aufwenden muß. Als Nebenzweck des Um⸗ 
ſchuldungsverfahrens, nicht aber als Hauptzweck, 
kann zugleich eine Stützung der Pfandbriefkurſe 
durch die bei den Staatskäufen erhöhte Nachfrage 
mit dieſem Verfahren verbunden ſein. 

Die öffentlichen Mittel find aus dem Wohnungs- 
bauanteil des Hauszinsſteueraufkommens und aus 
den Rückflüſſen der ausgegebenen Hauszinsſteuer⸗ 
hypotheken zu entnehmen. Die neue Hypothek iſt in 
einem, der Bewilligung der Hauszinsſteuerhypotheken 
entſprechenden Verfahren und zu entſprechenden 
Zins- und Tilgungsbedingungen auszugeben. 

Praktiſch iſt dies nur eine Erweiterung der von 
den Kreiſen des gemeinnützigen Wohnungsbaus ſchon 
von vornherein geforderten Erhöhung der Hauszins⸗ 
ſteuermittel, die jetzt erfreulicherweiſe auf die wirklich 
notleidenden Hauseigentümer beſchränkt werden kann. 


Die Höhe des umzuſchuldenden Teilbetrages der 
erſten Hypothek muß ſich nach der örtlichen Wirt- 
Es iſt in jedem Einzelfalle zu 


ſchaftslage richten. 
prüfen, ob für den Eigentümer eines Neubaues keine 


Möglichkeiten der Selbſthilfe zur Herbeiführung der 


Rentabilität und zur Vermeidung einer etwa drohen⸗ 
den Zwangsverſteigerung mit der Gefahr des Aus- 
falls der Hauszinsſteuerhypothek und der meiſt mit 
kommunaler Bürgſchaft gegebenen lb-Hypothek vor⸗ 
handen ſind. Wenn dieſe Fragen verneint werden 
müſſen, dann iſt die Umſchuldung in der obenbe- 
zeichneten Weiſe vorzunehmen. Es wird ſich aller⸗ 
dings bei dieſer Prüfung der einzelnen Umſchuldungs⸗ 
anträge herausſtellen, daß viele Neubauten, ins⸗ 
beſondere die Eigenheime, garnicht ſanierungsbe⸗ 
dürftig ſind. Wenn dieſe Frage aber bejaht wird, 
dann muß die Höhe des umzuſchuldenden Teilbe- 
trages der erſten Hypothek ſo bemeſſen werden, 
daß der beabſichtigte Entlaſtungserfolg erreicht wird. 
Danach wäre durch zentrale Richtlinien zu beſtimmen, 
daß die Umſchuldung immer nach Maßgabe der 
aufkommenden öffentlichen Gelder vorzunehmen wäre. 
Dabei iſt allerdings zu berückſichtigen, daß gemäß 
den Entſchließungen der gemeinnützigen Bauvereini⸗ 
gungen auf den verſchiedenen Tagungen große Mittel 
zu einer fühlbaren Entlaſtung erforderlich ſein werden. 

Der Kreis der für die Umſchuldung in Frage 
kommenden Neuhauseigentümer müßte in erſter 
Linie alle Wohnungen umfaſſen, die mit öffentlichen 
Mitteln gefördert find. Wenn die Möglichkeit be- 
ſteht, aus den aufkommenden Mitteln auch noch 
Hauseigentümer umzuſchulden, die lediglich mit 
Privatmitteln gebaut haben, wäre dies zu begrüßen. 
In erſter Linie muß jedoch danach geſtrebt werden, 
die öffentlichen Gelder bei den mit ihnen geförderten 
Neubauten durch Umſchuldung zu retten. Bei den 
Neubauten aus Privatmitteln wäre dann zu prüfen, 
ob nicht willkürliche Fehlſpekulationen die Hilfe 
durch öffentliche Umſchuldung ausſchließen. Denn die 
Vorausſetzung für jede Entlaſtung eines Bauvor⸗ 
habens durch öffentliche Mittel iſt, daß es ſanierungs⸗ 
bedürftig und außerdem ſanierungswürdig iſt. 

Da jeder Einzelfall beſonders geprüft werden 
muß, wird die Tätigkeit eines Treuhänders erforder: 
lich ſein. Eine neue Treuhandſtelle braucht aber 
deswegen nicht geſchaffen zu werden, da die vor⸗ 
handene Organiſation des gemeinnützigen Wohnungs⸗ 
baus und der Wohnungsfürſorge dieſe Aufgabe ohne 
weitere Ausdehnung erfüllen könnte. Da der größte 
Teil der Bauten von den Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaften betreut worden iſt, könnte dieſen Geſellſchaften 
mit ihrer Kenntnis der örtlichen Lage in erſter 
Linie die Durchführung der Umſchuldung übertragen 
werden. Die vorhandenen Betreuungsakten dürften 
ſich bei den im Einzelfall anzuſtellenden Ermittlungen 
gut verwerten laſſen. Dieſe Vorteile der bereits 
dezentraliſierten Organiſation hätten die Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften gegenüber den baugenoſſenſchaft⸗ 
lichen Reviſionsverbänden voraus, die außer ihnen 
als Treuhänder für die Umſchuldung in Frage 
kommen. In keinem Falle aber dürfen, wie es in 
der oben bezeichneten Denkſchrift vorgeſchlagen iſt, 
in der jetzigen Zeit der Verbilligung ſtaatlicher 
Verwaltung neue gemeinnützige Geſellſchaften für 
die Umſchuldung geſchaffen werden. 
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Noch weſentlicher find die ſachlichen Vorteile 
der hier vorgeſchlagenen Umſchuldung gegenüber 


den anderen Plänen. 
den Wohnungsbau ausgegebenen öffentlichen Mitteln 


würden dem Staate erhalten bleiben. Die Tilgung 


Die Rückflüſſe aus den für 


wäre nicht gefährdet, ſondern durch das Aufrücken 


der Hauszinsſteuerhypotheken 
erſten Hypothek ſogar geſichert. 


nach Tilgung der 
Die neu auszu⸗ 


gebenden öffentlichen Mittel hätten in jedem Falle 


Kühe als Zugtiere 


von Diplomlandwirt Dr. Hofer, Sensburg. 


Um den Siedlern die Möglichkeit zu geben, 
angelernte Zugkühe zur Beackerung von Kleinbauern⸗ 
ſtellen zu erwerben, ſind auf dem Siedlungsgute 
Legienen, Kreis Röſſel, im Frühjahr d. J. 6 Zug⸗ 
kühe angelernt worden. 

Es wurden ausgeſucht: 4 Kühe im Alter von 
4 — 8 Jahren mit einem jährlichen Milchertrag 


eine rangſichere Stelle. Dieſe Umſchuldung würde 
im Enderfolge wirkſamer und zugleich billiger ſein 
als der Erlaß eines Teils der Hauszinsſteuerhypotheken 
oder der Verzicht auf die Zinſen. Lediglich als 
Ergänzung dieſes Planes wäre ein Tilgungsaufſchub 
für die Hypotheken und eine Freiſtellung der Neu⸗ 
bauten von den gemeindlichen Grundſteuerzu⸗ 
ſchlägen für eine begrenzte Zeit der Kriſenjahre zu 
begrüßen. 


bei ihrem, im Vergleich zu den Ochſen erheblich 
geringeren Körpergewicht zu ſchwer haben würden, 
mit unverlegten Bracken zu pflügen. Das iſt aber 
nicht der Fall. Es mag daran liegen, daß ſie 


nur einen halben Tag arbeiten; ſie geben jeden⸗ 


von über 3000 Kilogramm und 2 jüngere Kühe, 


die mit dem zweiten Kalb gehen, und zwar: 


jährl. Milch⸗ 
Kuh Alter rindert Be nitt 
Nr. Jahre gekalbt ge sr 1300 

5 57 9.12.30 | 18. 2. 31 3 182 Liter 
7 45 8. 3.31 — eee 
43 | 35, | 11.10.30 | 17. 12. 30 1404 „ 
45 32 31103081... 3.23331 11.184587 ;, 
e 
381 6 13 21 — 34 
Das Anlernen begann am 13. 4. 1931 und 


wurde den Ochſenpflügern übertragen, unter denen 
ſich auch ein Siedlungsbewerber befindet. Die Leute 


gaben ſich die redlichſte Mühe beim Lehren der 
Tiere und hatten auch Erfolge. 


Zunächſt wurden den Kühen im Stall während | 


des Fütterns die Stirnjoche angelegt, damit fie ſich 
daran gewöhnen ſollten. Dann wurden die erſten 
3 Kühe an je einen Pflugochſen angebunden und 


ſollten geführt werden. Ein Mann führte den Ochſen, 


ein zweiter trieb die Kuh nach. Als die Kühe aus 
dem Stall kamen, verſuchten ſie ſich zunächſt los⸗ 
zureißen und fielen dabei auch. Nach den erſten 


falls im Zuge den Ochſen nichts nach. Anſchließend 
wurden die Kühe allein angeſpannt und leiſteten 
bei den Pflugarbeiten dasſelbe wie vorher im ge⸗ 
miſchten Geſpann von einem Ochſen und einer Kuh. 

Die Leiſtungen beim Pflügen waren laut Tagebuch 


bei einer reinen Arbeitszeit von 8 Stunden folgende: 


paar Schritten legte ſich aber dieſer Übermut, die 
Kühe gingen ganz friedlich neben den Ochſen her. 
Es wurde vierteltageweiſe gewechſelt, ſodaß jede 


Kuh zweimal am Tage geführt wurde. Nach zwei 


Tagen ſpannten wir die Kühe an Dungſchleifen an. 
Ein Mann führte wieder, während ein anderer auf 


der Schleife ſaß, um die Tiere an Zug und auch 


gleichzeitig an die Leine zu gewöhnen. Dies ging 
ohne jede Schwierigkeit. Nach weiteren 3 Tagen 
wurden die Kühe mit einem Ochſen zuſammen an 
den Pflug geſpannt. In den erſten Tagen mußte 


jedem Geſpann noch ein Mädchen zum Führen mit⸗ 


gegeben werden, ſpäter erübrigte ſich dies. Die 
Kühe pflügen immer mit je einem Ochſen zuſammen 
und haben auch in den heißen Tagen nicht ſchlapp 
gemacht. Man ſollte annehmen, daß es die Kühe 


J. Ein Geſpann, beſtehend aus 2 Ochſen, und 
3 Geſpanne, beſtehend aus je einem Ochſen und 
einer Kuh, pflügten und ſchleppten in 3% Tagen 
15 Morgen, wobei 2 Geſpanne einen ganzen 
Tag allein ſchleppten, alſo haben die 4 Geſpanne 
in 3 Tagen 15 Morgen gepflügt, oder 1 Geſpann 
14 Morgen pro Tag. 
II. Dieſelben 4 Geſpanne pflügten in 8 Tagen 
36 Morgen, wobei das Ochſengeſpann 3 Tage 
wegen anderweitiger Verwendung ausfiel, — alſo 
ungefähr dieſelbe Leiſtung wie im erſten Beiſpiel. 
Das Gewicht der Kühe nach ſechswöchentlicher 
Pflugarbeit ſchwankte merkwürdigerweiſe inſofern, 
als 3 Kühe 10 bis 60 Pfund abgenommen und 
2 Kühe ſogar 10 bis 20 Pfund zugenommen haben. 
Eine Kuh, die ausgeſprochen fett war, hat 1,10 Ztr. 
verloren, befindet ſich jedoch immer noch in einem 
guten Futterzuſtand. Die Kühe erhalten bei Weide⸗ 
gang noch vier Pfund Kraftfutter pro Kopf. Bei 
Stallfütterung bekamen ſie acht Pfund Kraftfutter, 
morgens Klee und abends Stroh. Ab 1. Mai 
wurden ihnen bis zum Beginn des Weideganges 
40 Pfund Kartoffeln pro Kopf zugelegt. Die Milch⸗ 
menge ſteigerte ſich bei allen Kühen, während ſich der 
Fettgehalt nur bei 4 Kühen um 0, 10,9 Fett erhöhte. 
Die Gewichts veränderungen ſind aus nachſtehender 
Tabelle zu erſehen. 


Gewicht am Ab⸗ bezw. 
u 883 
195 13. 4. 5 Zunahme 
Zentner Zentner 
5 10,10 9,80 00 
7 9,10 9,30 0,20 
43 135 11,90 10 
45 9,80 9,70 — 0,10 
365 10,10 9,50 — 0,60 
381 9,50 9,60 + 0,10 
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nach in der Zeit vom 13. 4. bis 1. 6. 31 
ee 4 Kühe haben je 8 Tage gearbeitet, 
insgeſamt alſo 84 Tage, im Durchſchnitt haben alſo 
6 Kühe pro Tag etwa 2,2 Pfund abgenommen. 

Die durch den Kontrollverein feſtgeſtellten Milch⸗ 
erträge ſind in folgender Tabelle zuſammengeſtellt: 


Die Gewichtsabnahme der 6 Zugfühe beträgt 


Aue 14. 4. 30. 4. 18. 5. Begian der | 
Nr 15 25 Ltr. Fett Ltr. Fett Ltr. Fett Anſpannung 
5 r 39 134 | 
7 Hr =. 138 25 77 41 100 82 13,4 
43 92 27 73 25 6,0 30 67 34 23,4 
45 411 25113 26 6,0 30 110 31 23,4 
365 124 25 93 36 6,83 30 105 39 13,4 | 
381 15,3 30 128 36 9,7 35 136 34 13,4 
73,3 14,4 Ltr. 58,9 
19,6 Proz. 
Milchfettmenge pro Tag in kg 
0 Zu⸗ bzw. Ab⸗ 
Kuh Nr. am 24. 3. am 18. 5. nahme in kg 
5 0,309 0,277 -0,032 
7 0,360 0,320 — 0,040 
43 0,248 0,228 — 0,020 
45 0,277 0,341 + 0,064 | 
365 0,310 0,409 0,099 
381 0,459 0,462 0,003 
1,963 2,037 + 0,074 kg 


oder 1 3,77 % 

Die Milchfettmenge hat alſo während der Arbeits- 
zeit nicht abgenommen, ſondern um 0,074 kg oder 
3,77 % zugenommen. Bei der Bewertung der Milch- 
abnahme kann alſo ein Liter Milch nur mit etwa 
5 Pfennig bewertet werden, da die gelieferte Fett⸗ 
menge von den 6 Kühen trotz der Arbeitsleiſtung 
ebenſo hoch war, wie vorher. | 
Eine Koſtenberechnung für die Pflugarbeit mit 
Kühen läßt ſich wegen der teilweije etwas jtarfen 
Abweichungen der Verſuchsergebniſſe bei den einzelnen 
Kühen nicht genau durchführen. Vor allem kann 
der phyſiologiſche Einfluß der Arbeitsleiſtung auf 
die Kühe noch nicht überprüft werden. Auf Grund 


5, — RM. bezahlen. 


der Verſuchsergebniſſe wird man annehmen 
können, daß die Eignung der einzelnen Kühe 
für die Zugarbeit ſehr verſchieden iſt. Im 
Durchſchnitt ſind folgende Poſten der Berechnung 
nicht zu niedrig eingeſetzt: 


Minderertrag an Milch pro Morgen Pflugarbeit 0,30 M. 
Gewichtabnahme pro Morgen Pflugarbeit 6,40 M. 
Futterzulage pro Morgen Pflugarbeit 2,00 M. 

pro Morgen insgeſamt alſo: 2,70 M. 


Der Siedler auf einer kleinen Stelle müßte für 


die Spanndienſte ohne Geſpannführer, die für die 


Pflugarbeit eines Morgens erforderlich ſind, etwa 
Selbſt wenn man annimmt, 


daß die Koſten der Pflugarbeit durch Kühe höher 
ſind, als 2,70 RM. pro Morgen, wird man doch 
zu dem Schluß kommen, daß die Pflugarbeit durch 
Kühe für kleine Siedlerſtellen höchſtens ebenſo teuer 


iſt, als durch Pferde. Dabei iſt aber zu berück⸗ 
ſichtigen, daß der Kuhbauer durch die Arbeits⸗ 


| leiſtung ſeiner Kuh in der Ackerbeſtellung unab- 


hängig wird von ſeinen Nachbarn, die ſtets beſtrebt 
ſein werden, zunächſt das eigene Land zu beſtellen, 
und daß die Kuh in der arbeitsleeren Zeit die 
Milcheinnahmen bringt. 

Das Ergebnis der Verſuche, die hier mit Zug⸗ 
kühen angeſtellt ſind, führt zu der überzeugung, 
daß in Kleinbetrieben das oſtpreußiſche Niederungs- 
vieh ſich auch zum Zuge eignet und zu jeglicher Acker⸗ 
arbeit zu verwenden iſt. Es liegt eben nur am 
guten Willen des Siedlers. Eine Kraftfutterzulage 
während der Zeit der Anſpannung, auch wenn die 
Kühe auf Weide gehen, iſt auf jeden Fall zu 
empfehlen, um ein Fallen der Milchmenge zu ver⸗ 
meiden. Die Kühe haben hier 6 Wochen jeden 
Tag gearbeitet, was bei einem Siedler wohl niemals 
der Fall ſein wird; alſo wird von einem ſtarken 
Nachlaſſen der Milch kaum die Rede ſein können. 
Das Anſpannen der Milchkühe am Wagen macht 
bekanntlich auch keine Schwierigkeiten, ſetzt aber 
richtige Behandlung der Tiere und ruhiges 
Fahren voraus. 


Veſprechungen 


„Iſt Städtebau verewigte Arbeitsloſigkeit?“ | 
Prof. Dr. W. F. Bruck, Münſter, 1931. 

Das Buch trägt den Untertitel „Weltwirtſchaft⸗ | 
liche Zukunftsbetrachtungen“. Der Inhalt entſpricht 
den damit geweckten Erwartungen. Er ſtellt eine 
mit großem Weitblick geſehene Auseinanderſetzung 
mit den Wirtſchaftsvorgängen der Nachkriegszeit dar, 
die das beſtehende Weltwirtſchaftsgefüge gewaltig 
— „grundſtürzend“ jagt der Verfaſſer — erſchüttert 
haben. Er ſucht die Wirkung dieſer Vorgänge auf 
die deutſche Wirtſchaft klarzulegen und die not⸗ 
wendigen Folgerungen für den Städtebau und das 
Siedlungsweſen zu ziehen. 

Der Verfaſſer legt zunächſt die Erkenntnisgrund⸗ 
lagen, die Kräfte und Entwicklungen bloß, welche 
die Struktur der alten Kulturländer des europäiſchen 


Kulturkreiſes, alſo auch Amerikas, gewandelt haben. 


Für Deutſchland wird kurz der Juſtand während 


des Vorkriegsjahrhunderts umriſſen: Die landwirt⸗ 
ſchaftliche Erzeugung fand innerhalb der Landes- 
grenzen einen großen Verbraucherkreis in Geſtalt 
der durch die Induſtrie in die Städte gezogenen 
Bevölkerung, der wiederum ein blühender Export⸗ 
induſtrialismus zu Lohn und Arbeit verhalf. Heute 
verſetzt die Großerzeugung landwirtſchaftlicher 
Güter, insbeſondere von Körnerfrüchten in Amerika, 
unſerer Landwirtſchaft auf einem ihrer wichtigſten 


Gebiete, der Roggenerzeugung, den Todesſtoß. Gleich⸗ 


zeitig nimmt die durch den Weltkrieg geförderte 
Induſtrialiſierung der überſeeiſchen Länder der euro- 
päiſchen Induſtrie ihre wichtigſten Abſatzgebiete. 
Dieſe Kriſe wirkt ſich für die alten Kulturländer 
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doppelt hart aus, weil in den erſten Kriegsjahren 
auch hier eine ſtarke Aufblähung des induſtriellen 
Apparats ſtattgefunden hat. Falſche Maßnahmen 
der Friedensverträge und nicht minder falſche Maß— 
nahmen der Siegerſtaaten bei der weiteren Liqui-⸗ 
dation des Krieges, haben die Kriſe noch verſchärft, 
zumal die Goldhortungspolitik Frankreichs und der 
Vereinigten Staaten eine fühlbare Verknappung der | 
Zahlungsmittel zur Folge gehabt hat. 

In dem Übergang der großen Einfuhrgebiete, 
insbeſondere der Kolonien zur Induſtrialiſierung 
ſieht der Verfaſſer des Maſchinenzeitalters zweiten 
Teil. Die damit eingeleitete Entwicklung zwingt 
unſere Induſtrie heute ſchon, nicht mehr Fertigwaren, 
ſondern die Produktionsmittel ſelbſt, alſo Maſchinen 
auszuführen. Dabei ſieht ſie ihre alten Märkte 
ſchwinden, und es iſt nur eine Frage der Zeit, wann 
ſelbſt dieſe Ausfuhr zum Stillſtand kommt. Mit 
gleichen Verhältniſſen muß Deutſchland hinſichtlich 
des ruſſiſchen und aſiatiſchen Marktes rechnen, welchen 
die durch den Bolſchewismus geſchaffene neue Geiſtes⸗ 
richtung zum Anti-Rolonialismus als einer Bewegung 
des Anti⸗Kapitalismus mit ſtark imperialiſtiſchem Ein⸗ 
ſchlag geführt hat. 

Neben dieſe politiſchen Entwicklungen werden die 
durch fie bedingten Wirtſchaftstatſachen geſtellt: 
Die Überproduktion führte zu Stockungen auf den 
Abſatzmärkten und machte im Verein mit einer Ratio- 
naliſierung ins Ungemeſſene immer mehr Menſchen 
brotlos. Sie ſtrafte damit die bisher geltende Anz | 
ſchauung, daß eine erhöhte Produktivität einen 
größeren Konſum verurſache und den Bedarf an 
Arbeitskraft ſteigere, Lügen. Ganze Märkte gingen 
zur Vertruſtung über. Eine ſtarke Überfremdung der | 

| 


beſiegten Staaten mit ausländiſchem Kapital vollzog 

ſich. Eine allgemeine Unficherheit entſtand, die im 

Zuſammenhang mit all dieſen Entwicklungen, die 

ſtarken Wandlungen verurſachte, denen alle auf 

Boden erſtandenen Wirtſchaftsgebilde (Konzerne, 

Truſte, Rieſenaktienunternehmen) heute unterworfen 
ſind. Gerade in dieſem letzten Umſtande ſieht der 
Verfaſſer ein bei allen ſtädtebaulichen Planungen 
zu beachtendes wichtiges Moment. 

Der unausbleiblichen Folge aller aufgezeigten 
Vorgänge, nämlich einem ſtarken Konſumrück⸗ 
gang infolge fehlender Exportgelegenheiten oder 
des Ausbleibens erwarteter Steigerungen kann 
Deutſchland nur dann entgehen, wenn es zu einer 
grundlegenden Anderung ſeiner Konſumgeſtaltung 
kommt. Es muß planmäßig Erſatz ſchaffen für den 
ausfallenden Induſtrieabſatz, um für große Menſchen⸗ 
maſſen Arbeit zu erhalten und muß dafür Sorge 
tragen, daß dieſe, ſoweit ſie in der Induſtrie nicht 
ernährt werden können, anderweit unterkommen. 
Die Löſung kann nur darin geſehen werden, daß 
eine Hebung der Innenwirtſchaft, des 
Binnenmarkts erſtrebt wird. 

Um eine aktive Handelsbilanz zu erhalten, wird 
man die Einfuhrpoſten, die im Inlande ſelbſt er- 
zeugt werden können, abdroſſeln. Dies führt zur 


Intenſivierung der Landwirtſchaft. Daß ein ſolches 
Programm nur langſam durchgeführt werden kann, 
wird nicht beſtritten. In Angriff genommen muß 
es aber werden, damit unſere Landwirtſchaft und 
Induſtrie das in der Zeit des Induſtrialismus ver⸗ 
lorene Gleichgewicht wiederfinden können. Eine 
beſſere Verteilung der Wirtſchaftszweige 
muß zu einer beſſeren Verteilung der 
Menſchenmaſſen führen. 

Dieſe Entwicklung kann an der ſtädtebaulichen Ent⸗ 
wicklung Deutſchlands nicht vorübergehen. Die 
Rieſenſtadt iſt wegen der mangelnden 
Exiſtenzfähigkeit, die ſie ihren Bewohnern 
bietet, zum Tode verurteilt. Soweit Induſtrie 
in Frage kommt, mag eine Zuſammenballung größerer 
Menſchenmaſſen auch heute noch am Platze ſein, 
aber man wird ſich der ſtarken Wandlungen bewußt 
bleiben müſſen, denen ſolche Anlagen unterliegen, 
man wird nicht mehr für die Ewigkeit bauen dürfen 
wie es bisher geſchah. Die ſteinerne Stadt iſt über- 
wunden — die bewegliche, nicht zu hohe Bauwerte 
feſtlegende Stadt tritt an ihre Stelle. Gegen die 
Errichtung der Wohnungen der Arbeiter in dieſen 
Stadtgebilden ſprechen dabei gewichtige Gründe, vor 
allen Dingen die zu erwartende, unvermeidliche 
Verkürzung der Arbeitszeit. Darum darf der gewerb- 
liche Arbeiter nicht mehr nur gewerblicher Arbeiter 
fein, er muß zugleich Landwirt ſein. Ein 
anderes Mittel, unſere Bevölkerung im großen unter 
den veränderten Strukturverhältniſſen lebensfähig 
zu erhalten, gibt es gegenwärtig nicht. 

Preußen⸗Deutſchland verfügt, um auf dem ge⸗ 
wieſenen Wege vorwärts zu kommen, über ein 
großes Ausmaß von Erfahrung, vor allem gegründet 
auf die bis in die neueſte Zeit lebhaft betriebene 
Koloniſationsarbeit im deutſchen Oſten. Gelingt 
es außerdem, Induſtrie und Landwirſchaft zu einer 
induſtriell⸗landwirtſchaftlichen Arbeitsgemeinſchaft zu⸗ 
ſammenzuſchließen und durch entſprechende Um— 
ſchulung die nötigen ſachlichen Vorausſetzungen für 
die notwendige landwirtſchaftliche Arbeit zu ſchaffen, 
ſo ſind damit weitere Zeichen des Erfolges auf 
dem gewieſenen Wege gegeben, der nach der Mei— 
nung des Verfaſſers ganz beſonders der Provinz 
Oſtpreußen zugute kommen müßte. Dabei betont 
er beſonders, daß das Ziel nur dann er— 
reicht werden kann, wenn in provinzial⸗ 
regionaler Weiſe für eine Organiſation 
geſorgt wird, die von hoher Warte aus 
für die richtige Verteilung der Bevölkerung, 
von Induſtrie und Landwirtſchaft ſorgt. 

Dieſe Vorſchläge decken ſich im weiteſten Maße 
mit den in dieſer Zeitſchrift ſeit Jahr und Tag 
vertretenen Anſchauungen. Wir begrüßen dieſe 
bereinſtimmung ganz beſonders deshalb, weil ſie 
geeignet iſt, eine Brücke von den Sorgen unſeres 
Oſtens zu denen des Weſtens zu ſchlagen. Wir 
wiſſen, wieviel ſchwieriger es iſt, zu dieſen Ergeb⸗ 
niſſen aus den Eigentümlichkeiten des Weſten heraus 
zu kommen. Wir können nur wünſchen, daß der Ruf 
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dieſes Vorkämpfers für ein neudeutſches Ackerbürger⸗ 
tum den ſtärkſten Widerhall findet. Sm. 


„Wege zu Arbeit und Brot“ von Stadtrat Bruno 
Lehnemann-Stettin, Verband Allgemeiner Ge⸗ 
werkſchaftsbund, Bezirk Pommern, Stettin. 

Der Verfaſſer ſtellt zahlenmäßig die Möglichkeiten 
der Erwerbsloſenfürſorge durch Geldunterſtützung und 

Arbeitsbeſchaffung gegenüber. Er geht davon aus, 

daß die 3 Grundelemente des menſchlichen Lebens: 

„Brot, Kleidung und Wohnung“ nur durch Arbeit 

beſchafft werden können. An einem Beiſpiel führt 

er den zahlenmäßigen Nachweis, daß für die Bau⸗ 
wirtſchaft die arbeitſchaffende Erwerbsloſenfürſorge 
bei einer Politik auf weite Sicht billiger iſt als die 

Erwerbsloſenunterſtützung durch Geld. Es müßten 

nämlich 46 7 der Neubaukoſten zum Teil zur Unter⸗ 

ſtützung der Erwerbslofen aufgewendet, zum andern 


Teile wegen der verminderten Steuereingänge aus 


dem Haushalt geſtrichen werden, wenn die jährlich 
notwendigen 300 000 Kleinwohnungen nicht erſtellt 
werden. Für dieſe Geldausgabe gäbe es keine Ver⸗ 
zinſung und Tilgung. Wenn bei Ausführung des 
Bauprogramms dieſes Geld zinslos mit 1 iger 
Tilgung dem Bauherrn zur Verfügung geſtellt würde, 
dann betrüge bei den zur Zeit geltenden Zinsſätzen 


Dieſe Wohnungen würden aber vermietet werden 
können und im Ergebnis dem Staate jährlich pro 
Wohnung eine Steuereinnahme von 855. — RM und 
eine Tilgung von 26,23 RM bringen. 

Es iſt richtig, daß ſich aus dieſer rechneriſchen 
Überlegung der zwingende Schluß ergibt, daß 
Sparen in der Bauwirtſchaft bei vorhandenem 


Wohnungsbedarf eine verfehlte Finanzpolitik iſt. Die 
Forderung des Verfaſſers, die Verwaltung zu ver⸗ 
billigen, die Ausgaben für kulturelle Zwecke zurück⸗ 


zuſtellen und dafür die arbeitſchaffenden Ausgaben 
zu erhöhen, verdient volle Anerkennung. Dagegen 
muß dem Vorſchlag, das Bauprogramm 1932 ganz 
auf die Kleinſtwohnungen zu beſchränken entgegen⸗ 
getreten werden. Es iſt vielmehr darauf zu achten, 
daß bei der rückläufigen Konjunktur im Endergebnis 
nicht alle großen Wohnungen leer ſtehen. Andererſeits 


für Mieter gebaut werden, die in den Städten zu 
dauernder Arbeitsloſigkeit verurteilt ſind. 
muß die ländliche Siedlung als eine für die Zukunft 


arbeitſchaffende Aufgabe gegenüber dem ſtädtiſchen 


Wohnungsbau bevorzugt werben. Dr. F. N. 


„400 Jahre auf derſelben Scholle“ von Dr. Adolf 
Poſchmann, Ermländiſche Verlagsdruckerei, 
Braunsberg Oſtpr. 

Die Schrift enthält die Geſchichte einer ermländi⸗ 
ſchen Bauernfamilie, die in 400 Jahren auf dem 
Schulzengrundſtück in Komainen eine ſtille, dafür aber 
tatkräftige Wirkſamkeit entfaltete. 400 Jahre bis zur 
Gegenwart vererbte ſich der Hof in männlicher Linie. 
Die Staatshoheit blieb nicht immer viejelbe. Krijen- 
zeiten in der Landwirtſchaft wechſelten mit Hoch— 


Darum 


konjunktur, ohne dieſer geſchichtlichen Folge eine Ver⸗ 
änderung bringen zu können. Daß in der erſten 
Hälfte des vorigen Jahrhunderts zwei Drittel des 


oſtpreußiſchen Grundbeſitzes verſteigert wurde, daß 


jetzt die Landwirtſchaft in einer entſprechenden Kriſe 
Not leidet, hindert den wirtſchaftlichen Fortgang 
einer durch die Tradition gefeſtigten Bauernwirtſchaft 
nicht. Darum iſt die Schrift gerade in der heutigen, 
hoffnungsarmen Zeit für jeden, der um die oſt⸗ 
preußiſche Landwirtſchaft und insbeſondere um die 
Siedlung auf dem Lande bemüht iſt, leſenswert, 
denn ihr ſchlichter Tatſachenbericht bringt für jeden 
Hoffnung und Selbſtvertrauen zur Überwindung 
der Kriſe. Dr. F. N. 


„Der Bau von Kleinwohnnngen mit tragbaren 

Mieten“ von Profeſſor Franz Schuſter, Architekt. 
Verlag des internationalen Verbandes für 
Wohnungsweſen, Frankfurt a. M. Vertrieb für 
den Buchhandel: Verlag Englert u. Schloſſer, 
Frankfurt a. M. 

Das Wirken des Internationalen Verbandes für 
Wohnungsweſen, dem jetzt 40 Staaten zugehören, 
iſt zweifellos ein Zeugnis für die zunehmende An⸗ 
näherung der Nationen in Kulturfragen. Die unter 


die Miete pro Wohnung und Monat 34,50 RM ſeiner Förderung zuſtande gekommene Arbeit von 


Profeſſor Schuſter iſt ein bedeutender Schritt auf 
dieſem Wege. Sie wird von beſonderem ſachlichen 
Intereſſe dadurch, daß mit einer vergleichenden 
Darſtellung der Einzelheiten des Wohnungsweſens 
und Städtebaues das eigentliche Arbeitsgebiet des 
Verbandes beſchritten iſt. Der mitgeteilte Stoff 
geht ſehr ins Einzelne und wird durch ausgewähltes 
Planmaterial ergänzt. 

Wie ſich aus den Darlegungen ergibt, ſind die 
Nationen im großen und ganzen zu den gleichen 
Erfahrungen gekommen. Auch bei den Staaten, 
die noch überwiegend Stockwerks- und Mietshaus⸗ 
bau treiben, ſetzt ſich die Erkenntnis durch, daß eine 
gründliche Reform des Wohnungsweſens, im be⸗ 
ſonderen, ſoweit es die Verhältniſſe der Minder- 
bemittelten angeht, nicht länger zu umgehen iſt. 
Folgerichtig ſind die intereſſierten Staaten von den 


muß dafür geforgt werden, daß feine Wohnungen neuen Anforderungen der Stadt- und Landplanung und 


von der Erforſchung wirtſchaftlicher Aufſchließungs⸗ 
methoden ausgegangen. Allgemein iſt die Forderung 
des ſparſamen Straßenbaues und einer Auflockerung 
der Beſiedlungsdichte, die zum Kleinhaus und 
Eigenheimbau mit eingeſchränkter Grundſtücksfront 
geführt hat. Unter den verſchiedenartigſten An⸗ 
ſprüchen iſt erwähnenswert, daß Holland für eine 
Eigenheimſtelle mit Garten 85 qm als zureichend 
erachtet. Auch Sſterreich geht jetzt zum Eigenheim⸗ 
bau über mit einem neuen Wohnbauförderungs⸗ 
geſetz und England iſt genötigt, ſeine Slumes zu 
ſanieren. Rußland hat in ſeinem Fünfjahresplan 
ein ſtaatliches Wohnungsbauprogramm aufgenommen 
und iſt dabei, in neuen Induſtriegebieten ganze 
Arbeiterſtädte nach einer beſonderen Grundzonung 
aufzubauen. 
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Wie in Deutſchland, jo hat ſich überall die Privat⸗ 
bauwirtſchaft dem unrentablen Kleinwohnungsbau 
gegenüber zurückgehalten. Die billige, tragbare und 
geſunde Kleinwohnung iſt erſt das Ergebnis ſtaat— 
licher Einflußnahme und der Mithilfe gemeinnütziger 
Organiſationen. Die Vorſchriften für die ſtaatlich 
unterſtützten Kleinwohnungen laufen etwa in der 


gleichen Richtung. So bewegt ſich das Wohnungsmini⸗ 


mum der üblichen Kleintypen zwiſchen 32 —50 qm. 
Daneben kommen in Schweden typiſche Einzimmer⸗ 
wohnungen von 20 qm, in der Tſchechoſlowakai 
Arbeiterwohnungen von 16—20 qm vor. Holland 


verlangt ein beſonderes Elternſchlafzimmer und räum⸗ 


liche Trennung der Geſchlechter. Die Schlafräume ſind 
4— 5 qm groß und 2.40 m hoch. Während ſolche Forde⸗ 


rungen bei gutherausgearbeiteten Muſtergrundriſſen 
möglich find, zeigt ſich nichtüberall der Fortſchritt ratio⸗ 


neller Grundrißtechnik wie in Belgien, wo der Par⸗ 
tikularismus der Gemeinden die Zulaſſung von 
Erleichterungen erſchwert. In der Geſtaltung der 
Kochgelegenheit iſt die kleine Kochküche als ſelbſt⸗ 
ſtändiger Raum vorherrſchend, es ſind daneben die 
in Deutſchland gebräuchlichen Formen der Wohn— 
küche und Kochniſche mit mehr oder weniger über⸗ 


wiegenden Einbauvorrichtungen üblich. In Schweden 
hat ſich die fabrikmäßige Herſtellung guter Küchen- 


möbel und die Einrichtung von Klappbetten einge⸗ 
führt. Die Forderung eines eigenen Wohnungs- 


Amf 


Zur praktiſchen Durchführung der Erwerbsloſen⸗ 
ſiedlung. 


Der gemäß der Notverordnung vom 6. Oktober 1931 | 
ernannte Reichskommiſſar für die vorſtädtiſche Klein⸗ 
ſiedlung, Dr. Saaſſen, hat jetzt die Richtlinien für 


die Anſiedlung der Erwerbsloſen auf dem Vor⸗ 
ſtadtgelände erlajjen und jo die langerwartete Grund- 
lage zur praktiſchen Durchführung des in der Notver⸗ 
ordnung angedeuteten Kleinſiedlungsplans geſchaffen. 

Die Siedlerſtellen müſſen ſo groß ſein, daß die 
Beſchaffung des Lebensunterhalts für die Familien 
der Erwerbsloſen durch den Ertrag der Grundſtücke 
zur Senkung der Fürſorgelaſten weſentlich erleichtert 
wird. Die einzelnenen Stellen ſollen nicht unter 
600 und nicht über 5000 qm groß ſein. Als 
Siedler kommen nur Erwerbsloſe und Kurzarbeiter 
in Frage. Die Grundſtücke für die Kleinſiedlung 


| 


jollen in erſter Linie aus dem Eigenbeſitz der öffent | 


lichen Körperſchaften zum Eigentum oder in Erb⸗ 
pacht überlaſſen werden. Durch ihre verkehrsgünſtige 
Lage ſollen ſie die Möglichkeit für haupt⸗ und 
nebenberufliche Tätigkeit der Kleinſiedler erleichtern. 
Die Bauten ſind in einfachſter Form mit einem Koſten⸗ 
aufwand von nicht mehr als 3000 RM. zu errichten. 

Dieſe Koſten ſollen durch Mitarbeit der anzu— 
ſetzenden Erwerbsloſen ermäßigt und teilweiſe durch 
die Träger des Verfahrens aufgebracht werden. 
Zur Deckung der Reſtbeträge gewährt das Reich 
den Trägern Darlehen, die den Höchſtbetrag von 


abortes iſt allgemein, nicht ſo die eines beſonderen 
Bades, beſonders in den Ländern, die an Volks⸗ 
bäder, wie Frankreich u. a. gewöhnt ſind. 


Von beſonderen Maßnahmen zur Vereinheitlichung 
und Verbilligung des Bauverfahrens iſt erwähnens⸗ 
wert, daß es bei der Organiſation der Bauarbeiten, 
der Einführung des maſchinellen Betriebes ſowie 
durch Znſammenfaſſung der Bautätigkeit in größeren 
Bauſtellen zu guten Ergebniſſen gekommen iſt. 
Dagegen findet ſich eine weitergehende Nutzbar⸗ 
machung der Normung von Bauteilen nur vereinzelt 
vor, desgleichen ein zentraler verbilligender Einkauf 
von Baumaterial. Die in mehreren Ländern mit 
Beton- und Stahlhäuſern unternommenen Verſuche 
haben den Beweis größerer Wirtſchaftlichkeit dieſer 
Formen nicht erbringen können. In den holzreichen 
Ländern wie Norwegen und im beſonderen Schweden 
ſind gute Erfolge in der fabrikmäßigen Herſtellung 
von Holzhäuſern gemacht worden. Die Häuſer 
rohbaufertig aufgeſtellt und unter Mithilfe der Be⸗ 
wohner fertig ausgebaut. An dieſen Erfahrungen 
ſollte bei der jetzt im deutſchen Siedlungsbau ge⸗ 
forderten Holzbauweiſe nicht vorübergegangen werden. 


Bei dieſer kurzen Würdigung der vorliegenden 
Veröffentlichung kann nur das Weſentliche geſtreift 
werden. Eine eingehende Lektüre iſt zu empfehlen. 


Regierungsbaumeiſter Kretſchmer. 


chau 


2500 RM. je Stelle in keinem Falle überſteigen 
dürfen. Träger des Verfahrens ſollen in erſter 
Linie die Gemeinden und Gemeindeverbände werden. 
Auch die Wohnungsfürſorgegeſellſchaften und die 
gemeinnützigen Wohnungsbau- und Siedlungsunter⸗ 
nehmungen kommen als Träger in Frage. 

Dies ſind nur die weſentlichen Richtlinien. Auch 
die notwendigen Einzelheiten ſind geregelt. Die 
Träger ſollten jedoch jetzt keine Zeit ungenützt 
laſſen, um mit der praktiſchen Arbeit zu beginnen. 
Die Hoffnung des Reichskommiſſars, noch in dieſem 
Winter einen großen Teil der vorgeſehenen Stellen zu 
ſchaffen, dürfte ſich jedoch nicht erfüllen laſſen, da 
vor Genehmigung der Kreditgeſuche und der An- 
träge auf Förderung des freiwilligen Arbeisdienſtes 
mit den Arbeiten nicht begonnen werden kann. 

Die ſchnellſte Erledigung der Anträge 
durch die zuſtändigen Behörden wird viel- 
mehr die unerläßliche Voraus ſetzung für 
den praktiſchen Erfolg überhaupt ſein, 
da ſich die geſamten Pläne im anderen 
Falle bei den ſich überſtürzenden Ereig— 
niſſen durch Zeitablauf erledigen dürften. 

Dies gilt in verſchärftem Maße für die Ein⸗ 
ſchaltung des freiwilligen Arbeitsdienſtes, denn 
auf dieſem Gebiete werden bei der Stadtrand— 
ſiedlung dieſelben verwaltungstechniſchen Hinder- 
niſſe zu überwinden ſein wie bei den bisherigen 
Anträgen auf Förderung des freiwilligen Arbeits- 
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dienſtes. Gerade gegen die Gedankenverbindung 
„Siedlung und Arbeitsdienst“ machen ſich die größten 
Widerſtände der Wirtſchaftsgruppen bemerkbar. Dies 
zeigen deutlich die in der umfangreichen Denkſchrift 
des Zentralverbandes chriſtlicher Bauarbeiter Deutſch⸗ 
lands erhobenen Forderungen, insbeſondere die 
Forderung auf Tariflohn bei den Siedlungsbauten. 
Das „Für und Wider“ des freiwilligen Arbeits⸗ 
dienſtes iſt in Schrift und Rede überall erörtert, 
faſt reſtlos mit dem Ergebnis, daß die Einführung 
des freiwilligen Arbeitsdienſtes für die Anſiedlung 
der Erwerbsloſen ſelbſt nicht nur zu wünſchen, 
ſondern ſogar eine unerläßliche Vorausſetzung für 
die Erwerbsloſenſiedlung in großem Rahmen iſt. 
Jetzt haben Miniſterialrat Direktor Dr. iſchucke, 
der Sachberater bei der Reichsanſtalt, und andere 
namhafte Verfaſſer in ausführlichen Darlegungen 
dem Gedanken der freiwilligen Arbeit zu dienen 
verſucht, (Kirchl.⸗ſoziale Blätter 1931, Heft 9/10). 


Die praktiſchen Entſcheidungen bleiben aber immer 


noch aus, obgleich der Präſident der Reichsanſtalt 


für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 


bereits am 1. September 1931 in einer grundſätz⸗ 


lichen Entſcheidung die Verbindung des freiwilligen 


Arbeitsdienſtes mit der Siedlung zugelaſſen hat 
(Bodenreform Nr. 43 vom 25. 10. 1931). Aber 
dieſe Entſcheidung entbindet die örtlichen Behörden 


leider nicht von der geſetzlich feſtgelegten Verpflichtung, 


die zahlreichen die Praxis beſchränkenden Vorſchriften 
für die Genehmigung der Arbeit und die perſönliche 
Zulaſſung jedes Arbeitswilligen in jedem Einzelfall 
geſondert nachzuprüfen und zu berückſichtigen. Wenn 
es aber dennoch hin und wieder gelingt, die Ge= 
nehmigung des Landesarbeitsamts und die Aner⸗ 


kennung der einzelnen Arbeitsdienſtwilligen durch 


das Landesarbeitsamt zu erreichen, dann hat der 
praktiſche Dienſt ſtets gezeigt, daß die Erwerbsloſen 
an der Arbeit Freude haben. Sie empfinden die 
Betätigungsmöglichkeit als ſeeliſche Befreiung und 
arbeiten gern in geſunder Selbſthilfe zum allge⸗ 
meinen Nutzen. In Oſtpreußen arbeiten zur Zeit 
ſieben Gruppen Dienſtwilliger, jedoch nur eine Gruppe 
bei praktiſchen Bauarbeiten. 
Meliorationen und Vorarbeiten der Siedlung. liber- 
all herrſchen Einvernehmen und frohe Stimmung. 
Zum Arbeitserfolg trägt ſogar ein geſunder Wett⸗ 
bewerbswille bei. 

Einen großzügigen Plan der Erwerbslojenjied- 
lung verfolgt die Heimſtätte Grenzmark. Sie will 
auf der Domäne Gurſen 40 Berliner Familien an⸗ 
legen, um fie für die Dauer von der Qual der Un⸗ 
tätigkeit zu erlöſen und ſo den Arbeitsmarkt zu 
entlaſten. Die Finanzierung erfolgt unter Mit⸗ 
wirkung der Stadt Berlin und iſt geſichert. Nach 
dem Finanzierungsplan ſoll die Siedlung durch die 


Die anderen machen 


Mitarbeit der Siedler ſo verbilligt werden, daß 


eine 40-Morgenſtelle nur 9000 RM. koſten wird. 
Sechs Familien ſind bereits auf dem Gute unter⸗ 


flürſorgegeſellſchaft unterſuchte. 


gebracht, von den anderen Familien lediglich die 
Männer, die ihre Angehörigen erſt nach Fertig⸗ 


ſtellung der Bauten nachkommen laſſen wollen. 
Die Verpflegung erfolgt in der Gemeinſchaftsküche. 
Die Stimmung iſt ausgezeichnet. Mit erfreulicher 
Energie arbeiten die Leute bei der Errichtung ihrer 
Bauten. Aber auch dort macht ſich eine ſtarke 
Gegenpropaganda der Gewerkſchaften bemerkbar. 
Die Gewerkſchaften ſollten doch erkennen, daß ſie 
ihren Mitgliedern einen ſchlechten Dienſt erweiſen. 
Sie nehmen dem Staate die Möglichkeit einer prak⸗ 
tiſchen Erwerbsloſenhilfe für die Dauer. Aber auch 
in der Staatsverwaltung ſollten die zuſtändigen 
Stellen die Einſicht haben, daß der Gedanke der 
freiwilligen Arbeit ſolchen Widerſtänden erliegen 
muß, wenn er außerdem in Wirrwarr verwaltungs⸗ 
rechtlicher Verordnungen und Formulare eingefangen 
wird. Wenn einmal glücklich die Genehmigung 
eines Antrages des mit den Widerſprüchen der 
Wirtſchaftsgruppen kämpfenden Landesarbeitsamts 
erfolgt iſt, dann kann mit der Arbeit noch lange 
nicht begonnen werden. Für jeden Arbeitswilligen 
iſt nämlich der Nachweis zu erbringen, daß er perſön⸗ 
lich die Beſtimmungen für die Zulaſſung zur frei⸗ 
willigen Arbeit erfüllt. Das iſt ein verſchwindend 
geringer Hundertſatz. Eine Ermittlung hat bei 
einem Träger des Dienſtes ergeben, daß 
von etwa 800 Erwerbsloſen, die ſich meldeten, 
noch nicht 10 die Voraus ſetzungen der Zu— 
laſſung bedingungslos erfüllten. Wenn auf 
dieſem Wege fortgefahren wird, dann bringt 
der Arbeitsdienſt lediglich eine Belaſtung 
der Verwaltung, aber keine Hilfe für die 
Erwerbsloſen. Daß aber eine dauernde Er— 
werbsloſenhilfe durch die Siedlung ermöglicht werden 
kann, iſt zuletzt in der Denkſchrift „Selbſthilfe durch 
Siedlung von Arbeitsloſen“ vom Reichskuratorium 
für Wirtſchaftlichkeit R. K. W. Nachr. Nr. 10/1931) 
unter näherer Begründung des zu beachtenden Ver— 
fahrens bejaht worden und dürfte bereits allgemein 
anerkannt ſein. 


Der Unterſuchungs⸗Ausſchuß zur Tätigkeit der 
Wohnungsfürſorgegeſellſchaften. 

Der Unterſuchungsausſchuß des Preußiſchen Land» 
tages zur Prüfung der Verwirtſchaftung öffentlicher 
Wohnungsbaugelder beſchäftigt ſich jetzt bereits zwei 
Monate mit der Tätigkeit der Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaften. Die Tagungen haben bisher zu 
nennenswerten Beanſtandungen der von den Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaften vorgenommenen Gejchäfte 
keine Veranlaſſung gegeben. Im Eingange der 
Beratungen erſtattete Miniſterialrat Geheimrat Dr. 


Pauly ein Referat über die geſchichtliche Entwick— 


lung und die Aufgaben der provinziellen Wohnungs⸗ 
fürſorgegeſellſchaften. Es wirkte etwas ſonderbar, 
daß der Ausſchuß gerade im Anſchluß an dieſes 
Referat die Vorgänge bei der Berliner Wohnungs⸗ 
Dieſe Geſellſchaft 
iſt nämlich gar keine preußiſche Wohnungsfürſorge⸗ 
geſellſchaft, ſondern lediglich ein ſtädtiſches Ver⸗ 
waltungsamt Berlins. Die Praxis der Berliner 
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Wohnungsfürſorgegeſellſchaft iſt deshalb auch von 
der Betreuungstätigkeit der übrigen Wohnungsfür⸗ 
ſorgegeſellſchaften zu unterſcheiden. In der Tages⸗ 
preſſe beſtehen hierüber noch immer Irrtümer. Die 
im Ausſchuß behandelte Praxis der Berliner Woh⸗ 
nungsfürſorgegeſellſchaft iſt im allgemeinen bereits 
bekannt. Die Hauszinsſteuermittel ſind in Berlin 
in den erſten Jahren nicht jeweils im Jahre des 
Aufkommens reſtlos verbaut worden, ſondern meiſt 
erſt ſpäter, weil der Baubeginn nicht immer der 
Bewilligung einer Hypothek ſofort folgte. In der 


Zwiſchenzeit wurden die Beträge der Stadt Berlin 
überlaſſen, oder auch zinsbringend, ſchließlich auch 


feſt in Grundſtückswerten angelegt. Es iſt im Aus⸗ 
ſchuß nicht einmal erwieſen worden, daß dieſe Ver— 


wendungen der Hauszinsſteuermittel den für die 
damalige Zeit geltenden kaufmänniſchen Urteilen 


widerſprechen. Darum muß man ſich wundern, daß 
der Ausſchuß ſeine Zeit in derartigen ergebnis⸗ 


loſen, langen Verhandlungen zubringt. Die Beweis⸗ 


anträge des deutſchnationalen Abgeordneten Howe 
zu dem Bericht der Oberrechnungskammer über die 
Geſchäfte der Berliner Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 
ſchaft betrafen den Nachweis, die Geſellſchaft hätte 
den Staat um Millionen geſchädigt. Gleich im 
Anfange der Beratungen mußte dem Beweisführer 


nahegelegt werden, ſeine Beweisanträge nochmals 


zu überprüfen. In der Unterſuchung ſelbſt wurde 


der Nachweis irgendeiner Verfehlung nicht erbracht. 


Eine Schädigung, wie Miniſterialrat Lehmann be⸗ 
tonte, komme ſchon deswegen nicht in Frage, 
weil es ſich bei den Hauszinsſteuermitteln gar nicht 
um ſtaatliche Gelder gehandelt habe. Nach der 
Auffaſſung der Staatsregierung ſei die Eigentums⸗ 
frage an den Hauszinsſteuermitteln heute noch un⸗ 
geklärt. 
Berliner Wohnungsfürſorgegeſellſchaft dauern noch 
fort. Ein praktiſches Ergebnis iſt weder aus dieſen, 
noch aus den kommenden Beratungen über die 
Tätigkeit der anderen Wohnungsfürſorgegeſellſchaften 
zu erwarten. 

Vorläufig kein Wohnheimſtättengeſetz. 

Der Bund Deutſcher Bodenreformer kämpft 


ſeit mehr als 10 Jahren um das umſtrittene Geſetz 


zur Ausführung des Artikels 155 der Reichsver⸗ 
faſſung. Der erſte „Bodenreformgeſetzentwurf“ wurde 


von Dr. Damaſchke, dem Führer des „Ständigen 


Beirats für Heimſtättenweſen beim Reichsarbeits⸗ 
miniſterium“ im Jahre 1920, der zweite 1926 vor⸗ 
gelegt. In der Sitzung vom 5. 5. 1926 forderte 
der Reichstag von der Regierung den Entwurf eines 
„Wohnheimſtättengeſetzes“. Inzwiſchen brachte die 
Sozialdemokratiſche Partei im Reichstag einen Ent⸗ 
wurf zu dieſem Geſetz ein. Außerdem legte das 


Geſetze, Veroroͤnungen und Erlaſſe 


Verordnung über die Organe der ſtaatlichen 
Wohnungspolitik. 
Der Reichsarbeitsminiſter hat unter dem 22. Okto⸗ 
ber 1931 folgende Verordnung erlaſſen: 


Die Beratungen über die Geſchäfte der 


Reichsarbeitsminiſterium am 15. 4. 1930 einen 
eigenen Entwurf eines „Geſetzes über die Er⸗ 
ſchließung und Beſchaffung von Baugelände (Bau⸗ 
landgeſetz)“ vor. Um dieſes Geſetz wurde in der 
letzten Sitzung im Wohnungsausſchuß gekämpft. 
Den Beratungen war eine Beſprechung Dr. Da⸗ 
maſchkes mit dem Reichskanzler Dr. Brüning voraus⸗ 
gegangen. Dort wurden die mit der Verabſchiedung 
des Wohnheimſtättengeſetzes zuſammenhängenden 
Fragen erörtert, insbeſondere auch der in den Kreiſen 
der chriſtlichen Gewerkſchaften verbreitete Gedanke, 
die Beſeitigung der Hauszinsſteuer mit der Schaffung 
des Wohnheimſtättengeſetzes zu verbinden. Die 
Hausbeſitzer haben gegen dieſe Verkoppelung große 
Bedenken. Die Beratungen im Wohnungsausſchuß 
führten zu keinem Ergebnis. Gleich am Anfange wies 
Miniſterialdirektor Dr. Weigert vom Reichsarbeits⸗ 
miniſterium darauf hin, daß die Anträge Entjchei- 
dungen über grundlegende Probleme des gegen— 
wärtig in ſeinen Grundfeſten bedrohten Wirtſchafts⸗ 
ſyſtems betreffen, daß aber der gegenwärtige Zeit⸗ 
punkt für ſolche Entſcheidungen nicht geeignet ſei. 
Der vom Ausſchuß herbeigerufene Reichsarbeits⸗ 
miniſter, Dr. Stegerwald, beſtätigte, daß dieſe Er- 
klärungen in ſeinem Einverſtändnis erfolgt ſeien. 
Ein bis ins Einzelne ausgearbeiteter Entwurf könne 
dem Ausſchuß zur Zeit nicht unterbreitet werden, 
da die Verhandlungen mit den Ländern, in deren 
Kompetenzen das Wohnheimſtättengeſetz ſtark ein⸗ 
greife, noch zu keinem Abſchluß gelangt ſeien. Auf 
Grund der jetzt vorliegenden Rückäußerungen der 
Länder ſei eine Abänderung des Referentenent⸗ 
wurfs notwendig. Die gegenwärtige Geſamtlage 
Deutſchlands geſtatte aber nicht, ſich mit dieſen 
Angelegenheiten jetzt zu befaſſen, da die Beſchaffung 
von Grund und Boden in den Städten zur Zeit 
keine Schwierigkeiten mache, demnach die Beratungen 
einen Aufſchub erleiden könnten. Der Reichsarbeits- 
miniſter erklärte im Anſchluß daran, alle geſunden 
Tendenzen der Bodenreformer im Rahmen der Woh⸗ 
nungs und Siedlungspolitik nachdrücklichſt fördern zu 
wollen. Auf Grund der Regierungserklärungen nahm 
der Ausſchuß dann folgende Entſchließung an: 
„Mit Rückſicht auf die Erklärungen des Reichs— 
arbeitsminiſters nimmt der Wohnungsausſchuß davon 
Abſtand, in die Beratung der Anträge über das 
Wohnheimſtättengeſetz und der kommuniſtiſchen An⸗ 
träge über das Wohnungsbauprogramm und das 
Wohn⸗ und Mietrecht einzutreten, bis die Parteien 
nach Zuſammentritt des Reichstags Gelegenheit zur 
erneuten Stellungnahme gehabt haben.“ Gleichwohl 
wird die Beratung des Entwurfs zum Wohnheim— 
ſtättengeſetz vom Wohnungsausſchuß bereits in der 
Sitzung vom 9. 11. 1931 feſtgeſetzt werden. 


Dr. F. N. 


„Auf Grund des § 28 der Verordnung des Reichs⸗ 
präſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen 
vom 1. Dezember 1930, ſiebenter Teil, Kapitel III 
(Gemeinnützigkeitsverordnung Reichsgeſetzbl.! S. 593) 
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werden für die Unternehmen, die von der Reichsre⸗ 
gierung oder mit ihrer Zuſtimmung von der oberſten 
Landesbehörde als Organe der ſtaatlichen Wohnungs⸗ 
politik anerkannt worden ſind, folgende beſondere Be⸗ 
ſtimmungen erlaſſen, die an die Stelle der §S 2 bis 
14 der Gemeinnützigkeitsverordnung treten. 

Artikel l. (1) Die Organe der ſtaatlichen Woh⸗ 
nungspolitik haben bei ihrer inneren Einrichtung und 
bei ihrem Geſchäftsbetrieb den Vorſchriften der SS 2, 
4, 5, 9 bis 14 und 20 der Gemeinnützigkeitsverord⸗ 
nung ſowie den Beſtimmungen der Artikel 1, 2. Abſ. 
(1) und (2), 3 bis 5, 12 und 14 der Ausführungs⸗ 
verordnung vom 20. März 1931 (Reichsgeſetzbl.! 
S. 73) zu entſprechen. — (2) Bei der Anwendung der 
§§ 14 und 20 der Gemeinnützigkeitsverordnung und 
der Artikel 4, 12 und 14 der Ausführungsverordnung 
vom 20. März 1931 tritt an die Stellen der oberſten 
Landesbehörde und der Anerkennungsbehörde die Be⸗ 
hörde, die das Unternehmen als Organ der ſtaatlichen 
Wohnungspolitik anerkannt hat, und zu den Ver⸗ 
bänden, die in der Verordnung zur weiteren Aus⸗ 
führung der Gemeinnützigkeitsverordnung vom 22. Au⸗ 
guſt 1931 (Reichsgeſetzbl.! S. 463) genannt ſind, 


der Reichsverband der Wohnungsfürſorgegeſell⸗ 


ſchaften e. V. in Berlin. 


Artikel ll. (1) Auf Unternehmen, die ſich mit 


dem Bau von Wohnungen für eigene Rechnung 
oder im eigenen Namen befaſſen, finden außer den in 
Artikel! genannten die Vorſchriften des § 6 der Ge- 
meinnützigkeitsverordnung und die Beſtimmungen der 
Artikel 6 bis 9 der Ausführungsverordnung vom 
20. März 1931 Anwendung. — (2) Bei den übrigen 


Unternehmungen find für den Gegenſtand des Unter: | 


nehmens die Beſtimmungen der Satzung maßgebend. 
Die Satzungsbeſtimmungen, die den Gegenſtand des 
Unternehmens regeln, und alle Anderungen derſelben 
bedürfen der Zuſtimmung der Behörde, die das Unter- 


nehmen als Organ der ſtaatlichen Wohnungspolitik 


anerkannt hat. Die Zuſtimmung einer Landesbehörde 
kann nur im Einvernehmen mit der Reichsregierung 
erteilt werden.“ 


(Nr. 13654) Verordnung über die Abänderung 
der Hauszinsſteuerverordnung vom 8. Oktober 1931. 
(G. S. Nr. 39) 


Das Staatsminiſterium erläßt auf Grund der 


Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung 


der Haushalte von Ländern und Gemeinden vom 


24. Auguſt 1931 (Reichsgeſetzblatt I S. 453) mit 
Wirkung vom 1. April 1931 die folgende Verordnung: 
8 1. 


Das Land verwendet von dem Anteile für die Bau⸗ 


tätigkeit, der ihm nach den SS 2, 11 der Hauszins⸗ 


ſteuerverordnung zusteht, ein Viertel für die Deckung 
ſeines allgemeinen Finanzbedarfs. 
8 
Die Gemeinden (Gemeindeverbände) werden er⸗ 
mächtigt, von dem Anteile für die Bautätigkeit, der 
ihnen nach den 88 2, 11 der Hauszinsſteuerverordnung 


zuſteht, bis zu ein Viertel für die Deckung ihres all⸗ 


gemeinen Finanzbedarfs zu verwenden. Dies gilt 
jedoch nicht, ſoweit Mittel aus dem Wohnungsbauan⸗ 
teile vor dem Inkrafttreten dieſer Verordnung rechts⸗ 
verbindlich zur Förderung des Wohnungsbaues zu⸗ 
geſagt ſind und die Finanzierung der Bauvorhaben 
geſichert iſt. 
§ 3. 
Die Ausführungsvorſchriften erlaſſen die zuſtändigen 
Miniſter. 
Berlin, den 8. Oktober 1931. 
(Siegel) Das Preußiſche Staatsminiſterium. 
Severing, Höpker⸗Aſchoff. 
zugleich für den Miniſterpräſi⸗ 
denten und den Miniſter für 
Volkswohlfahrt. 


Erleichterungen für die Ausführung von 
Bauvorhaben. 

Der Miniſter für Volkswohlfahrt hat am 30. 9. 
1931 folgenden Runderlaß — II 2600/30. 9. — 
ergehen laſſen: 

„In meinem Runderlaß vom 28. 8. 1930 — 
II C 1940 — hatte ich die Baupolizeibehörden an⸗ 
weiſen laſſen, zur Förderung der Bautätigkeit bei 
der Behandlung der Bauanträge möglichſt Entgegen— 
kommen zu zeigen. Ich war dabei von dem Ge— 
ſichtspunkt ausgegangen, daß die große Zahl der 
Erwerbsloſen und die ſchwierige Lage der geſamten 
Wirtſchaft dazu nötigen, jedes Unternehmen, bei 
dem Arbeitskräfte beſchäftigt werden, in jeder Weiſe 
auch durch die Behörden zu fördern, und daß auch 
die Ausführung privater Bauten nicht nur privaten 
Intereſſen dient, ſondern gerade in einer Zeit der 
Wirtſchaftsnot der Allgemeinheit in verſtärktem 
Maße zugute kommt. — Der Ausführung von Bauten 
in neu aufzuſchließendem Gelände ſteht aber viel⸗ 
fach die Tatſache entgegen, daß die Gemeinden für 
die Anlegung neuer Straßen immer noch häufig zu 
weitgehende Anforderungen ſtellen, die mit der 
heutigen Wirtſchaftslage und der dadurch bedingten 


Sparſamkeit nicht in Einklang ſtehen. — Durch die 


Runderlaſſe vom 11. 2. 1921 — 119 136 — und 
vom 14. 3. 1922 — II 11. 165 — habe ich zwar 
bereits früher darauf hingewieſen, daß ſich auch der 
Ausbau der Straßen der Wirtſchaftslage anpaſſen 
muß und daß die bisherigen Anforderungen oft zu 
weit gehen. Trotzdem wird immer wieder darüber 
geklagt, daß die Anforderungen der Gemeinden für 
den Straßenausbau mit den heutigen Wirtſchafts⸗ 
verhältniſſen nicht in Einklang ſtehen und die 
Leiſtungsfähigkeit der Bauluſtigen weit überſteigen. 
Da die Straßenbaukoſten nach $ 15 des Bau- 
fluchtengeſetzes auf die Anlieger abgewälzt werden, 
ſcheitert die Ausführung vieler Bauten an den hohen 
Anliegerbeiträgen. — Schon bei der Aufſtellung 
der Fluchtlinienpläne wird darauf zu achten ſein, 
daß ſich die Straßenbreiten auf das undedingt nötige 
Maß beſchränken. Wenn es auch notwendig iſt, 
daß bei der Planung der Verkehrsſtraßen die künf⸗ 
tige Verkehrsentwicklung bei der Bemeſſung der 
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Straßenbreite berückſichtigt wird, jo gehen doch viel- 
fach, namentlich bei reinen Wohn- und Siedlungs⸗ 
ſtraßen, die Straßenbreiten über das notwendige 
Maß hinaus. Hier genügt es, namentlich bei länd- 
lichen Verhältniſſen, wenn nur an einer Straßen- 
ſeite ein Bürgerſteig angelegt wird; auch die Fahr 
bahnbreite kann ſo eingeſchränkt werden, daß unter 
Feſtlegung des Richtungsverkehrs und bei Schaffung 
genügender Überholungsitellen eine Dammbreite nur 
für ein Fahrzeug vorgeſehen wird. — In den Fällen 
in denen die Notwendigkeit einer ſpäteren Verbreite⸗ 
rung nicht ausgeſchloſſen iſt, werden die berechtigten 
Intereſſen der Gemeinden durch Ausweiſung von 
Vorgärten oder Anlegung von ſogenannten Grün⸗ 
ſtreifen gewahrt werden können. — Auch die Vor⸗ 
ſchriften über die Art und Weiſe des Straßenausbaues 
bedürfen einer Herabſetzung der Anforderungen 
namentlich bei einfachen Verhältniſſen. So genügt 
es für Siedlungsſtraßen, wenn die Befeſtigung der 
Bürgerſteige, ſoweit ſie überhaupt notwendig iſt, in 
einfachſter Form erfolgt. Auch für die Fahrdämme 
braucht durchaus nicht überall eine Befeſtigung vor⸗ 
geſehen zu werden, die den Verkehr ſelbſt mit ſchwer⸗ 
ſten Fahrzeugen geſtattet. Unbedenklich kann in ges 
willen Wohn- und Siedlungsſtraßen die Befahrung 
mit zu ſchwerem Fuhrwerk ausgeſchloſſen werden. 
Dann iſt es unbedenklich, für derartige Straßen eine 
leichtere Befeſtigungsart des Fahrdammes zuzulaſſen. 
Wenn auch einer ſolchen Regelung wahrſcheinlich das 
Bedenken entgegengeſetzt wird, daß die Beſchränkung 
oft genug nicht beachtet werden wird, ſo iſt doch zu 
erwarten, daß durch Kontrollen und unnachſichtliches 
Vorgehen gegen Zuwiderhandlungen dieſe Beſchrän— 


Nachrichten des Vau⸗ 


Oſtpreußiſche Heimſtätte und Oſtpreußiſche Bau⸗ 

und Siedlungsgeſellſchaft. 

In der Sitzung vom 2. November 1931, an der 
außer den Geſchäftsführern der Hauptſtelle auch die 
Leiter aller Zweigſtellen teilnahmen, wurden in Be⸗ 
ratungen und Entſchließungen neben den internen 
Geſellſchaftsangelegenheiten folgende Richtlinien aus 
der Praxis und für die Praxis der Siedlungstätigkeit 
feſtgelegt: 

J. Die Durchführung der Siedlungstätigkeit des 
Jahres 1932 iſt in ihrem Erfolge vor allem da⸗ 
von abhängig, inwieweit es gelingt, im Selbſt⸗ 
hilfe⸗ und Gruppenſiedlungsverfahren die Siedler 
zur Mitarbeit und zur Verbilligung der Siedler⸗ 
ſtellen heranzuziehen. Eine Einſpannung des 
freiwilligen Arbeitsdienſtes in die Siedlungs⸗ 
tätigkeit unter Erweiterung der jetzt geltenden 

geſetzlichen Beſtimmungen würde dabei von 

Nutzen ſein. 

II. Bei der Anliegerſiedlung zu Sanierungszwecken 
iſt es wegen der abgleitenden Grundſtücks⸗ und 
Inventarpreiſe zur Zeit ſchwierig, und in vielen 
Fällen nicht möglich, die Sanierung des Grund⸗ 
ſtückseigentümers mit Erfolg durchzuführen. Da⸗ 


kungen ſich durchſetzen werden. — Hiernach erſuche 
ich, 1. allgemein auf die Gemeinden im Sinne der 
Ausführungen dieſes Erlaſſes einzuwirken, 2. bei der 
Vorprüfung der Bebauungs- und Fluchtlinienpläne, 
die nach dem Erlaß des Mdön vom 3. 4. 1904 — 
III B. 622 — von Ihnen vorzunehmen iſt mit Nachdruck 
dafür einzutreten, daß die Straßen nicht in größeren 
Breiten geplant werden, als es nach Lage des 
Einzelfalles ſachlich notwendig iſt, 3. darauf hinzu⸗ 
wirken, daß die nach $ 12 des Baufluchtengeſetzes zu 
erlaſſenden örtlichen baupolizeilichen Beſtimmungen 
für den öffentlichen Verkehr und den Anbau an 
Straßen nur ſolche Anforderungen enthalten, die 
nicht über das unbedingt notwendige Maß hinaus⸗ 
gehen. Dieſe Beſtimmungen ſind ſo zu faſſen, daß 
für Verkehrs⸗, Wohn⸗ und Siedlungsſtraßen ver⸗ 
ſchiedene Anforderungen geſtellt werden (Wohnungs⸗ 
geſ. Art. 4 § 4,6). — Sollten Gemeinden trotz Ihres 
Einwirkens ungerechtfertigte Forderungen ſtellen und 
dadurch die Ausführung von Bauvorhaben behindern, 
iſt Ihnen, als Bezirkswohnungskommiſſar, durch 87 
der Verordnung zur Behebung der dringendſten 
Wohnungsnot vom 15. 1. / 9. 12. 1929 (RGBl. 
S. 1965) die Möglichkeit gegeben, zur Errichtung von 
Bau⸗ und Siedlungsvorhaben die notwendigen Be— 
freiungen von entgegenſtehenden Vorſchriften zu er⸗ 
teilen. Ich erwarte, daß Sie von dieſer Möglichkeit 
bei ungerechtfertigen Forderungen der Gemeinden 
Gebrauch machen. — Abdruck der neuen polizeilichen 
Vorſchriften (ſ. vorſtehend unter 3) ſoweit ſie von 
den Oberbürgermeiſtern der Stadtkreiſe oder von den 
Landräten erlaſſen werden, wollen Sie mir zur Kent⸗ 
nisnahme vorlegen. J. V.: Scheidt. 


und Siedlungsmarktes. 


rum empfiehlt es ſich hierbei, die Beſiedlung von 

Teilgrundſtücken nicht zu übernehmen, jondern 

nur die Beſiedlung geſamter Grundſtücke. Für 

dieſe Handlungsweiſe ſprechen auch ſiedlungs⸗ 
techniſche Gründe. 

Im Landarbeiterwohnungsbau iſt die Oſt⸗ 

preußiſche Heimſtätte mit Erfolg bemüht ge⸗ 

weſen, die Landarbeiterſtellen bis zur Größe 
von 10—12 Morgen zu errichten. Auch für 
das nächſte Jahr werden dieſe Bemühungen 
unter Verwendung der jetzt bereits zugeſagten 

Mittel noch fortzuſetzen ſein. 

. Bei der Geſtaltung des Aufteilungsplans iſt der 
Gedanke der „Wirtſchaftsſiedlung“ in den 
Vordergrund zu ſtellen. Da nur ſo der innere 
Zweck der Siedlungstätigkeit, einer großen An⸗ 
zahl von Menſchen auf einer beſtimmten Flächen⸗ 
einheit Arbeit und Brot zu geben, erreicht 
werden kann. Die Rohaufteilung iſt mit der 
Errichtung der Neubauſtellen organiſch zu ver⸗ 
binden. Neben den auf dem Lande üblichen 
Handwerkerſtellen: Schmiede, Stellmacher, 
Sattler, Schuhmacher uſw. ſind im Wege der 
Ausſiedlung ſtädtiſcher Saiſonarbeiter: Maurer, 


III. 
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Zimmerer, Ofenſetzer und anderer ſtädtiſcher 
Handwerker: Tiſchler, Schloſſer, Klempner, 
Techniker uſw. kleine Landſtellen zu ſchaffen, die 
bei der jetzigen verminderten Arbeitsgelegenheit 
den Handwerkern Nahrung auf dem eigenen 
Grund und Boden gewährleiſten. Daneben iſt 
zu erſtreben, daß Berufe, die auf dem flachen 
Lande Oſtpreußens gedeihen können, dort einge⸗ 
führt werden, ſofern ſie unter Berückſichtigung 
der Verkehrslage und des Abſatzes zur Stär⸗ 
kung des Binnenmarktes geeignet find. Die Aus⸗ 
legung der Kleinſtellen empfiehlt ſich in der 
jetzigen Kriſenzeit auch deswegen, weil nach den 
bisherigen Erfahrungen die Inhaber dieſer 
Stellen eher ihre Rente zahlen als die Inhaber 
landwirtſchaftlicher Vollbauernſtellen. 


Brandenburgiſcher Bauvereinstag in Cottbus. 

Der Reichsverband Deutſcher Baugenoſſenſchaften 
hielt am 3. Oktober ſeine Brandenburgiſche Bezirks⸗ 
tagung ab. Am Vormittag fand die interne Ver⸗ 
bandsſitzung ſtatt, die dem Gedankenaustauſch über 
die ſchwebenden Fragen der Verbandsorganiſation 
und der Neugeſtaltung der Reviſionstätigkeit diente. 
Herr Dr. Hofrichter, der Hauptvorſitzende, Herr 
Oberregierungsrat Dr. Weber und der Reichsver⸗ 
bandsvorſitzende, Herr Geheimrat Dr. Glaß, legten 
ausführlich die gegenwärtigen und künftigen Ver⸗ 
bandsaufgaben dar. In der Ausſprache wurde von 
allen Seiten die Notwendigkeit feſten Zuſammen⸗ 
haltens und nachdrücklichſten Eintretens für die 
Geſunderhaltung der gemeinnützigen Wohnungs⸗ 
wirtſchaft betont. Es handelt ſich bei den organi⸗ 
ſierten Bauvereinigungen um über 750 000 Haus⸗ 
haltungen, in denen über 3 Millionen Menſchen 
wohnen und um ein Kapitalvermögen von über 
6 Milliarden Mark. 

Geheimrat Glas forderte in ſeinem Vortrag „Was 
erwarten wir für den genoſſenſchaftlichen Wohnungs⸗ 
bau“ die Erhaltung der Hauszinsſteuer und zur 
Rentabilitätserhaltung eine Senkung der Neubau- 
mieten unter Verzicht auf Zins und Tilgung der 


Hauszinsſteuerhypotheken, Senkung der Zinſen für 


die anderen Darlehen und Herabſetzung der Tilgungs⸗ 
quoten uff. Die im Dienſte der ſtaatlichen Baus 
wünſche geſchaffene Organiſation der gemeinnützigen 
Bauvereinigungen dürfe jetzt nicht in der unver⸗ 
ſchuldeten Not der Gegenwart geopfert werden. 


Miniſterialdirektor Meyer vom Preußiſchen Volks⸗ 


wohlfahrtsminiſterium betonte in dem Gegenvortrag 
„Was erwarten wir von dem genoſſenſchaftlichen 
Wohnungsbau“, daß die Wohnungswirtſchaft als 
ein wichtiges Glied der Geſamtwirtſchaft mit allen 
nur möglichen Mitteln geſund erhalten werden müſſe. 
Die Erhaltung der Hauszinsſteuer für den Wohnungs⸗ 
bau ſei notwendig. Ehe dieſe Mittel aber für weitere 
Neubauten verwendet werden, müſſen ſie zur Er⸗ 
haltung des Geſchaffenen dienen, insbeſondere der 
Wohnungen, die in den teuren Bauzeiten von 1924 
bis 1930 erſtellt worden ſeien. 
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Im Anſchluß daran ſprachen noch Regierungs⸗ 
präſident Dr. Fitzner zur gleichen Frage und Re⸗ 
gierungsrat Gerſtein von der Landesplanungsgemein⸗ 
ſchaft für die Niederlauſitz am folgenden Tage über 
„Landesplanung, Induſtrie und Wohnſiedlung“. 


Der Deutſche Ausſchuß für wirtſchaftliches Bauen 
hielt in Meißen a. d. E. eine ſtark beſuchte Arbeits⸗ 
ausſchuß⸗Sitzung ab. — Der wiſſenſchaftliche Teil 
der Veranſtaltung umfaßte wieder eine Reihe 
wichtigſter Fragen. Es ſprachen: Herr Oberbaus 
rat Heinicke-Berlin über: „Die wirtſchaft— 
lichen Grenzen der einzelnen Wohn— 
formen“, Herr Profeſſor Dr.-Ing. Siedler⸗ 
Berlin über: „Die wirtſchaftlichen Gren— 
zen der einzelnen Bauſtoffe und Baus 
konſtruktionen“, Herr Baudirektor Dr. Hellweg- 
Hamburg über „Die Außenhaut des Hauſes“ 
und Herr Magiſtratsoberbaurat Roſenberg-Berlin 
über: Die Bewährung ungeſchützter und 
geſchützter Bauſtoffe im Feuer“. 

Es wurde weiterhin einſtimmig beſchloßen, mit 
Rückſicht auf die kataſtrophale wirtſchaftliche Lage 
und auf das völlige Darniederliegen der Bauwirt⸗ 
ſchaft von einer Abhaltung einer öffentlichen Haupt⸗ 
tagung im Jahre 1931 abzuſehen. Es wurde 
aber ins Auge gefaßt, dieſe Tagung im Frühjahr 
1932 in Hannover abzuhalten. 

Dem Vorſtand zugewählt wurden die Herren: 
Miniſterialrat Poeverlein (Reichspoſtminiſterium) 
München, Stadtbaurat Boegel⸗Erfurt und Miniſterial⸗ 
rat Herrmann (Preußiſches Miniſterium für Volks⸗ 
wohlfahrt), Berlin. 

Endlich wurde beſchloſſen, die bereits beſtehende 
Arbeitsgemeinſchaft noch weiter auszubauen und 
zu vertiefen, um ſo zu einer Rationaliſierung der 
Arbeit und der Tagungen zu kommen. Die Arbeits⸗ 
gemeinſchaft umfaßt bereits: den Deutſchen Aus⸗ 
ſchuß für wirtſchaftliches Bauen, den Reichsverband 
der Wohnungsfürſorgegeſellſchaften, den Bund 
Deutſcher Architekten, die Arbeitsgemeinſchaft für 
Brennſtofferſparnis, ferner von den öſterreichiſchen 
Fachorganiſationen: die Zentralvereinigung der 
Architekten Öfterreichs, das Sſterreichiſche Kuratorium 
für Wirtſchaftlichkeit, in dem folgende Fachgruppen 
vereinigt ſind: Sſterreichiſcher Ingenieur⸗ und 
Architektenverein, Sſterreichiſche Geſellſchaft für 
Städtebau und Sſterreichiſcher Normenausſchuß für 
Indußtrie und Gewerbe. 

Die Arbeitsgemeinſchaft hofft auf dieſe Weiſe 
auf der einen Seite die beſtehenden Sonder-Or⸗ 
ganiſationen noch mehr als bisher zur Arbeit 
kommen zu laſſen, während gleichzeitig durch die 
ſpätere Zuſammenfaſſunng der einzelnen Arbeiten 
in der Arbeitsgemeinſchaft ein wirklicher Abſchluß 
der Forſchungen erreicht werden ſoll. 

Die nächſte Arbeitsausſchuß⸗Sitzung ſoll im 
Januar 1932 und zwar vorausſichtlich in Naum⸗ 
burg a. d. S. ſtattfinden. 
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Zur Bauſparkaſſenauſſicht. 

Das Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung 
hat folgende zweite Bekanntmachung veröffentlicht: 

„Das Reichsaufſichtsamt für Privatverſicherung 
hat in einer Bekanntmachung vom 25. Auguſt 1931 
— veröffentlicht in Nr. 200 des Deutſchen Reichs⸗ 
anzeigers und Preußiſchen Staatsanzeigers vom 
28. Auguſt 1931 — die Pflichten dargelegt, die ſich 
für Bauſparkaſſen durch das Inkrafttreten der im 
Geſetz über die Beaufſichtigung der privaten Ver⸗ 
ſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen vom 
6. Juni 1931 (Reichsgeſetzbl. I S. 315) enthaltenen 
Vorſchriften über Bauſparkaſſen ergehen. Es iſt 
dort insbeſondere ausgeführt worden, welche Baus 
ſparkaſſen im Monat Oktober 1931 einen Antrag 
auf Genehmigung zur Fortführung des Geſchäfts⸗ 
betriebes zu ſtellen haben und welche Geſchäfts⸗ 
unterlagen von den Bauſparkaſſen dem Reichsauf⸗ 
ſichtsamt im Monat Oktober 1931 einzureichen ſind. 
Die bisher eingegangenen Anträge von Bauſpar⸗ 
kaſſen zeigen durch ihre Unvollſtändigkeit, daß die 
Bekanntmachung vom 25. Auguſt 1931 nicht genügend 
beachtet worden iſt. — Es iſt ferner aus Anfragen 
von Bauſparkaſſen erſichtlich geworden, daß vielfach 
die irrige Auffaſſung beſteht, das Reichsaufſichtsamt 
werde von ſich aus unter Überjendung von Richt 
linien und Vordrucken an die einzelnen Bauſparkaſſen 
mit einer beſonderen Aufforderung zur Erfüllung der 
geſetzlichen Vorſchriften herantreten. Das Reichs⸗ 
aufſichtsamt für Privatverſicherung weiſt daher noch⸗ 
mals auf die eingangs bezeichnete Bekanntmachung und 
insbeſondere auch auf die in Abſchnitt Ill dieſer Bekannt⸗ 
machung bezeichneten Rechtsfolgen hin.“ 


Ferner wird folgendes bekanntgegeben: 


Als oberſte Landesbehörde, welche auf Grund 

der SS 113 Abſ. 2 und 119 Abſ. 1 des Geſetzes 

über die Beaufſichtigung der privaten Verſiche⸗ 

rungsunternehmungen und Bauſparkaſſen vom 

6. Juni 1931 (RGBl. 1 S. 315) bei der Durch⸗ 

führung der Beaufſichtigung der privaten Bau⸗ 

ſparkaſſen mitzuwirken haben, ſind beſtimmt 

worden: 

Für 

1. Preußen: der Preußiſche Miniſter 

Handel und Gewerbe in Berlin; 

2. Bayern: das Bayeriſche Staatsminiſterium 
des Innern in München; 

3. Sachſen: die für den Sitz der Bauſparkaſſe 
zuſtändige Kreishauptmannſchaft; 

4. Württemberg: das Württembergiſche 
Innenminiſterium in Stuttgart; 

5. Baden: das Miniſterium des Innern in 
Karlsruhe; 

6. Thüringen: das Thüringſche Miniſterium 
des Innern in Weimar; 

7. Heſſen: der Heſſiſche Miniſter für Arbeit 
und Wirtſchaft in Darmſtadt; 

8. Hamburg: die Hamburgiſche Arbeitsbe⸗ 
hörde in Hamburg; 


für 


| 


9. Medlenburg- Schwerin: die Aufſichtsbe⸗ 
hörde für private Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen in Schwerin; 
Oldenburg: 
a) Landesteil Oldenburg: das Mini⸗ 
ſterium des Innern in Oldenburg; 
b) Landesteil Lübeck: die Regierung in 
Eutin; 
c) Landesteil Birkenfeld: die Regierung 
in Birkenfeld; 
Braunſchweig: 
a) das Polizeipräſidium in Braunſchweig; 
b) die Kreisdirektion in Braunſchweig, 
Wolfenbüttel, Helmſtedt, Ganders⸗ 
heim, Holzminden, Blankenburg a. H.; 
Anhalt: das Anhaltiſche Staatsminiſterium 
in Deſſau; 
Bremen: der Staatskommiſſar für private 
Verſicherungen in Bremen; 
Lippe: die Wirtſchaftsabteilung der Re⸗ 
gierung in Detmold; 
Lübeck: die Finanzbehörde in Lübeck; 
Mecklenburg⸗Strehlitz: das Miniſterium 
des Innern in Neuſtrehlitz; 
Schaumburg⸗Lippe: die Schaumburg⸗Lippe⸗ 
ſche Landesregierung in Bückeburg 


10. 


17. 
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Arbeitsprogramm der Studiengeſellſchaft für 
Bauſparweſen. 
Der Ausſchuß beſchloß in ſeiner Sitzung vom 
26. 9. 1931 das folgende Arbeitsprogramm: 

J. Wiſſenſchaftliche Bearbeitung des Bauſpar⸗ 
weſens in ſeinen Teilgebieten durch Arbeitsaus⸗ 
ſchüſſe. In Ausſicht genommen find zunächſt 
folgende Arbeitsgebiete: 

a) Techniſche Fragen der Aufſicht, 
b) Organiſatoriſche Fragen der Bauſparkaſſen, 
c) Aufbringung der Mittel bei den Bauſpar⸗ 
kaſſen (Paſſivgeſchäft), 
d) Verwendung dieſer Mittel (Aktivgeſchäft). 
II. Wiſſenſchaftliche Abhandlungen. 
Die Ergebniſſe dieſer Arbeiten werden entweder 
im Organ der Geſellſchaft („Die Wohnung“) 
oder in Buchform veröffentlicht: 
Archiv und Bücherei. 
Rundfragen an die einzelnen Bauſparkaſſen zur 
Klärung wichtiger Fragen der Praxis. 
Preisausſchreiben. 
Vortragsveranſtaltungen in größerem Kreiſe. 
Vortragsreihen für die Praxis, insbeſondere für 
Prüfer und Vertrauensleute. 


III. 
IV. 


* 
VI. 
VII. 


Bauwirtſchaft. 

Wir haben erſtmalig den Verſuch gemacht, den 
Angaben für die oſtpreußiſche Bauwirtſchaft ſolche 
aus anderen Provinzen gegenüber zu ſtellen und 
hoffen, in den nächſten Monaten den Kreis noch 
erweitern zu können. Wir weiſen aber darauf hin, 


daß die Vergleichbarkeit der Zahlen untereinander 
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nur bedingt gegeben iſt, da den Preisangaben unter 
Umſtänden Materialien verſchiedener Qualitäten zu⸗ 
grunde gelegt ſind (vergl. z. B. den Preis für „Fuß⸗ 
boden“ in der Provinz Pommern). Wir werden 
daher vorläufig auf eine Auswertung und einen 
Vergleich der Angaben für Pommern und 25 55 
ſchleſien verzichten, hoffen aber in Zukunft, ie 
Angaben auf einer vergleichbaren Baſis machen 
zu können. 


ie Lage auf dem Baumarkt iſt im allgemeinen 
a 1 Eine Inangriffnahme von 
neuen Bauvorhaben iſt nur ganz vereinzelt we 
Erfreulicherweiſe iſt aber im September auf dem 
Arbeitsmarkt im Baugewerbe in Oſtpreußen gegen. 
über Auguſt noch keine Verſchlechterung . 
Die Zahl der arbeitſuchenden e er 1 
Ende September genau ebenſo hoch wie Ende? u 2 
Bei der Zählung der Arbeitſuchenden in 10 
einzelnen Berufsgruppen zeigt ſich, daß, währen 
bei den Maurern und Zimmerern eine Steigerung 
der Arbeitsloſigkeit eingetreten iſt, die Nachfrage 
nach Malern und Glaſern, alſo Bauhandwerkern, 


die in der Hauptſache beim innern Ausbau be⸗ 
ſchäftigt werden, ſogar etwas geſtiegen iſt; und 
zwar iſt die Zahl der arbeitſuchenden Maler von 
1091 auf 963, die der Glaſer von 985 auf 823 
geſunken. Ebenſo war für Bauhilfsarbeiter im Sep⸗ 
tember eine etwas ſtärkere Nachfrage auf dem 
Arbeitsmarkt zu verzeichnen. 

Bei den Bauſtoffen macht ſich ein weiterer Preis⸗ 
abbau bemerkbar, und zwar trat ein Preisnachlaß 
bei folgenden Holzarten ein: 

cbm 
Balken u. Bohlen koſteten im Oktober 52,— RM je qm 


im Novemb. 50 
Schalung und Stodung im Oktober 38,— RM 


im Novemb. 35,— RM „ „ 
Dachſchalung koſtete im Oktober 55,— RM „ „ 
im Novemb. 52, — R 


„ im Oktober 100.— RM., „ 
im Novemb. 90,— RM „, 


Fußboden 


Dieſe Preisſenkung ließ den Bauſtoffindex von 
146,5 im Oktober auf 143,4 im September, alſo 
um 2,1 v. H. ſinken. Der Baukoſtenindex ermäßigte 
ſich dadurch von 167,6 auf 165,9. Dr. Gr. 


Vauwirtſchaftliche Kurven 


„„ 


— + + 
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Zahlen zur Bauwirtſchaft 


Gegenſtand | 


1931 | Oſtpreußen | Pommern | Oberſchleſien 


Lebenshaltungs inden September 134,0 
Oktober | 133,1 
November 9 
Großhandels inden September | 108,6 
Oktober Reich 107,0 
November 5 
Baukoſteninde September 143,0 
Oktober 143,0 
November . 
Banforteririnerun a sam 2 naieese un September 168,0 2 5 
Oktober 167,6 5 153,8 
November 165,9 > A 
SIEHHONTHEDELT Sr ee September 147,3 124,3 8 
Oktober 146,5 122 7 132,3 
November 143,4 . 5 
r een. September 193,4 & 3 
Oktober 193,4 = 180,0 
November 193,4 2 5 
Mauerſteine (1000 Stck.) September 43,25 RM 40,00 AM * 
Oktober 43,.— „ 40,00 „ 32,60 RM 
November 43,.— „ 8 = 
Dachpfannen (1000 Stck.) September 88. 75,— „ 85 
Oktober 5 5 68,80 „ 
November 88 8 f 
Träger (ohe re September 2025 7, 19, — bis 22,50 . 
Oktober 233 I 19,— bis 22,50 16,06 „ 
November 20725 „ 5 ® 
Stammware (1 ebm) September 90,— „ 80,— „ E 
Oktober 5 55 86,83 „ 
November 90,.— „ z . 
Kanholg (1 bn) September 45,.— „ 40,— „ 2 
Oktober 45,— „ 38,.— „ 46,.— „ 
November 45,.— „5 . 8 
Füßboden (1 bm) September 100,— „ eee 85 
Oktober eh 1 75,38 
November 90,.— „ 8 = 
Balken und Bohlen (1 cbm) . . September 52,.— „ 55,.— „ N 
Oktober 50,— „ 48,.— „ 49,88 „ 
November 50,.— „ = & 
Bauhandwerker (Stundenlohn). September 1.— „ 0,81 bis 1,48 a 
Oktober in u 0,81 bis 1,48 9585 
November 1,— „ 0,81 bis 1,48 5 
Bauhilfsarbeiter (Stundenlohn) September 82 0,59 bis 1,02 A 
Oktober 9582 75 0,59 bis 1,02 De 
November 982 0,59 bis 1,02 x 
Arbeitſuchende Bau handwerker. September 6559 8447 4 
Oktober 0 7755 . 
November = . “ 


Verantwortliche Schriftleiter: Wilhelm Schlemm und Dr. Ferdinand Neumann in Königsberg Pr. Verlag: Oſtpreußiſche Heim- 

ftätte G. m. b. H. in Königsberg Pr., Vernekerſtraße 9, Poſtſcheckkonto Königsberg Pr. 10131. — Bezugsbedingungen: Einzelnummer 1,50, im Jahres- 

bezug 12,—, im Probevierteljahr 3,.— RM. — Erfüllungsort: Königsberg Pr. Die Zeitfchrift erſcheint am 15. eines jeden Monats. Redaktions⸗ 

ſchluß für Aufſätze am 1., für Nachrichten am 10. eines jeden Monats. Nachdruck von Aufſätzen, auch auszugsweiſe, nur mit Genehmigung der Schrift- 
leitung. Druck: Julius Wangnick, Königsberg Pr., Tamnauſtraße 45 


